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1 Solide Finanzen - Mehr Wachstum und 
Beschäftigung - Vorfahrt für Bildung und 
Forschung 

1.1 Gesamtwirtschaftliche Entwicklung 2010 
bis 2014 

Die deutsche Wiitschaft ist verhalten in das Jahr 2010 
gestartet. Im ersten Quaital stieg das Biuttoinlaiids- 
produkt (BIP) in preis-, kalender- und saisonbereinigter 
Betrachtung lun 0,2 % gegenüber dem Vorqiiartal an. 
Insgesamt kam es damit im Winterhalbjahr 2009/2010 
im Vergleich zum vorangegangenen Sommerhalbjahi’ zu 
einei’ erheblichen Abschwäcbung der gesamt- 
v^iitschaftlichen Aktmtät. Hierzu hat der migewöbnlich 
halte luid lange Winter maßgeblich beigetiagen. Die 
geringe Wachstumsdynamik im Winterhalbjabi- 
2009/2010 zeigt, dass der konjunkturelle Erholungs- 
prozess nach wie vor anfällig fiii- Rückschläge ist. Nach 
zögerbchem Jahiesaußakt wird sich die wiitschaftbche 
Erhohmg im weiteren Jahies verlauf jedoch foitsetzen. 
Darauf deuten sowohl eine spüibaie konjmiktiuelle 
Belebimg ziun Ende des ersten Quartals als auch die 
vorlaufenden Konjiuiktui'indikatoren hin. 

Der Arbeitsmarkt hat sich bisher gegenüber dem kiisen- 
bedingten Konjunktureinbnich erheulich robust gezeigt. 
Trotz imgünstiger Witteiungsbedingimgen veiringeite 
sich die saisonbereinigte Arbeitslosenzahl hn ersten 
Quaital 2010, mid auch hn z\\^eiten Quartal 
(saisonbereinigt -130.000 Personen gegenüber dem 
ersten Quaital) setzte sich der Rückgang fort. Wenn- 
gleich die gesamtw^irtschaftlkhen Produktionskapazi- 
täten nach wie vor unterausgelastet smd, diiifte jedoch 
das Risiko abmpter Aibeitsmarkheaktionen im Zuge 
einei’ sich abzeichnenden Festigimg der konjunkturellen 
Erhohmg weiter abnelimen. 

Die Bundesregieiung erwartet in ihrer Friihjahrsprojek- 
tion füi- das Jalu 2010 ehieii BIP- Anstieg von real 
1,4%. Vor dem Hintergnmd emer positiven 
Waclistumsrate im ersten Quartal imd der zuletzt 
dynamischen Enmdcklung m der hidustiie keimte aus 
heutiger Sicht bei anhaltender konjiuiktuieüen Erhohmg 
der BIP-Anstieg höher ausfaUen als in der 
Fnihjalirsprojektion der Bimdesregienmg eiwaitet. Im 
Jalu 2011 düifte das BIP-Wachstimi real 1,6 % 
behagen. 

Ingesamt bestehen derzeit Risiken imd Chancen für die 
weitere wirtschaftliche Entwicklung: Die nach wie vor 
bestehende gesamtW'h’tschaftliche Unterauslastimg und 
die damit einhergehende Kostenbelastimg der Unter- 
nehmen stellen weiterhin gewisse Risiken fiu die 
weitere Aibeitsmarktentwicklimg dar. Die erneute 
Veiunsichenmg an den Finanzmärkten könnte zu einer 


zmücklialtenderen Kiedirt' ergäbe der Banken sowie zu 
einer Verschärfimg der Kreditkonditionen füluen. Damit 
würde die Finanzienmg von Investitionsproj ekten diuch 
die Unternehmen im imgünstigsten Fall erschw^ert. 

Gleichzeitig bestehen auch Chancen auf eine günstigere 
Konjunkturentwicklung. Von einer dynamischeren 
Entwickhmg des Welthandels köimten die deutschen 
Exporteiue angesichts ihres Gütersortiments und dei’ 
hohen preislichen Wettbew^erbsMliigkeit in besonderem 
Maße prohtieren. Hinsichtheh der privaten Konsum- 
tätigkeit köimte das Vorsichtsmotiv hn Falle emer noch 
günstigeren Arbeitsmarktentwicklung wieder stärker hi 
den Hmtergnmd Ueten. Auf diese Weise kömite sich die 
seit Jabiesbeghm wüksame Entlastimg der privaten 
Haushaltseinkommen in zusätzhehe bhmenwiilschaft- 
hche Nachfiageimpulse übersetzen. 

Für den mittelfristigen Projektionszeitiamn (2010 bis 
2014) whd emartet, dass das preisbereinigte BIP diuch- 
scbihtthch lun rd. 1 V 2 % p.a. ansteigt. Es whd davon 
ausgegangen, dass die derzeit erhebliche negative 
Pioduktionslücke zmn Ende des mittelfristigen Zeit- 
raiuns geschlossen whd. Das heißt: Die deutsche Wirt- 
schaft whd bis zimi Jahr 2014 insgesamt wieder eme 
noimale Auslastung üuer Roduktionskapazitäten 
erreicht haben. Fiu die Jahie 2012 bis 2014 ist dabei em 
Wachstum von duichsclmittlich rd. 1 % % p.a. imter- 
stellt. 


1.2 Ausgangslage für den Bundeshaushalt 
2011 

Der Vollzug des Bundeshaushalts 2010 gestaltet sich 
erheblich günstiger als dies noch im Rahmen dei’ parla- 
mentarischen Beratimgen ziun Bundeshaushalt 2010 
imtersteUt werden musste. Zmn Abschluss der Beratmi- 
gen des Bmideshaushalts 2010 wurde die veransclilagte 
Nettokieditaufhabme von msprüngheh erwarteten 
86,1 Mrd. € auf 80,2 Mrd. € gesenkt - auf die damit 
aber immer noch mit w^eitem Abstand höcliste Neuver- 
schuldung seit Bestehen der Bimdesrepublik 
Deutschland. Zur Jahiesmitte zeichnet sich gesichert ab, 
dass die Soll-Nettokieditaufiiahme deutheh imter- 
scbiitten werden wird. 

Es wird damit gerechnet, dass die tatsäclüiche Netto- 
kreditaufiialime im Bimdeshaushalt zmn Jahresende das 
Soll lun 15 Mrd. € mitersclueiten wüd. 

So kaim der Bund nach der Mai-Steuerschätzmig 
gegenüber dem Soll des Haushaltsplans 2010 mit 
Steuermehieimiabmen von 4,5 Mrd. € rechnen. Ein 
wesentheher Teil resultiert aus höheien originären 
Steuereinnahmen, ein Anteil in Höhe von 1,8 Mid. € ist 
auf geringere EU-Abfühiimgen zmückzuführen. Neben 
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dem höheren Steiieiaiifkommen koimiit es auch zu 
außerordentlichen Mehieiimalimen auf Giund der Ver- 
steigeiung der UMTS -Frequenzen. Die Summe der 
Höchstgebote von insgesamt 4,4 Mid. € tiberstieg bei 
Weitem die Erwaitiuigen. 

Auf der Ausgabenseite werden derzeit diuch die posi- 
tive Enmdddimg auf dem Arbeitsmarkt spürbare 
Entlastungen emaitet. Die Schätzimgen für den 
Aibeitsmarkt lassen Minderausgaben in Höhe von mehr 
als 3 Mrd. € duichaus reahstisch erscheinen. Ferner 
trägt die weiterhin sehr’ günstige Zinsenh\icklrmg im 
Bereich der kui’zfdstigen Kreditaufnahme ziu Haus- 


haltsentlastiuig bei. Auf dieser Grundlage werden Min- 
derausgaben von rd. 2 Mrd. € erw^artet. Insbesondere 
wegen der maßvollen Nachfrage nach Gewähi- 
leistimgen aus dem Deutschlandfonds ist für das Jahr’ 
2010 mit deuthch weniger AusföUen aus Gewähr- 
leistimgen zu reclmen. 

Die besser als erwartet verlaufende Entwicklung von 
Ehmahrnen und Ausgaben ändert aber nichts daran, dass 
der Brmd im laufenden Jalu neue Schulden in liistorisch 
eirmiahger Höhe aufriehmen w^erden muss. 


Schaubifd 1 
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1.3 Bundeshaushalt 2011 und Finanzplan bis 
2014 

Hfiusluiltskonsolidieriing £ils Zukunftspolitik: Rück- 
führung dei' NeuvcischuMung sichert finanzpoliti- 
sche Handlungsfähigkeit 

Der Regienmgseiirnauf zum Bimdeshaushalt 2011 luid 
der Fiiianzplaii bis zmn Jalu’ 2014 stellen einen Wende- 
punkt in der Haushalts- und Finanzpolitik dar. Den 
Haushalt nachhaltig zu konsohdiereiL ist nach der 
schwersten Finanz- und Wiitschaftskiise der Nach- 
kiiegsgeschichte die wesentliche Aufgabe der deutschen 
wie der europäischen Politik. Der Ausstieg aus den in 
der Krise ergriffenen umfangreichen konjiniktiustützen- 
den Maßnahmen ist imter ordnungspolitischen 
Gesichtspunkten geboten und muss daher so rasch wie 
verantwoitbar vollzogen werden. Es geht Jetzt darum, 
das Veitrauen in die langfristige TragMiigkeit der 
Staatsfmanzen zu stärken mid die finanzpolitische 
Handhuigsföhigkeit dauerhaft zu sichern. Die jüngsten 
Entwicklungen in Griechenland luid anderen Eur o-Län- 
dem geben einen deutlichen Hinweis darauf dass 
öffentliche Verschuldung nicht ins Uferlose ausgedehnt 
werden karm imd darf Solide Staatsfuianzen sind viel- 
melu imverzichtbar für naclihaltiges Wachstum imd eine 
langfi’istig leistungsfähige Wiitschaffspolitik. 

Im Rahmen des Eiuopäischen Stabilitäts- und Wachs- 
tiunspaktes muss Deutschland spätestens im Jahr’ 2013 
wieder den Maastiicht-Referenzw^ert von 3 % des BIP 
fiii' das gesamtstaatliche Defizit imterschieiten. Dazu ist 
es gemäß den Beschlüssen des ECOEIN-Rates vom 
Dezember 2009 verpflichtet, sein stmkturelles Defizit 
jährlich im Duichsdmitt um mindestens 0,5 % des BIP 
zu reduzieren. Die Einhaltung dieser Vorgaben ist 
imabdingbare Voraussetzimg fiii- die Stabihtät des Euro 
sowie die Zukimftsfahigkeit unseres gemeinsamen 
Whtschaftsraurnes imd unseres Landes. 

Nach der neuen Schuldemegel in Artikel 115 Giimd- 
gesetz muss der Bimd ab dem Jahr 2011 sein stiuk- 
tiuelles Defizit schrittw^eise bis auf das im Jalir 2016 
noch zulässige Niveau von 0,35 % des BIP zmlick- 
fiiluen. In üiier Kabinettklausur am 6. imd 7. Juni 2010 
hat die Bimdesregienmg daher ein Konsolidienmgs- 
paket im Umfang von über 80 Mrd. € für’ die kommen- 
den vier Jalue beschlossen. Es soll die Balance 
zwischen Eigenverantw^oitung imd Solidarität, zwischen 
Freiheit imd VerantW'Ortimg wieder hersteilen. Nur so 
kömien wir’ das wmtschafthche Wachstum in Deutsch- 
land nachlialtig stärken imd Gestaltimgsspiehäume füi’ 
wichtige Zukunftsaufgaben zuiiickgewirmen. 


Bei voller Geltimg der neuen verfassirngsrechtlichen 
Schuldemegel ab dem Jahr 2016 ist eine stnikturelle 
Neuverschuldung des Bimdes niu noch in Höhe von 
maxinial 0,35 % des BIP zulässig. Dieser Gnmdsatz des 
ohne Eiimalmien aus Krediten ausgeglichenen Haus- 
halts gilt bezogen auf die lun finanzielle Transaktionen 
bereinigten Eiimahmen imd Ausgaben. Der strukturell 
zulässige Verschuldungsspiehaurn von 0,35 % des BIP 
wh’d in konjiuiktiueU schlechten Zeiten entsprechend 
den daraus folgenden Wirkungen auf den Bimdeshaus- 
halt erw^eitert imd in guten Zeiten veningert (Konjimk- 
turkomponente). 

hii Rahmen einer Übergarigsregehmg (Artikel 143d 
Absatz 1 Gruridgesetz) sind für den Bund noch bis ein- 
schließhch des Jahres 2015 Abw^eichimgen liinsichthch 
des stnikturellen Verschuldungsspiehaurns zugelasseri. 
Nach § 9 des Gesetzes zur Ausfülu’ung von Artikel 115 
des Gnmdgesetzes findet die Schuldemegel für’ den 
Bimd im Zeitr aum vom 1. Januar 2011 bis zmn 31. 
Dezember 2015 daher mit der Maßgabe Anw^endung, 
dass das struktiuelle Defizit des Haushaltsjahres 2010 
ab dem Jalu 2011 in gleidmiäßigen Schritten bis ziu 
vollen Einhaltung der maximal zulässigen str’uktiuellen 
Verschuldung von 0,35 % des BIP irn Jahr- 2016 
zmückgeftilut wird. Dies trägt insbesondere dem Um- 
stand Reclmimg, dass angesichts der imausw^eichlichen 
Ausw^eitimg der Staatsverschuldimg im Zusanmienhang 
mit der Finarizmarkt- und Wirtschaflkrise ein Anpas- 
simgspfad bis ziu vollständigen Einhaltimg der’ Schul- 
deruegel erforderhch ist. 

Es entspricht Sirm imd Zweck der Schuldemegel, bei 
der Eestlegung des Ausgarigsw^erts des Abbaupfades zu 
berücksichtigen, dass aus heutiger Sicht gegenüber dem 
Haushaltssoll bereits Entlastungen in Höhe von 
15 Mrd. € als gesichert angesehen werden köimen imd 
- abweichend vom Haushaltssoll von 80,2 Mrd. € - nur 
noch von einer Nettokreditaufiiahrne von 65,2 Mrd. € 
auszugehen ist. Damit koriespondier’t eine gegenüber 
dem Haushaltsoll um 13,4 Mrd. € geringere stnikturelle 
Neuverschuldung von 53,2 Mrd. €. Zur Berechriimg der 
struktmellen Nettokr editaufiiahme wmrde auf Basis der 
gesamtwmtschaftlicheri Eckwerte der Eriihjahrspro- 
jektion 2010 auch die Konjimktmkomponente aktuali- 
siert. hii Einzehien ergibt sich die Beredmung aus 
Tabelle 1. 
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Tabelle 1 


Berechnung der strukturellen Nettokreditaufnahme 2010 

Erwartete Nettokreditaufnahme 

65.200 Mio. € 

Zuzüglich Saldo der finanziellen Transaktionen 

29 Mio. € 

Zuzüglich Konjunkturkomponente 

-11.984 Mio.€ 

Strukturelle Nettokreditaufnahme 

53.245 Mio. € 

Nominales BIP des der Haushaltsaufstellung vorangegangenen Jahres 
(Stand Frühjahrsprojektion 2010) 

2.407 Mrd. € 

Strukturelle Nettokreditauthahme 2010 in % des BIP als Ausgangswert für 
den Abbaupfad 

2,21 % 

Jährliche Abbauschritte ab dem Jahr 2011 in % des BIP bei gleichmäßiger 
Aufteilung der Abbauverpflichtung bis zu einer zulässigen strukturellen 
Nettokreditaufnahme von 0,35% des BIP im Jahr 2016 

0,31 % 

Rundungsdiffenenzen möglich 



Die „Schiildenbrenise“ als neue Fiskaliegel des Bundes 
erfordert auch eine Anpassung des hadierten Haus- 
haltsaufstellungsveifaluens. Die weitere Einhaltung der 
stiikten Konsolidierungsvorgahen der Schuldenregel 
wild nui’ gelingen, wenn sich die Biuidesregienuig auch 
zukünftig fiühzeitig auf eine geniemsanie Marsch- 
richtung verständigt. Deshalb whd das regieiungs- 
inteme HaushaltsaufsteEimgs verfehlen - in Umsetzung 
des Koahtionsverliages - als Top -down- Verfahren aus- 
gestaltet. Dazu whd das Kabinett jeweils bis spätestens 
Mitte März auf Vorschlag des Bundesnihüsters der 
Emanzen Eckv^'Crte beschließen, die die Ehibaltung der 
verfassungsrechtlichen Schuldeiuegel sicherstellen und 
die verbindliche Giimdlage fiii- die weitere Haus- 
haltsaufstelhmg in den Einzelplänen sind. Mit dieser 
Maßgabe erfolgt im Anschluss das übliche regiemngs- 
inteme Aufstellungsverfahien mit den Haushaltsan- 
meldmigen der Ressoits, das mit dem Beschluss des 
Bundeskabhietts über den Biuideshaushalt imd den 
Fmanzplan seinen Abschluss findet. Das parlamenta- 
rische Ver fahlen der Haushalts aufstehimg bleibt unver- 
ändeit. 


2 Die Eckwerte des Bundeshaushalts 2011 
und des Finanzplans 2010 bis 2014 

Ausgehend vom bisherigen Fmanzplan, der fiii' das Jahi' 
2011 noch eine Neuverschuldimg in Höhe von 76,6 
Mi’d. € (bnitto, d.h. ohne Berticksichtung einer Globalen 
Minderausgabe im Zusammenhang mit der neuen 
Schuldenbremse von 4,9 Mrd. €) vorsah, wild der Bun- 
deshaushalt diuch Steueimindereiimalmien (insbe- 
sondere dmch das Wachstumsbeschleunigungsgesetz) in 
Höhe von 4,6 Mid. € sowie durch Mehiausgaben in 
Höhe von 1,9 Mid. € füi’ zusätzhche Mittel fiii' Bildimg 
und Forschung belastet. Dem stehen Entlastimgen im 
Regienuigsentwmrf in Höhe von 10,4 Mrd. € durch 
übeiwiegend konjunkturelle Entlastungen des Aibeits- 
marktes sowie Haushalts verbessenmgen in Höhe von 
1 1 ,2 Mi’d. € durch das von der Bmidesregieirmg 
beschlossene Zukurifispaket gegenüber. Hinziitieten 
treten w^eitere Entlastimgen in Höhe von 4 Mrd. €, u. a. 
durch einen Rückgang der Zinsausgaben. Die Netto- 
kreditaufiiabme im Regienmgsentwurf 2011 beträgt 
57,5 Mid. €. 

Durch die Uinsetzimg der zur Einhaltung der neuen 
Schuldeiuegel erforderlichen Konsohdieiimgsmaß- 
nabinen whd die Neuverschuldimg am Ende des 
Finanzplammgszeiti'aumes rd. 24,1 Mrd. € betragen und 
kami somit mehr’ als halbiert werden. Gleichwohl be- 
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Steht ftii’ die Jahre ab 2014 weiterer Handhmgsbedaif. 
Der Finanzplan enthält mit Blick auf die neue Schulden- 
regel ini Jalir 2014 eine Globale Minderaiisgabe in Höhe 
von 4,8 Mid. €, die im Rahmen der nächsten Haus- 
halts aufstelhuig aufgelöst werden muss. Ftii' die Jahre 
2015 mid 2016 müssen daiüber hinaus weitere Konsoli- 
diemngsmaßnalunen vorgenommen werden, um bis 
zum Jalu 2016 die strukturelle Neuverschuldung auf 
0,35 % des BIP - also dami nind 10 Mrd. € - abzu- 
senken. 

Die hivestitionen sinken im Regiemngsentwwf 2011 im 
Vergleich zum Bimdeshaushalt 2010 um ca. 1,0 Mid. €. 
Hintergiimd hieifiu’ ist das Auslaufen zusätzlicher 
Investitionsmaßnahmen aus dem Maßnahmenpaket 
„Beschäftigungssichenmg diuch Wachstumsstärkimg“ 
der Btmdesregieiimg (Konjunfctmpaket I). Trotz der 
umfangi’eichen Sparbemühimgen bleiben die Investitio- 
nen ansonsten unangetastet und werden auch im 
Finanzplammgszeitraum - bereinigt tun die übeijähiigen 
Darlehen an die Bimdesagentui- für’ Arbeit - auf hohem 
Niveau fortgescluieben. Damit setzt die Bundes- 
regieiimg ein deutliches Zeichen fiir eine betont 
wachstiunsorientieite Ausgestaltung ihres Konsolidie- 
nuigskiuses. 


Auf der Einnahmenseite bilden sich die Einnahme- 
verbesseinngen aus den im Zukmiftspaket beschlosse- 
nen Maßnahmen ab. 

Insgesamt spiegehi sich die mnfangreichen Konsoh- 
dienmgsmaßnahmen auch in der Entwicklung ausge- 
wählter Volks- rmd finanzwiitschafflicher Kennziffern 
wider: 

So siiikt die Ausgabenquote - das Verhältnis der 
Ausgaben des Bundes zum BIP die sich noch im 
Soll des Jahies 2010 auf 13,0 % beläuft, auf Basis 
des Regienmgsentwwfs für das Jalu 2011 auf 
12,2%. Zum Ende des Finanzplanungszeitraums 
stabüisiert sich die Ausgabenquote auf dem Niveau 
vonrd. 11 %. 

Im Regieinngsentwmf zum Bundeshaushalt 2011 
wird der so genaimte Primärsaldo - der Saldo aus 
Ehmahmen ohne Nettokreditaufnalune und den 
Ausgaben ohne Zinsen - -21 ,4 Mrd. € betragen rmd 
kamt im Vergleich zum Soll 2010 mein als halbieil 
werden. Im Finanzplammgszeitraum wild sich das 
Primärdefizit aufgiuud der lunfangieichen Konsoh- 
dienmgsmaßnahmen in einen Piimäriiberschuss in 
Höhe von 9,0 Mid. € im Jahi' 2013 rmd 24,0 Mrd. € 
im Jahr 2014 wandehi. 


Tabelle 2 


Berechnung der nach der Schuldenregel 
zulässigen Nettokreditaufnahme 



2011 

2012 

2013 

2014 


in Mrd. € 

Maxtmal zu/äss/ge strMi/r&//e 
Nettokred/taufhahme in % des ß/P 

190 % 

159 % 

128 % 

0,97% 

Nominales BIP des der 
Haushaltsaufstellung 
vorangegangenen Jahres 
(Stand; Frühjahrsprojektion 2010} 

2.407 

2.450 

2.510 

2.583 

Nach der Schuldenregel maximal 
zulässige strukturelle 
Nettokreditaufnahme 

45,8 

39,0 

32,1 

25,1 

abzüglich Konjunkturkomponente 

-5.5 

-3,3 

-1,3 

0,4 

abzüglich Saldo der finanziellen 
Transaktionen 

-6,2 

-0,9 

1,8 

0,6 

Nach der Schuldenregel 
maximal zulässige 
Nettokreditaufnahme 

57,5 

43,1 

31,6 

24,1 

Neue Nettokreditaufhahme 

57,5 

40,1 

31,6 

24,1 


Rundunqsdrfferenzen moqlich 
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Die Kieditfmanzienmgsquote - der Anteil der 
Nettokieditaufiiabiue an den Gesamtausgaben - 
liegt iiii Soll 2010 auf dem histoiiscli hohen Niveau 
von 25,1 %. Mit dem Regiei'ungseDt\;v"ui’f 2011 wild 
dieser Wert deutlich untei’schiitten luid erreicht nur’ 
noch 18,7%. Bis zum Ende des Finanzplanungs- 
zeitraums sinkt die Kreditfinanzieinngsquote weiter 
auf 8 %. 

Das gesamtstaatliche Maastricht-Deüzit, das neben 
dem Brmd einschließlich seiner SondeiTechnimgen 
auch Länder, Gemeinden rmd Sozialversicheiung 
mnfasst, W'iid im laufenden lahi- mit 4 V 2 % des BIP 
niedriger ausfaüen als noch in der April- 
Maastricht-Notifikation mit 5 ^2 % des BIP ge- 
schätzt. Gleichw'olü W'iid das Defizit aufgnmd der 
Folgewmkungen der Wiitschafts- und 


Finanzkiise deutlich gegenüber dem Voijahi' (3,1 % 
des BIP) auf den voraussichthch höchsten Wert seit 
der deutschen Wiedeiwereinigung ansteigen. Ab 
dem koimiienden Jahi' w^ird es aber infolge der 
Konsolidienuigsbemühimgen auf allen staatlichen 
Ebenen schrittweise bis auf nmd 1 % des BIP 

zmn Ende des FinanzplanungszeiHamns reduziert. 

Entsprechendes gilt fiii- die Schuldenstandsquote in 
der Maastiicht-Abgienzung: auch diese wird im 
Jahr 2010 gegenüber dem Vorjahr (73,1 %) deut- 
hch auf 78 % ansteigen. hi der Maasüicht-Notifi- 
kation w^aren fiii- dieses Jahi' noch 79 % geschätzt 
worden. Sie erhöht sich auf ehien Höcliststand von 
80^2% im Jahr 2012 und geht danach bis 2014 
bereits wieder leicht auf 80 % ziuück. 


Tabelle 3 


Der Finanzplan des Bundes 2010 bis 2014 

Gesamtübersicht 



Ist 

Soll 

Entwurf 


Finanzplan 


2009 

2010 

2011 

2012 

2013 

2014 




Mrd.€ 



1 

2 I 

1 3 

4 

5 

6 

7 

I. Ausgaben 

Veränderung ggü. Vorjahr in 

292,3 

319,5 

307,4 

301,0 

301,5 

301,1 

Prozent 

+3,5 

292,3 

227,8 

30,2 

+9.3 

319,5 

211.9 

27.4 

-3,8 

307,4 

221,8 

28,1 

-2,1 

301,0 

232,8 

28,1 

+0,2 

301,5 

241,8 

28,1 

-0,1 

301,1 

250,3 

26,7 

II. Einnahmen .................................. 

Steuereinnahmen 

Sonstige Einnahmen 

Nettokreditaufnahme 

34,1 

80.2 

57,5 

40,1 

31,6 

24,1 

nachrichtlich: 

Ausgaben für Investitionen 

27,1 

28.3 

33.8*’ 

29,0*’ 

26,4 

26,0 


Riuidungsdifferenzen möghch 

Einschließlich übeijähiiges Darlehen an die Biuidesagentur ftir Arbeit 
(2011: 6,55 Mrd. €, 20 12*: 2,15 Mrd. €) 
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Schaubild 2 


Mrd.€ 

330 


Entwicklung von Einnahmen, Ausgaben und Nettokreditaufnahmen 
(Ist 2004 - 2009, Soll 2010 - 2014) 


319,5 


310 


290 


270 


250 


230 


Ausgaben 


307,4 3Q,| Q 


301,5 301,1 



233,1 


228,6 


260,9 

239,3 

Einnahmen 


277,0 


210 212,1 

2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 


3 Die Ausgaben des Bundes 
3.1 Überblick 

Die Ausgaben des Biuides lassen sich unter verschie- 
denen Aspekten ordnen. Nach ihrer prozentualen Ver- 
teilung auf die einzelnen Ministerien (bzw. Einzelpläne) 
ergibt sich das in Schaubild 3 daigestellte Bild. Eine 
Unteiteilimg nach Aufgabenbereichen findet sich in 
Kap. 3.2. Diese Untergliedenmg der Staatsausgaben 
oiieiitieil sich weitgehend am Funktionenplan ziun 
Biuideshaushalt. Dadmch sind die Haushaltsmittel er- 
sichtlich, die für einzehie Aufgabeiibeiei- 
che/Pohtikbereiche vorgesehen sind, imabhängig davon, 
in welchem Ehizelplaii sie etatisieit sind. 

Von ökonomischem Interesse ist daniber hinaus die 
Unteiteilimg in konsumtive imd investive Ausgaben, die 
in Kap. 3.3 ausfühilichei behandelt wdid. 


3.2 Aufteilung und Erläuterung der Ausgaben 
nach Aufgabenbereichen 

Die Abgreiizimg und Gliedenmg der einzelnen Auf- 
gabengebiete in Tabelle 4 und in der nachfolgenden 
Darstellung entspricht weitgehend -jedoch nicht in 
allen Einzelheiten - dem Fimktioiienplan zum Bundes- 
haushalt. Um das Zahleiunaterial zum Finaiizplaii aus- 
sagefähigei und üanspar enter zu machen, wunden die 
Aufgabenbereiche teils in anderer Zuordnimg, teils in 
tieferer Aufgliedemng sowie in anderer Reihenfolge 
dargestellt. 


3.2.1 Soziale Sicherung 

Der Bereich der sozialen Skheiimg ist der giößte Aus- 
gabenblock im Bimdesliaushalt. hii Haushalts entwuirf 
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Schaubild 3 


Die Ausgaben des Bundes im Jahr 2011 nach Einzelplänen 
Gesamtausgaben: 307,4 Mrd. € 

Bildung und 



2011 sind hieifiir id. 158,8 Mrd. € vorgesehen. Dies 
sind id. 5 1 ,7 % der gesamten Ausgaben des Bmides. 
Am Ende des Fhianzplanzeitiaiuiis beüagen die Aus- 
gaben flh’ die soziale Sichenmg rd. 150,8 Mid. €. 

3.2.1 .1 Rentenversicherungsleistungen 

Die Leistungen an die Gesetzliche Rentenversicheiiuig 
sind seit Jalnen die größte Position ini Bundeshaushalt. 
Füi- das Jahr 2011 sind liierfiir rd. 80,1 Mid. € vorge- 
sehen: gegenüber 2010 bedeutet dies einen leichten 
Rückgang mn rd. 0,6 Mid. € bz^\ rd. 0,8 %. Veiursacht 
wild der Rückgang u.a. duich den im Ralimen des 
Zukmiftspaketes der Bimdesregienmg vereinbarten 
Wegfall der Erstattung einigungsbedingter Leistimgen 
an die allgemeine Rentenversichemng ab 201 1. Bis zum 
Jalu 2014 werden die Leistimgen voraussichthch auf rd. 
82,7 Mid. € steigen (Schaubild 4). 

Den Hauptanteil dieses sich aus verschiedenen Be- 
reichen zusanimensetzenden Ausgabenblocks bilden die 
Bundeszuschüsse an die allgemeine Rentenversichenmg 
einscliheßlich des zusätzlichen Bimdeszuschusses 


(rd. 58,8 Mid. €). Weitere Bestandteile sind beispiels- 
weise die Beitragszahlung für Kindereiziehungszeiten 
in Höhe von rd. 11,6 Mid. 6. Daiüber hinaus erstattet 
der Bimd der allgemeinen Rentenversichenmg die Auf- 
wendungen, die dieser aufgnmd der Überfiiluimg von 
Ansprüchen imd Anwartschaften aus Zusatz\^er- 
sorgimgssystemen der ehemaligen DDR in die Renten- 
versichenmg entstehen. Hierfiü- sind im Finanzplan- 
zeitiaimi 2010 bis 2014 rd. 13,5 Mid. € vorgesehen (für 
2011 2,7Mid. €). Ab 2010 hägt der Bund von diesen 
Aufeendimgen dauerhaft 40 %. Des Weiteren erstattet 
er die Zuschüsse zu den Beiträgen zut Rentenver- 
sichenmg der in Werkstätten imd Integrationsprojekten 
beschäftigten behinderten Menschen. Im Jahi' 201 1 ist 
hierfür gut 1 Mrd. € vorgesehen. 

Die Ausgaben des Bimdes für die Defizitdeckung in der 
knappschaftlichen Rentenveisichei-ung sinken gegen- 
über 2010 im Jahi- 201 1 um 50 Mio. € auf 5,85 Mid. €. 
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Schaubild 4 


Entwicklung der Rentenversicherungsleistungen des Bundes 2005 bis 2014* 

Mrd. € 



2005 2006 2007 2008 2009 2010 

‘ RundungsdifTenenzen 


2011 2012 2013 2014 


□ RV-B eiträge für 
Behinderte/ 
Sonstiges 

□ Erstattung 

ei nigungs bedingter 
Leistungen an RV 

□ Erstattung Zusatz- 
versorgungs- 
systeme (Ost) 

□ Knappschaftl. RV 


□ Beiträge Kinder- 
erziehungszeiten 


□Zuschüsse 

Allgemeine-RV 


3.2.1. 2 Arbeitsmarkt 

Die Btmdesatisgabeii flir den Bereich Aibeitsmarkt 
{Darlehen an die Bmidesageiitur fiir Arbeit, Beteiligiuig 
des Bimdes an den Kosten dei’ Arbeitsförderung, Gnuid- 
sichenmg fiii- Aibeitsuchende) werden im Jalir 201 1 mit 
insgesamt rd. 48,4 Mrd. € veranschlagt. Der starke 
Rückgang von rd. 10,6 Mid. € gegenüber dem Soll fiii- 
2010 benüit ziim einen auf der erheblich verbesserten 
konjiuiktiuellen Entwickhmg. Zum anderen werden 
Einspaiimgen dmch Maßnalmien des Zukunftspaketes 
der Bimdesregienmg vom 7. Juni 2010 von insgesamt 
4 Mid. € erzielt. Die Bundesregieiung geht davon aus, 
dass die Zalü der Aibeitslosen 2011 jahiesdurch- 
sclmitthch mit ca. 3,4 Mio. auf dem Niveau des Jahres 

2010 verbleiben wird. 

Zusaiimien mit der Bundesbeteiligung an den Kosten 
der Aibeitsfördenmg liegen die Bundesausgaben im 
Bereich der Biuidesagentm fiü' Aibeit (BA) bei insge- 
samt rd. 14,6 Mrd. Der Haushalt der BA wird im Jahi' 

2011 weiterhin durch hohe Ausgaben ftu Arbeitslosen- 
geld imd konjimktiuelles Kiuzarbeitergeld 


(iiikl. der Erstattung von Sozialversichenmgsbeiträgen) 
sowie geringere Beiüagseimialmien auch infolge der 
Absenkung des Beitragssatzes in den vergangenen 
Jahien besonders belastet. Zum 1. Januai-2011 whd der 
Beitragssatz zur Aibeitslosenversichenmg mit dem 
Auslaufen der Regelungen des Konjunktuipakets II 
wieder steigen, allerdings moderat von 2,8 % auf 3,0 %. 
Das Zukunftspaket der Bundesregienmg vom 7. Juni 

2010 sieht zudem vor, die Ausgaben der BA im Jalu 

201 1 um 1,5 Mrd. €, im Jahi' 2012 um 2,5 Mrd. € sowde 
in den Jahien 2013 und 2014 um jeweils 3 Mrd. € zu 
senken. 

201 1 ist eine Stiuidung der im Jaluesveiiauf an die BA 
als Liquiditätsliilfen geleisteten Bimdesdarlehen in 
Höhe von 6,55 Mid. € erforderlich. Bei unveränderten 
Eckwerten mid Ralunenbedingungen ist ein weiteres 
Darlehen nui’ noch im Jalir 2012 erforderhch 
(2,15 Mrd. €). Danach wiid auf Gnuid der mit dem 
Zukunftspaket beschlossenen Maßnahmen davon aus- 
gegangen, dass die BA wieder einen Überschuss eiwiit- 
schaften kann, so dass mit der Rückzahlung der gestun- 
deten Darlehen begomien werden kann. 
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Tabelle 4 

Die Ausgaben des Bundes 2009 bis 2014 nach Aufgabenbereichen 




Ist 

Soll 

Entwurf 


Finanzplan 




2009 

2010 

2011 

2012 

1 2013 1 

2014 



- in Mrd. € - 

3.2.1 

Soziale Sfchemng 







3.2.1. 1 

Rentenversichemngsleistungen 

78,973 

80,780 

80,139 

80,858 

81,600 

82,660 

3.2.1. 2 

Arbeitsmarkt 

43,794 

59,046 

48,425 

43,540 

39,832 

37,740 

3.2.1. 3 

Familien politische Leistungen 

5,328 

5,436 

5,278 

5,276 

5,274 

5,272 

3.2. 1.4 

Wohngeld 

0,784 

0,791 

0,491 

0,491 

0,491 

0,491 

3.2.1. 5 

Wohnungsbauprämie 

0,440 

0,608 

0,525 

0,486 

0,454 

0,407 

3.2.1. 6 

Kriegsopferleistungen 

2,107 

1,944 

1,794 

1,648 

1,502 

1,359 

3.2. 1.7 

Entschädigung für Opfer der 
nationa 1 sozial istischen Verfolgung , 
Lastenausgleich, Leistungen im 
Zusammenhang mit Kriegsfolgen .... 

0,637 

0,605 

0,567 

0,517 

0,506 

0,501 

3.2.1. 8 

Landwirtschaftliche Sozialpolitik 

3,939 

3,800 

3,744 

3,623 

3,614 

3,600 

32.1.9 

Sonstige Maßnahmen im 

Sozialbereich 

12,008 

20,225 

20,000 

18,762 

18,801 

18,860 

3.2.2 

Verteidigung 







3.2.2.1 

Militärische Verteidigung 

27,047 

26,634 

26,917 

26,210 

24,961 

22,925 

3.2.22 

Weitere Verte idigungs lasten. 

0,046 

0,051 

0,048 

0,046 

0,044 

0,044 

3.2.3 

Ernährung, Landwirtschaft und 

Verb ra ucherschutz 







3.2.3.1 

Gemei nschatsaufga be 
'Verbesse njng der Agrarstruktur und 
des Küstenschutzes" 

0,656 

0,675 

0,590 

0,590 

0,585 

0,585 

3.2.32 

Sonstige Maßnahmen im Bereich der 
Land- und Forstwirtschaft sowie des 
Verb rau che rsch utzes 

0,464 

0,828 

0,704 

0,519 

0,527 

0,524 

3.2.4 

Wirtschaftsfördenj n g 







3.2.4.1 

Energie 

2,21 1 

2,191 

2,121 

2,020 

1,855 

1,853 

3.2.42 

Sonstige sektorale 

Wi lisch aftsfördenjng 

0,559 

0,641 

0,606 

0,647 

0,688 

0,690 

3.2.43 

Mittelstand, industrienahe Forschung 
und Techno logiefördemng 

0,773 

0,797 

0,891 

1,015 

1,046 

1,028 

3.2.44 

Regionale Wirtschaftsförderung 

0,966 

0,684 

0,663 

0,578 

0,549 

0,543 

3.2.45 

Gewährleistungen und weitere 
Maßnahmen zur Wirtschaftsfördenj ng 

1,104 

2,509 

2,387 

2,369 

2,349 

2,153 

3.2.5 

Verkehr 







3.2.5.1 

Eisenbahnen des Bundes.. 

9,885 

9,736 

9,695 

9,703 

9,684 

9,673 

3.2.52 

Bundesfem Straßen .... 

6,180 

5,771 

5,717 

5,675 

5,551 

5,584 
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noch Tabelle 4 

Die Ausgaben des Bundes 2009 bis 2014 nach Aufgabenbereichen 




Ist 

Soll 

Entwurf 


Finanzplan 




2009 

2010 

2011 

2012 

1 2013 1 

2014 



- in Mrd. € - 

3.25.3 

Bundeswasserstraßen 

2,151 

2,064 

1,938 

1,942 

1,936 

1,933 

32.5.4 

Verbessemng der 
Verffehrsveirhältnisse in den 
Gemeinden ; Reg iona 1 is ierung sgesetz 

1,609 

1,672 

1,672 

1,672 

1,672 

1,672 

3.25.5 

Sonstige Maßnahmen im 
Verffehrsbereich 

2,200 

2,884 

2,042 

2,129 

2,241 

2,244 

3.2.6 

Bauwesen 







3.2.6.1 

Wohnungs- und Städtebau 

1,808 

2,035 

2,088 

1,968 

1,824 

2,019 

3.2.7 

Forschung, Bildung und 

Wissenschaft, kulturelle 
Angelegenheiten 







3.2.7.1 

Wissenschaft, Forschung und 
Entwicklung außerhalb der 
Flochschulen 

7,754 

8,118 

8,368 

9,127 

9,400 

9,305 

32.7.2 

Hochschulen ...... 

1,682 

1,867 

2,430 

2.61 0 

2,687 

2,912 

32.7.3 

Ausbildungsfördenjng, Förderung des 
wi ssenschattl ichen Nach wu chses ..... 

1,846 

2,095 

2,185 

2,216 

2,241 

2,246 

3.2.7 4 

Benjfliche Bildung sowie sonstige 
Bereiche des Bildungswesens .... 

1,965 

1,532 

1,465 

1,502 

1,654 

1,793 

3.27.5 

Kulturelle Angelegenheiten 

1,641 

1,684 

1,620 

1,581 

1,523 

1,556 

3.2.8 

Umweltschutz...... 

0,716 

0,950 

1,076 

1,137 

1,042 

0,970 

3.2.9 

Sport .................... 

0,130 

0,138 

0,132 

0,130 

0,128 

0,127 

3.2.10 

Innere Sicherheit, Zuwanderung 

3,978 

4,172 

4,139 

4,002 

4,037 

4,045 

3.2.11 

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung 

5,646 

6,000 

6,001 

5,701 

5,618 

5,618 

3.2.12 

Allgemeine Finanzwirtschatt 







3.2.12.1 

Zinsausgaben 

38,144 

36,809 

36,103 

36,410 

40,578 

48,075 

3.2.12.2 

Versorgungsleistungen 

7,362 

7,280 

7,414 

7,413 

7,390 

7,372 

3.2.12.3 

Sondervermögen 

0,227 

0,350 

0,270 

0,345 

0,300 

0,250 

3.2.12.4 

Nachfolgeeinrichtungen der 
Treuhandanstalt 

0,280 

0,259 

0,220 

0,184 

0,190 

0,190 

3.2.12.5 

Sonstiges 

15,220 

16,080 

16,709 

16,407 

16,580 

16,717 

3.2.12.6 

Globale Mehr-/Minderausgaben, 
soweit nicht bei 3.2.1 .1 bis 3.2.11 
berücksichtigt 

- 0,006 

- 0,239 

0,224 

- 0,050 

0,548 

-4,436 


Rundungsdifferenzen möglich 
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Del’ von der BA gern. § 46 Abs. 4 SGB II an den Bund 
zu leistende Eingliederungsbeinag in Höhe der Hälfte 
der jähilichen Ausgaben fiir Eiiigliedeningsleistimgen 
und Verwaltungskosten der Gnmdsichenuig füi’ Arbeit- 
suchende beträgt 2011 auf Basis der Soll-Ansätze für 
das Eingliedeiiings- und Verv^^altungsbudget 4,75 Mrd. 
€. 2012 beläuft er sich auf 4,25 Mid. €. Ab 2013 sinkt er 
auf 4 Mid. €. 

Die Beteiligimg des Bundes an den Kosten der Aibeits- 
fördemng ^iiisatzsteuerpunkt - § 363 Abs. 1 SGB III) 
beläuft sich iin Jalu: 2010 auf 7,927 Mrd. € und 
enmdckelt sich in den Folgejaluen unter Berücksich- 
tigung der Verändenmgsrate der Umsatzsteuer der 
Steuerschätzimg wit folgt: 201 1 auf 8,026 Mrd. €, 2012 
auf 8,242 Mi’d.^€, 2013 auf 8,405 Mrd. € und 2014 auf 
8,612 Mrd. €. 

Um die unteijälirige Liquiditätsversorgung der BA zu 
verbessern, winde das Bmidesmiiiisterhun für Aibeit 
und Soziales ei’mächtigt, im Einvemehinen mit dem 
Bundesministeriiun der Finanzen zur’ Vermeidung von 
Liquiditätsliilfen nach § 364 Abs. 1 SGB HI die vier 
jährlichen Abschlagszalilungen der BA auf den Ein- 
gliedeiungsbeitrag bis ziun letzten Bankaibeitstag des 
jeweihgen Jalues zu stunden, mid die Zahlung des Bei- 
trags des Biuides zur Arbeitsfördenmg {Uinsatz- 
steueipiurkt) gegenüber dem regulären FäUigkeitsdatum 
am diittletzten Bankarbeitstag des Monats Dezember 
vorzuziehen. 


Ftii' die Giundsicheiimg für Arbeitsuchende sind im 
Haushalt 2011 insgesamt 33,8 Mrd. € vorgesehen, 
davon 20,9 Mr d. € fth das Aibeitslosengeld II. Dies sind 
rd. 3 Mi’d. € w^eniger als im Soll 2010. Der Rückgang 
beniht im Wesenthchen auf Vereinbarimgen im Rahmen 
des Zukunftspaketes der Bundesregienmg: auf dem 
Wegfall der Rentenversichenrngsbeihagszalilimg füi' 
Leistimgsempßinger in Höhe von 1,8 Mid. €, der 
Aiuechniuig des Eltemgeldes für’ SGB II-Bezieher mit 
rd. 440 Mio. € sowie der Streiclnmg des befristeten 
Zuschusses. Die übrigen Einspar’ungen basieren auf der 
verbesserten konjunkturellen Ausgangslage. Aktuell 
w^ird eine Unterschieitung des Soll-Ansatzes füi’ das 
Jahr 2010 emartet. Eine Anpassung der monathchen 
Regelleistung eifolgt im Jalu 2010 nicht, da der aktuelle 
Rentenweit in der gesetzlichen Rentenversicheiung 
unverändert bleibt. Als Vorsorge füi’ eine eventuelle 
Erhöhung der Kindeiregelleistimg wnirden 480 Mio. € in 
allen Jahren im Einzelplan 60 veranschlagt. 

Die Leistimgen zur Einghedenmg in Arbeit sowie die 
im Rahmen der Gi'undsichei'ung für Arbeitsuchende 
anfallenden Vemaltungskosten werden im Jalu 2011 
mit 9,5 Mid. € (davon 5,3 Mid. € für Eingliedenuigs- 
leistiuigen imd 4,2 Mrd. € für Verwaltimgskosten) 
dotiert. Im Finanzplanzeitraum ist eine degressive Linie 
sowohl fiii' die Eingliedenmgsleistungen als auch füi’ die 
Veiw^altungsausgaben veranschlagt. Für 201 1 imd 2012 


Schaubild 5 


Eritwicklung der jahresdurchschnittlichen Arbeitslosenzahlen 1994 bis 2014* 



AE) 2010: Ecikwert^pnognose der Bundesregierung; 

seit 2004 zählen Teilinehmerin Trainingsmaßnahmen nicht mehr als Arbeitslose (Durchschnitt 2004: 95.000); 
2005: Zuwachs auch aufgrund stalstisclOer Sondereffeltte im Zuge der neuen Girundsicherung für Arbeitsuchende 
(Zusammenlegung von Arbeitslosenhiite und Sozralhilte). 
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wird aufgiimd der Neuorganisation der Aufgabenwahi- 
nehinimg im SGB II bei den Vemaltungsausgaben ein 
höherer persoiiali;\Titscha Micher Spielraum gewährt, der 
jedoch ab 2013 sptiibar auf einen Ansatz von 3,9 Mrd. € 
reduziert wkd. Die Ausgaben ftir das Einghedenuigs- 
mid Veiw^altiuigsbudget werden nach dem krisenbe- 
dingten Anstieg in den Voijahien ab dem Jahi’ 2013 auf 
dem Niveau des Jahres 2006 verstetigt. 

An den Kosten der Unterkunft wird sich der Bund 201 1 
voraussichtlich mit einer Beteüigungsquote von 24,6 % 
beteihgen. Diese Quote ergibt sich auf Gnmdlage der in 
§ 46 Absatz 7 SGB n gesetzlich geregelten An- 
passmigsfonnel in Abhängigkeit von der Entwicklung 
der Zahl der Bedaifsgemeinschaften in einem klar 
defmierten Referenzzeitraum. Die nachwiikenden Fol- 
gen der Finanz- mid Wirtschaftskiise und der damit 
veibmidene Aistieg der Zahl der Bedaifsgemeinschaf- 
ten ftihren daher zu einer voraussichtlichen Aihebimg 
der Quote auf das dargestellte Niveau. Für das Jahi' 
2011 werden für die Bimdesbeteihgimg an den Kosten 
der Unterkimft 3,4 Mid. € veranschlagt. 


3.2.1. 3 Familienpolitische Leistungen 

Eltern erhalten Elteiiigeld fiu ihre ab dem 1 . Januar 
2007 geborenen Kinder. Das Eltemgeld soll Eltern in 
der Früliphase der Eltemschaft unterstützen luid helfen, 
in diesem Zeihaum selbst ftu ihi’ Kind sorgen zu kön- 
nen. Es soll dazu beitragen, dass es beiden Elteniteilen 
auf Dauer noch besser gelingt, Familie luid Benif 
miteinander zu vereinbaren und Kinderwlinsche erfüllen 
zu köimen. Eltern, die ihie Eiwerbstätigkeit 
imterbrechen oder auf höchstens 30 Stunden wöchent- 
lich reduzieren, erhalten eine Eltemgeldleistiuig in Höhe 
von gnuidsätzlich 67% des vorherigen bereinigten 
Nettoeinkommens, höchstens 1 800 €. Auch das Eltem- 
geld kaim nicht von maßvollen Konsolidienuigs- 
scluitten ausgenommen werden, hii Zukiuiftspaket der 
Biuidesregieiimg ist daher vorgesehen: 

- die Ersatzi’ate füi’ Nettoeinkonmien ab 1200 € 
moderat um bis zu zv^^ei Prozentpunkte auf bis zu 
65 % abzusenken, 

- die Einkonunensberechinmg zu süaffen (Nichtbe- 
nicksichtigung von nui’ gering pauschal besteuerten 
Einkoiimien imd Einkommen, welches nicht iimerhalb 
der EU, des EWR oder der Schweiz erzielt bzw. ver- 
steuert WTirde), 

- volle Aniechmmg im Rahmen der Ginndsicheiimg für 
Ab eitssuchende . 

Bei erzieltem Teilzeiteinkommen während des Eltem- 
geldbezuges ersetzt das Eltemgeld die Differenz 
z\\ischen diesem imd dem maßgeblichen Einkommen 


vor der Gebuit. Eltern, die vor der Geburt ihres Kindes 
nicht emeibstätig waren, erhalten den Mindestbehag 
von 300 €. Eltern mit geringen Einkoimuen und Eltern 
von Geschwisterkindern, die hi enger Folge geboren 
werden, werden besondei’s berücksichtigt. Eltemgeld 
kami in den ersten 14 Lebensmonaten des Kindes in 
Aispruch genommen werden. Ein Elternteil kaim für 
mhidestens zw^ei luid höclistens 12 Monate Eltemgeld 
beziehen. Zwei weitere Monate werden gewährt, wemi 
auch der Partner Eltemgeld bezieht imd für zw^ei 
Monate eine Mhiderimg des Ehikommens aus Eiw^erbs- 
tätigkeit erfolgt. Im Jahr 2008 betrugen die Ausgaben 
knapp 4,2 Mrd € und im Jahi' 2009 4,45 Mrd. €. Für das 
Jahr’ 2010 sind auf Grund einer zurielmienden Inan- 
spiuchnahme des Eltemgeldes 4,48 Mrd. € veran- 
schlagt. Auf Gnmd des Zukimftspakets werden im 
HaushaltsenhAurf für das Jalir 2011 die Ausgaben für 
das Elterngeld mit 4,325 Mrd. € veranschlagt. Das 
Eltemgeld ist Teil emes abgestmunten Dreiklangs fami- 
henpohtischer Leistimgen, die auf die Verbesserung der 
Betreuungshift’astiuktur, eine familienbewiisste 
Abeitswelt imd eine nachhaltige imd gezielte finan- 
zielle Stärkung von Famüien ausgerichtet sind. Der 
Ausbau der Betieuimgsinfrastmktur ist bewusst von 
Emspaiimgen ausgenommen. 

Nach der Rechtsprechung des Bundes verfassimgsge- 
richts darf bei der Besteuerung von Eltern ein Einkom- 
mensbetrag in Höhe des sächhchen Existenzminimums, 
des Betieuimgsbedarfs imd des Erziehimgsbedarfs iluer 
Kinder nicht besteuert w^erden. Dies wird entw^eder über 
das monatlich als Steueivergütimg gezahlte Kindergeld 
(für erste und zw^eite Kinder Je 1 84 €, füi' dritte Kinder 
190 €, ab dem vierten Kind 215 € monatlich) oder über 
von der steuerlichen Bemessimgsgnmdlage abziehbare 
Freibeträge {Kinderfieibetrag in Höhe von 4.368 € und 
einheitlicher Freibetiag für den Betieuungs- und Erzie- 
hungs- oder Ausbildungsbedarf emes Kmdes in Höhe 
von 2.640 € jähiiich) erreicht. Für voUjäluige Kinder, 
die sich in Beiufsausbildimg befinden imd ausw^ärtig 
imtergebracht sind, kamt zusätzlich ein Freibetrag in 
Höhe von bis zu 924 € abgezogen werden. Die beson- 
deren Belastungen Alleinerziehender w^erden seit 2004 
mit dem Entlastimgsbetrag für Aleinerziehende in Höhe 
von 1.308 € berücksichtigt. Seit dem 1.1.2006 köimen 
erwerbsbedingte Kinderb eüeuimgskosten wie Be- 
tiiebsausgabenAVerbungskosten imd nicht erwerbs- 
bedingte Kinderbetreuimgskosten als Sonderausgaben 
bis zu einer Höhe von 4.000 € im Kalendeijalu bei Vor- 
hegen bestimmter weiterer Voraussetzungen abgezogen 
werden. 

Zur Förderung der hianspniclmahme hauswütschaft- 
hcher BeschäMgungsverhältnisse und haushaltsnaher 
Dienstleistimgen ermäßigt sich die Einkommensteuer 
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aiif Aimag für haushaltsnahe Beschäftigimgs Verhält- 
nisse, bei denen es sich inn eine geringfügige 
Beschäftigung {sog. Mini- Job) handelt, tun 20 % der 
AtifU'endiuigeii, höchstens 510 €, sowie tun 20% der 
Atifvvendmigeii für eine versichenmgspfhchtige 
Beschäftigtmg oder für die hiaiispmchnahine haushalts- 
iiaher Dienstleisttuigeii ftemder Anbieter (z. B. Dieiist- 
leistiuigsagenturen), höchstens 4.000 €. Voraussetzung 
ist, dass die Beschäftigtmgsveihältnisse oder Dienst- 
leistiuigen in einem in der Eiuopäischen Union oder 
dem Europäischen Wiitschaftsratun hegenden Haushalt 
des Stetieipflichtigen ausgeübt oder erbracht werden. 
Die Steuerermäßigung kamt auch in Anspruch genom- 
men werden für Pflege- tmd Betreuungsleistungen so- 
wie für Atiftvendtuigen, die einem Stetieipflichtigen 
wegen der Unterbringtmg in einem Heim oder zur 
dauernden Pflege eiwachsen, soweit darin Kosten füi’ 
Dienstleisttmgen enthalten sind, die mit denen einer 
Hilfe im Haushalt vergleichbar sind. 

Kinder unter 12 Jahieii, die nur mit einem Elteinteil 
leben und vom anderen Elteinteil keinen atisreichenden 
Unterhalt bekommen, erhalten Unterhaltsvorschuss- 
leistiuig nach dem Unterhaltsvorschussgesetz von bis zu 
180€ monathch flir bis zu 6 Jalue. Der Bmidesanteil 
von einem Drittel beträgt ca. 320 Mio. € in den Jahren 
2010 und 2011. 

Der Kinderzuschlag ist für die Eltern vorgesehen, die 
zwnr mit eigenem Einkommen iliren (elterlichen) 
Bedarf abdecken, jedoch ohne den Kinderzuschlag 
wegen des Bedarfs der Kinder Anspmch auf Arbeits- 
losengeld n hätten. Zum 1. Oktober 2008 waude der 
Kinderzusclilag mit folgenden Ändenmgen weiterent- 
wickelt: 

- Absenkimg der Mindesteinkonunensgrenze auf 
einen fixen Weit von 900 € brutto für’ Paarhaushalte 
bzw. 600 € bnitto für- Alleinerziehende (=Veiwal- 
timgsverehifachiuig) 

- Einheitliche Bemessungsgienze als Anknüpfungs- 
piuikt für’ den vollen Kinderzuschlag in Höhe der 
bisherigen Mindesteinkonunensgrenze 

- Abschmelziate von 50 % bei der Auechnung auf 
EiW'erbseinkonunen (= kein Ehikommensplateau 
trotz steigenden Bruttololms mid damit Eiwerbs- 
aiueiz) 

- Einfüluimg eines Wahhechts bei Melubedarfen, 
wemi Hilfebedüiftigkeit mit Kinderzuschlag bis auf 
Mehibedaife gedeckt whd 

Der Aispruch des Kinderzuschlags hängt davon ab, 
dass Hilfebedürftigkeit im konkreten Fall vermieden 
wild. Ist dies nicht der Fall, körmen Leistungen nach 
dem SGB n in Anspmch genommen werden. Die Haus- 
haltsausgaben für den Kinderzusclilag betrugen 364 
Mio. € im Jahi' 2009. Für’ das Haushaltsjahr’ 201 1 sind 
384 Mio. € (+ 10 Mio. €) etatisiert. 


3.2.1. 4 Wohngeld 

Ziu Sichenmg angemessenen imd famihenger echten 
Wolinens in einem gr’imdsätzhch marktuiitschafthch 
orientierten Wohnungswesen wird die Sozialleistung 
„Wohngeld'* nach dem Wohngeldgesetz (WoGG) ge- 
währt. Das Wohngeld tragen Brmd imd Länder je ziu 
Hälfte. Im Bundeshaushalt sind im Jalu 2010 liierfür rd. 
0,8 Mrd. € veranschlagt. Mit einer vorgesehenen Wohn- 
geldktirzung im Rahmen des Haushaltsbegleitgesetzes 
zimi 1. Januar 2011 wird in den Folgejahren eine 
Begrenzimg der Wohngeldausgaben erreicht. 

Wohngeld w^ird einkommensschw^ächeren Haushalten 
gewährt {Gering\"erdiener, Abeitslosengeldempfanger, 
Rentner rmd Studenten). Dagegen sind Transfer- 
leistimgsempfönger vom Woluigeldbezug ausge- 
schlossen. 


3.2.1 .5 Wohnungsbauprämie 

Der Brmd fordert insbesondere Beiträge an Bausparkas- 
sen mit einer Prämie, w^emi das Einkommen des Bau- 
sparei-s jälulich 25 . 600/5 1 .200 € (Allein- 

stehende/Verheiratete) nicht übersteigt. Die Höhe der 
Prämie beträgt seit dem Jahi’ 2004 8,8 % der prämien- 
begünstigten Aufcendungen (Höchstbeträge 512/1024 € 
für’ Alleinstehende/Verheiratete). Die Wolinimgs- 
bauprämie whd in der Regel erst nach Ablauf einer 
Speirfirst von 7 Jahren seit Vertragsabschluss oder 
Zuteüimg rmd Veiwendrmg der Bausparsumme für’ den 
Wohnungsbau ausgezahlt, hn Rahmen des Eigenheim- 
rentengesetzes ist die Gewährimg der Wohnungs- 
bauprämie ftir Verträge, die ab dem Jalu 2009 neu abge- 
schlossen werden, generell an die Verwendrmg zu 
w^ohnrmgswiitschaftlichen Zwecken gekoppelt. Hier- 
durch whd es hn Finanzplarizeitr aum zu kernen Em- 
spanmgen kommen, da die Neruegehurg erst nach 
Ablauf der siebenjährigen Bindrmgsftist kassenwmksarn 
w^ird. 

Irn Jahr 2010 shrd die Ausgaben nach dem 
Wohniuigsbauprärniengesetz mit rd. 0,6 Mrd. € ver- 
anschlagt. hl den Folgejaluen shrd Brmdesrnittel in einer 
Höhe von bis zu 0,5 Mrd. € ehigeplant. 

3.2.1. 6 Kriegsopferleistungen 

Für- Kriegsopferleistungen sind im Brmdeshaushalt für- 
das Jahr 2011 insgesamt rd. 1,8 Mrd. € veranschlagt. 

Der Schw^eipunkt liegt bei der KriegsopferX'ersorgung 
(KOV) mit rd. 1,5 Mrd. €. Die KOV unifasst die staat- 
lichen Leistiuigen {Heil- luid Kr ankenbehandlruig, Ver- 
soi’giuigsbezüge), die nach dem Bundesversoigungs- 
gesetz (BVG) an Personen, die durch Krieg, Militär- 
dienst oder militärähnlichen Dienst gesrmdheithch 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-19- 


Drucksache 17/2501 


geschädigt worden sind, oder an deren Hinterbliebene 
erbracht werden. Darüber hinaus werden Mittel fiii' die 
soziale Entschädigiuig von Personen, die aus politischen 
Gründen inliaftiert müden, Opfer von Gewalttaten luid 
SED-Umecht sowie Welir- imd Zivildienstgeschädigte 
zur’ Verfügiuig gestellt. 

Insgesamt rd. 354.500 Personen erhielten Ende 2009 
Versorgungsleistmigen; liiervon lebten rd. 273.500 
Personen in den alten und rd. 69.500 in den neuen 
Ländern sowie rd. 9.600 im Ausland. 

Der ZTA^eite Bereich umfasst mit der Kiiegsopferfiirsorge 
alle Ftirsorgeleistimgen im Sozialen Entschädi- 
gungsrecht. Sie dient der Ergänzung der übrigen 
Leistimgen nach dem BVG durch besondere Hilfen füi' 
Beschädigte luid Hinterbliebene im Einzelfall. Hierzu 
gehören u.a. Hilfen zin Pflege fiü Beschädigte und 
Hinterbhebene, soweit der Bedarf nicht diuch die 
Pflegeversichenmg gedeckt ist, Hilfen in besonderen 
Lebenslagen, Leistimgen zm Teilhabe am Arbeitsleben 
füi- Beschädigte luid ergänzende Hilfe zum Lebens- 
imterhalt. Die Leistimgen sind giimdsätzlich ein- 
kommens- und veimögens abhängig. Im Bimdeshaushalt 
2011 werden liierfiir rd. 300 Mio. € veranschlagt. 


3.2.1. 7 Entschädigung für Opfer der national- 
sozialistischen Verfolgung, Lasten- 
ausgleich, Leistungen im Zusammen- 
hang mit Kriegsfolgen 

Für die Entschädigung von Opfern der nationalsozia- 
listischen Verfolgiuig sind im Haiishaltsentwiuf 2011 
insgesamt rd. 488 Mio. € zugimsten von Opfern vorge- 
sehen, die in der Zeit des Nationalsoziahsmiis wegen 
politischer Gegnerschaft oder aus Gründen der Rasse, 
des Glaubens oder der Weltanschaiiimg verfolgt wwden 
imd liierdiu’ch Schaden (z. B. an Körper oder Gesiuid- 
heit oder im beruflicheri/wirtschaftlicheri Fortkommen) 
erlitten haben. Die Leistimgen des Bimdes imd der 
Länder betiagen bis 2010 insgesamt rd, 67,5 Mrd. €. 

Ein großer Teil der Wiedergutmachimgsleistimgen des 
Bimdes entföUt auf die Entschädigimgsleistungen nach 
dem Bimdesentschädigimgsgesetz (BEG), das durch die 
Länder ausgeführt wird. Die Aufeendimgen werden im 
Rahmen der Lastenverteilmig nach § 172 BEG anteilig 
vom Bimd imd den alten Bimdesländem getragen 
(Bimdesanteil 2011: 180 Mio. €). 

Die Buridesregienmg hat sich auf der Grundlage von 
Art. 2 der Vereinbanmg ziu Durchflihrimg und Aus- 
legung des Einigungsvertrages gegenüber der Jewish 
Claims Conference (JCC) am 29. Oktober 1992 ver- 
pflichtet, füi’ Härteleistimgen an jüdische Verfolgte 
zusätzliche Mittel zur Verfügimg zu stellen. Danach hat 
der Bund bis 2010 rd. 3,6 Mrd. € geleistet (Soll 2011: 
237 Mio. €). Außerdem werden an einen Fonds der JCC 


Zuschüsse für' jüdische NS-Verfolgte in Osteuropa 
geleistet (1999 - 2009: 320 Mio. €, Soh 2010: 
36,8 Mio. €, Soll 201 1 : 36 Mio. €). Seit dem Jahr- 2007 
erhalten NS-Verfolgte für- Arbeit in einem Ghetto, die 
keine Zwangsarbeit war imd bisher keine 
sozialversicheiungsrechthche Berücksichtigimg 

gefunden hat, eine Eimnalzalilung von 2.000 € (Soll 
2011: 20 Mio. €). 

Ferner werden 2011 Mittel in Höhe von 12,3 Mio. € 
eingesetzt für die Wiedergutmachimg für andere als die 
oben genamitenNS-Verfolgten, u. a. für’ Sinti und Roma 
imd sog. Nichtglaubensjuden sowie für’ die Verwal- 
tungskostenerstattimg an die JCC. 

Für’ den Lastenausgleich wnrden von 1949 bis 2010 rd. 
75,lMi’d. € an öffentlichen Mittehi eingesetzt. Heute 
bestehen diese Ausgaben vor allem in der Zahlung der 
Unterhaltshilfe als Fonn der Kriegsschadensrente 
(31. März 2010: rd. 7.300 Empfänger), die nach §§ 5, 6 
Lastenausgleichsgesetz (LAG) von Bund und Ländern 
zu finaimeren ist. Mit zimehrnendem Abstand zum 
Zw^eiteri Weltiaieg imd seinen Folgen sowie nach der 
deutschen Wiedeivereinigimg sind die Ausgaben von in 
der Spitze über 2 Mrd. € p . a. (50er und 60 er Jahre) auf 
rd. 29 Mio. € (Soll 201 1) zurückgegangen. 

Die Schwerpunkte für die Leistimgen irn Zusammen- 
hang mit Kiiegsfolgen in Höhe von insgesamt rd. 
45 Mio. € (Soll 2011) liegen bei den Erstattimgeri an die 
Länder imd an sonstige Stellen für die Beseitigimg ehe- 
mals reichseigener Kampfmittel auf nicht bundes- 
eigenen Liegenschaften (SoH 2011: 21 Mio. €), bei den 
Nachversichenmgeri ausgeschiedener Angehöriger des 
öffentlichen Dienstes nach § 99 Allgemeines Kriegs- 
folgengesetz (AKG) (SoH 2011: 20 Mio. €) imd bei den 
abschließenden Leistimgen zur Abgeltimg von Härlen in 
Ehizelföllen nach dem AKG (SoU 2011 : 2,4 Mio. €). 


3.2. 1.8 Landwirtschaftliche Sozialpolitik 

Die landwirtschaftliche Sozialpolitik dient dazu, den 
Agrarstnikturwandel zu flankier-en und die sozial- 
ökonomische Lage der Landw^irte und iluer Familien zu 
verbessern. Agrarsozialpohtik ist zugleich ziel- 
orientierte, gestaltende Politik zugunsten der aktiven 
Landwbte imd Altenteiler und damit Teil der Politik für 
den ländlichen Raum. Mit einem Ansatz von rd. 3,7 
Mrd. € bleibt die Agrarsozialpohtik das finanziell 
bedeutsamste Instrimient der nationalen Agr arpolitik. 

Der Bimdeszuschuss ziu Alterssicheiimg der Landwirte 
als größter Ausgabeposten der landwirtschaftlichen 
Sozialpohtik wird u. a. als Folge des Rückgangs der’ 
Zahl der Rentner von rd. 2,2 Mrd. € im Jahr 2011 bis 
zmn Jahr’ 2014 auf rd. 2,1 Mrd. € sinken. Damit werden 
aber auch künftig rnelir als drei Viertel der Ausgaben in 
der Alterssichenmg der Landwirte im Rahmen der 
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Defizitdeckung duich Bimdesziischüsse fuianzieit. Die 
finanzielleii Folgen des Stiuktiu'w^andels in der Land- 
wütschaft wirken sich nicht auf die Beiüagshöhe aus, 
sondern werden allein vom Bimd geüagen. Die Ansätze 
stützen sich auf den Rechtsstand im Lagebericht der 
Bundesregienmg übei’ die Alters Sicherung der Land- 
wiite 2009 vom 20. November 2009 {BT- 
Dmcks. 17/55). 

In der landwiitschaftlichen Kiankenversichenmg über- 
niiiunt der Biuid die Leistungsausgaben der Altenteiler, 
soweit diese nicht diuch deren Beitiäge und den in den 
Beiträgen der aktiven Landwüte enthaltenen Solidar- 
zusclilag gedeckt sind. Dieser Solidarbeitrag verändert 
sich jährlich entsprechend dem übrigen Beitragsauf- 
koinmen und beträgt im Jalii' 2010 rd. 95 Mio. €. Die 
Zuschüsse des Bimdes fiii- die landwditschafthche 
Kiankenversichenmg steigen von rd. 1,26 Mid. € im 
Jalii- 2011 bis zum Jalire 2014 voraussichthch auf rd. 
135Mi’d.€an. 

Die Zuschüsse an die Träger der landwhtschaftlichen 
Unfallversichenuig (Bundesmittel LUV) dienen der 
Senkiuig der Unfallversichenuigsbeiträge und entlasten 
damit fmanziell die zuschussberechtigten land- und 
forstv^mtschafthchen Unteniehmer. Gleichzeitig erfolgt 
eine Amiähenmg regionaler Belastungsunterschiede 
diuch unterschiedlich hohe Entlastiuigsraten bei den 
Beiträgen. Im Rahmen des Sondeiprogiamms riir die 
Landwirtschaft werden die Bundesmittel LUV 2011 
aufgestockt imd in Höhe von 200 Mio. € gewählt. Ab 
2012 erfolgt die geplante Rückfühiung der Bundesmittel 
LUV auf 100 Mio. €, die flankiert wild diuch die Aus- 
gabenreduziemngen in der LUV sowde die Einfühlung 
eines Aiisgleichsverfaluens liinsichtlich der Renten- 
lasten zwischen den landwmtschafthchen Beiufsge- 
nossenschaften aufgnmd der Maßnahmen des Gesetzes 
ziu Modemisienuig des Rechts der landwiitschafthchen 
Sozialverskhenuig (LSVMG). 

3.2.1. 9 Gesundheitsfonds 

Der Bimd leistet ziu pauschalen Abgeltimg der Auf- 
w^endimgen der gesetzlichen Krankenversicheiiuig 
(GKV) füi’ gesamtgesellschafHiche Aufgaben einen 
Bundeszuschuss an den Gesiuidlieitsfonds. 2010 stehen 
IfSMi’d. € hierfür zui’ Verfügung. Zur Kompensation 
krisenbedingter Mindereiimalmien erhält die GKV 
darüber hinaus im Jalu 2010 einmalig einen zusätz- 
lichen Zuschuss i.H.v. 3,9 Mrd. €, so dass insgesamt 
15,7 Mid. € an die GKV fließen. 2011 steigt der 
Bundeszuschuss ziu pauschalen Abgeltiuig gesamt- 
gesellschafthcher Aufgaben lun 1,5 Mrd. € auf 
13,3 Mi’d. €. Zudem gewälut der Bund der GKV 2011 
eiiunalig einen weiteren Zuschuss i.H.v. 2 Mid. €, der 
ziu Stabilität der Beiüäge in dei’ GKV beiträgt. Damit 
erhält die GKV 201 1 insgesamt Bundeszuschüsse i.H.v. 


15,3 Mid. €. Ab 2012 beträgt der Bimdeszuschuss ziu 
pauschalen Abgeltung gesamtgesellschaftlicher Auf- 
gaben 14 Mi’d. € jähiiich. 


3.2.1.10 Sonstige Maßnahmen im Sozialbereich 

Von den übrigen sozialpolitischen Maßnahmen haben 

die folgenden besonderes Gewicht: 

• Ziu Integration von Menschen mit Beliindenmgen 
leistet der Bund im Haushaltsjahi- 2011 für die För- 
denmg von Eimichtiuigen der bemfüchen und 
medizinischen Rehabilitation sowie der Piävention 
einen nachhaltigen Beitiag in Höhe von 1,67 Mio. €. 

Darüber hinaus leistet der Biuid im Haushaltsjahi’ 
2011 für die Erstattimg von Fahigeldausfallen, die 
durch die luientgeltliche Befördenuig von Menschen 
mit Behindenuigen imd iluer Begleitpersonen im 
öffenthchen Personenverkehi’ entstehen, einen Bei- 
tiag von 231 Mio. €. Dmch die Eigenbeteiligimg 
eines Teils der Betroffenen eigeben sich fiu den 
Bimd Einnahmen von 1 5 Mio. €. Bimd imd Länder 
wenden für die unentgeltliche Befördenuig rd. 
452 Mio. € jähiiich auf. 

• Mit dem Zivildienst als Ersatz ftü den Wehrdienst 
whd ein wichtiger Dienst für imseie Gesellschaft 
insbesondere im sozialen Bereich luid im Umwelt- 
schutz geleistet. Das Engagement der Zmldienst- 
leistenden hat vor allem bei der Betreuung alter, 
kiaiiker imd behinderter Menschen eine erhebliche 
soziale Bedeutimg, die über den gesetzlichen Auftrag 
des Zivildienstes hinausgeht. Mit dem vom Biuides- 
tag am 17. Juni 2010 beschlossenen Wehnechts- 
ändenmgsgesetz 2010 wird die Dauer des Wehi- 
dienstes luid entsprechend auch des Zivildienstes 
ziun 1.12.2010 von neun auf sechs Monate verkürzt. 
Das Gesetz sieht überdies die Einfühnmg eines fiei- 
wilhgen zusätzhchen Zivildienstes von 3 bis zu sechs 
Monaten im Anschluss an den Pflichtzmldienst vor. 
hii Jahi’ 2010 sind fiu den Zivildienst rd. 632 Mio. € 
veranschlagt, füi’ 201 1 sind 567 Mio. € vorgesehen. 
Daneben werden ziu Stützung der sozialen Infia- 
stiuktui’ die Freiwilligendienste gestärkt. 

• Gnmdsätzhch werden die Kosten der Sozialhilfe von 
den Kommunen imd Ländern getragen. Seit dem Jahi’ 
2003 beteiligt sich der Bimd jedoch an den Nettoaus- 
gaben der Gnmdsichenuig im Alter und bei 
Eiw^erbsmindenmg. Ab dem Jalu 2009 wauden die 
bis dahin geltenden Festbetragsregelimgen durch eine 
prozentuale Beteihgung des Bimdes ersetzt (Ist 2009: 
rd. 450,9 Mio. €; SoU 2010: 520 Mio. €). Im Jahi’ 
2011 erstattet der Bund 15 % der Nettoausgaben des 
Jahres 2009. Hierfiu sind 582 Mio. € vorgesehen. 
Daiüber liinaus werden in diesem Zusammenhang 
der Deutschen Rentenversicheiimg Biuid gemäß 
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§ 224b SGB VI die Kosten imd Auslagen, die den 
Trägem der Rentenversichenmg dmch die Wahi- 
nelimimg ilnei Aufgaben nach § 1 09a Abs. 2 SGB VI 
für das voraiigegangene Jaln entstanden sind, 
erstattet (2011: 5 Mio. €). Darüber hinaus beteiligt 
sich der Bund an den Kosten der Sozialhilfe füi' 
wenige bestimmte Giuppen von Deutschen iin Aus- 
land (2011: rd. 0,6 Mio. €). 

• Mit der Refoiin der Pflegeversichenuig (SGB XI - 
Gesetz ziu stiiiktuiellen Weiterenh\ickhuig der 
Pflegeversichenuig von 2008) sind die Stnikturen in 
der Pflegeversichenuig angepasst worden, tun dem 
Gnmdsatz „ambulant vor stationäP' stärker als bisher 
Rechniuig zu tr agen. Ziun 1. Januar 2010 wm’den die 
fmanziellen Leistiuigen der Pflegeversichenuig 
angehoben (z.B. Arrliebimg der ambulanten 
Pflegesachleistimg, des Pflegegeldes, der 
teilstationären Tages- und Nachtpflege u.a.m.). Die 
Ausgaben der Pflegeversichenuig betingen insgesamt 
2009 rd. 20,3 Mrd. €, davon entfielen auf die 
Leistungsausgaben rd. 19,3 Mid. €. Bei der 
AusgabenenPÄickhuig insgesamt spiegelt der Anstieg 
tun 6,2 % gegenüber 2008 die Leistiuigsverbessenuig 
des Pflegeweiterentoicklimgsgesetzes wider. 


3.2.2 Verteidigung 

Deutschland steht vor sicherheitspolitischen Heraus- 
fordenuigen, die sich aus dem intemationalen Tenoris- 
mus, der Verbreitung von Massenveinichtiuigswaffen 
luid regionalen Konflikten ergeben. Die Sicherheits- 
partnerschaft in der Nordatlantischen Allianz bleibt 
dabei das Fundament der Friedensordmmg in Europa. 
Die deutsche Außen- imd Sicherheitspolitik orientieit 
sich an den Leitlhiien präventiven Engagements, 
lunfassender Kooperation und dauerhafter Integration 
auf der Giundlage gesicherter Verteidigungsfähigkeit. 
Eingebiuiden in die internationale Staatengemeinschaft 
leistet Deutschland einen aktiven Beihag zu pohtischen 
Konfliktlösiuigen, der dem politischen Gestaltiuigs- 
anspmch imd dem Gewicht Deutschlands in der Welt 
angemessen ist. Dementsprechend müssen deutsche 
Sheitki’äfte zur Landes- und Blindnisverteidigung bereit 
sein, ziu Lösung von intemationalen Krisen luid 
Konflikten beihagen kömien, Partnerschaft imd Koope- 
ration pflegen imd ziu Rettiuig luid Hilfeleistung befä- 
higt sein. 


3.2.2.1 Militärische Verteidigung 

Die sichei’heitspolitischen Rahmenbedingungen und die 
internationale Lage haben sich in den letzten zwei Jahi- 
zehnten stark verändert. Um das hierfür erforderhche 
Fähigkeitsprofll der Bundeswehr zu gewährleisten, 
muss die Stniktur der Streitkiäfte angepasst und die 


Modemisieiimg von Material imd Ausrüstiuig voran- 
getiieben werden. 

Der Auftrag imd die Aufgaben der Bimdeswehr, wie sie 
im Weißbuch 2006 der Bundesregiemng ziu Sicher- 
heitspolitik Deutschlands imd ziu Zukunft der Bundes- 
wehr- festgelegt sind, bestehen fort. Um diese walii- 
nehmen zu köimeii, bedarf es leistiuigsstaiker, moderner 
imd hoch motivierter Stieitiaäfte. Deshalb richtet sich 
die Bimdeswehr zielgerichtet an den Erfordernissen des 
Einsatzes aus imd bleibt enrtvickliuigsoffen, um jeder- 
zeit auf denkbare Verändeiimgen der sicherheits- 
pohtischen und müitärischen Anfordeiimgen reagieren 
zu körmen. In diesem Zusaiiuiienhang hat das Burides- 
mhiisteriimi der Verteidigung eine Str-uktiukommission 
eingesetzt, die eine Optirnierimg der Striiktiuen der 
Bimdeswehr eirischheßlich der Möghchkeiteri luid 
Auswirkungen einer Reduzieinng der Streitkräfte prüft. 

Der Verteidigimgsetat trägt ziu Konsolidierimg des 
Bimdeshaushalts luid zur Einhaltung der verfassungs- 
rechtlich vorgegebenen Schuldenbrernse bei. Hierzu 
werden im Entvviuf des Bimdeshaushaltes 2011 imd im 
Finanzplan bis 2014 Kürzungen der disponiblen Aus- 
gaben in Höhe von 598 Mio. € (201 1) bis 1.334 Mio. € 
(2014) vor genommen. Zusätzhch weiden für die 
Finanzplanjalue 2013 imd 2014 als Auswiikiuigeri der 
Streitkräftereform Ausgabemindemngen tun 1.000 bzw. 
3.000 Mio. € zu Grunde gelegt. Die Verteidigungs- 
ausgaben werden im Enb^wf des Bimdeshaushalts 2011 
mit rd. 31,5 Mrd. € veranschlagt, im Finanzplan bis 
2014 mit rd. 30,9 Mrd. € im Jalu 2012, mit rd. 
29,6 Mrd. € im Jahr 2013 und mit rd. 27,6 Mrd. € im 
Jahr- 2014 fortgeschrieben. 


3.2. 2.2 Weitere Verteidigungslasten 

Der Bimd trägt rieben den Ausgaben für die eigenen 
Streitkräfte nach Maßgabe völkeiiechtlicher Veiträge 
bestimmte Veiteidigiuigs folgekosten, die in immittel- 
barem Zusammenhang mit dem Aufenthalt und Abzug 
der verbündeten Streitkiäfte in der Bimdesrepublrk 
Deutschland entstehen. 

Füi’ das Haushaltsjahr- 2011 sind Ausgaben in Höhe von 
rd. 52 Mio. € veranschlagt. Durch Aufgabe von militä- 
rischen Standorten sind die Ausgaben nickläufig. 


3.2.3 Ernährung, Landwirtschaft und Ver- 
braucherschutz 

Der Ehizelplan 10 ist darauf ausgeiichtet, ländhche 
Räiune und den Agrarstaridort Deutschland zu stärken. 
Zentrale Haridlimgsfelder sind weiterhin der versor- 
gende gesimdheithche Verbraucherschutz sowie der 
Schutz der wirtschaftlichen Interessen dei’ Verbraucher. 
Einen weserithchen Ausgabenschwerpunkt der natio- 
nalen Agrarpolitik bilden die Leistungen des Bimdes für 
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die landi;\iitschaMiche Sozialpolitik (vgl. Ni\ 3. 2. 1.8) 
sowiQ die Genieinschaftsaiifgabe „Verbesseimig der 
Agraistniktiir imd des Küstenschutzes (vgl. Nr. 3.2.3. 1). 

Eine wettbewerbsfähige und nachhaltige Land-, Forst-, 
Fischerei- mid Emähiimgswirtschaft ist Ziel der Agrar- 
pohtik der Bundesregieiimg. Diese Wiitschaftsbereiche 
erfüllen in ländhch geprägten Regionen neben ihrer 
wiitschafthchen Leistimg eine Vielzahl von Fiuiktionen, 
insbesondere die Gestaltung und den Erhalt der Kultur- 
landschaft sowie die Stabihsiening des ländlichen 
Siedlurigsgeföges. Die Fördermaßnahrnen der Agrar- 
pohtik sollen die Wettbewerbsfähigkeit der Agiar- 
w^iitschaft stärken und die nachhaltige Entwicklung 
ländlicher Regionen unterstützen. 

Neben dein Giiuidsatz des vorsorgenderi Verbraucher- 
schutzes sind die Stärkung der Eigeriverantw^ortung der 
Verbraucher imd eine unabhängige hiteressenverti etung 
der Verbraucher Ziele der Verbraucherpolitik. Die 
Bundesregierung fördert aus dem Bundeshaushalt Ein- 
richtungen und Institutionen, die im Bereich der 
Verbraucherinformation bundesw^eit tätig sind. Darüber 
hinaus trägt die Bruidesregienuig unmittelbar oder im 
Wege der’ Piojektfördenuig ziu Verbraucher- und 
Eiiiähnuigsinformation bei. hii Biuideshaushalt sind in 
spezifischen Titeln für die Verbraucheipolitik Ausgaben 
in Höhe von rund 150 Mio. € für' unmittelbare Maß- 
nahmen des Verbraucherschutzes vorgesehen. Darin 
sind auch 65,5 Mio. € für die Erstattimg der Verwal- 
tungskosten sowie fiu' Zuschüsse fiii' Investitionen an 
das Bimdesinstitut für Risikobewertimg (BfR) und 
29,6 Mio. € für' das Brmdesamt fm Verbraucherschutz 
und Lebensmittelsicherheit (BVL) enthalten. 


3.2. 3.1 Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der Agrarstruktur und des Küsten- 
schutzes“ 

Die Gerneinschaftsaufgabe „Verbessenuig der Agrar- 
struktur und des Küstenschutzes“ (GAK) stellt das 
wichtigste histrurnent der Brmdesregienmg zur Koordi- 
nienmg und Vereinlieithchimg der Agrarstruktiupolitik 
in Deutschland dar. Sie bildet auch eine wichtige 
inlialtliche und finanzielle Giiuidlage der Länder- 
progiamme zm ländlichen Entwickhmg für’ die neue 
EU-Förderperiode 2007-2013 mid wuirde dazu als natio- 
nale Ralunemegelung von der Europäischen Kom- 
mission genelunigt. Der Bmid beteihgt sich an der 
Finanzieiimg von Fördeniiaßnahmen im Rahmen der 
GAK im Bereich der Agr arstiuktuiwerbessenuig grund- 
sätzlich mit 60 %; bei Maßnahmen zur Verbesserung 
des Küstenschutzes beträgt die Bundesbeteihgrmg 70 %. 

hu Brmdeshaushalt 2011 sind für’ die GAK 590 Mio. € 
veranschlagt, diucli Vei’stärkungsmöghchkeiten kömien 
insgesamt 600 Mio. € Biuidesmittel verfilgbar gemacht 
w^ei’den. Davon entfallen auf den Standard-Rahmenplan 


575 Mio. € und auf den Sonderiahrnenplan für Maß- 
nahmen des Küstenschutzes in Folge des Khmawandels 
25 Mio. €. Für’ neue Maßnahmen werden luiter dieser 
Voraussetzimg 2011 ca. 111 Mio. € zur Ver’fügiuig 
stehen. Im Finanzplanmigszeitraum für die Jahre 2012 
bis 2014 ist eine Stabihsier'ung der GAK-Mittel auf dem 
Niveau von 201 1 vorgesehen. 


3.2.3.2 Sonstige Maßnahmen im Bereich der 
Land- und Forstwirtschaft sowie des 
Verbraucherschutzes 

Nachw^achseride Rohstoffe bilden einen wichtigen Bau- 
stein für- eine nachhaltige Energie- imd Rohstoffi-er- 
soi’gung. Der Bereich soll daher im Haushaltsjalu 2011 
mit 53 Mio. € vor allem zur Fördenuig von FuE- 
Voi’haben unterstützt w^eiden. 

Etwu die Hälfte der Mittel dient dazu, die stoffliche 
Nutzimg von nachwachsenden Rohstoffen gemeinsam 
mit der Whtschaft voranzubririgen. Grimdlage ist der in 
2009 erarbeitete Aktiorisplari der Bundesregieiimg zur 
stofflichen Nutziuig nachwachsender Rohstoffe. 

Die andere Hälfte der Mittel wird für’ die Weiterent- 
wicklung der energetischen Nutzung von Biomasse 
genutzt. Bei der Energiegewümimg aus emeuerbaren 
Energiequellen leisten nachwaclisende Rohstoffe nüt 
einem Anteil von mehr’ als zw^ei Drittehi bereits heute 
den mit Abstand größten Beitrag. Zur Eiieichung der 
von Deutschland niitgetr’agenen EU-Ziele für’ 2020 

• 1 0 % eineuerbare Energien im Kraftstofföeieich 
sowie 

• 20 % eineuerbare Energien als Anteil an der gesam- 
ten Energieversorgimg 

w^ird ein großer Teil der Energien mit Hilfe von Bio- 
masse erzeugt w^erden müssen. Ziu Umsetzung diesei’ 
Ziele sind die Mitgliedstaaten verpflichtet, einen natio- 
nalen Aktionsplan füi’ enieuerbare Energien gemäß RL 
2009/28/EG zu erstellen, hn Aktionsplan der Bundes- 
regienmg spielt die Bioenergie eine entscheidende 
Rolle. 

Für’ das 2008 gegründete Deutsche Biomasse- 
Forschiuigszentnun (DBFZ) ist im Haushaltsjahr’ 2011 
eine institutioneile Fördenuig in Höhe von rd. 
12,7 Mio. € vorgesehen. 

Für’ die Fördenuig von Modell- mid Demoristi’ations- 
vorhaben sind im Jahie 201 1 insgesamt 6,5 Mio. € vor- 
gesehen. hn Bimdesprogiamm Ökolandbau werden 
16 Mio. € veranschlagt, die zu etwa 50 % gezielt für’ 
Forschiuigs-, Entwicklungs-, Schuliuigs- sowie Infor- 
rnationsmaßnahmen eingeplant sind. Füi’ die Fördenmg 
von Vorhaben im Bereich Forschiuig imd hmovationen 
sind imter Berücksichtigiuig der For’schiuigsrnittel aus 
dem 12 Mrd. €-Programm für Bildung imd Forschung 
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im Jahr- 201 1 37 Mio. e, 2012 43 Mio. 2013 und 2014 
jeweüs 46, 5 Mio. € eiiigeplant. Flii’ Infomiationen der 
Verbiaiiclierimien und Verbiaucher einschließlich des 
Aktioiisplaiis „IN FORM - Deutschlands Initiative fiii' 
gesmide Ernährung und mein Bewegung“ stehen 201 1 
19 Mio. € zin VerfLigiuig. 

Für die Bundesforschungsinstitute sind iin Haushalt 
2011 insgesamt rd. 312 Mio. € vorgesehen, davon rd. 
143 Mio. € fiir Personalausgaben luid rd. 72 Mio. € fui' 
Investitionen. 

Im Zusainmenliang mit dem im Jahi’ 201 1 vorgesehenen 
Übergang des Eigentiuns an allen von den Bimdes- 
forschmigsinstituten genutzten bimdeseigenen Liegen- 
schaften auf die Bimdesanstalt fiir Immobilien- 
angelegenheiten {Bimdesanstalt) werden alle geplanten 
Baumaßnalmien nicht mein in den Verwaltimgskapitehi 
dieser Eiinichtimgen, solidem im Haushalt der Bimdes- 
anstalt veranschlagt. Dies hat zin Folge, dass die 
Investitionsausgaben im Ehizelplan gegenüber dem 
Voijahr um mein als die Hälfte gesenkt werden. 

3.2.4 Wirtschaftsförderung 

Die Innovations- und Wettbewerbsfähigkeit der Wiit- 
schaft naclihaltig zu steigern, steht für die Wirtschafts- 
fbrdenmg im Vordergiimd. Deswegen werden flh die 
gesamte Legislaturperiode aus dem 12 Mid. €- 
Pi’ogianmi fih Büdimg mid Forschung zusätzhche 
6 Mid € zui’ Fördenuig von Forschimg luid Entv^dckliuig 
(FuE) und hmovation zin Verföginig stehen. Die FiiE- 
Aiisgaben der Bundesregienmg werden von knapp 
13 Mid. € im Jahi’ 2010 auf über 15 Mid. € im Jahi' 
2013 gesteigelt und auf diesem Niveau foitgefühit. Im 
Rahmen dieser Steigeiung der FuE-Aus gaben werden 
die Fördeiprogramme fih den innovativen Mittelstand 
imd für Elektiomobilität erheblich verstäikt. Im Rahmen 
der erneuerten Hightech-Strategie der Binidesregiennig 
hat dabei die anwendimgsnahe imd auf die private Wirt- 
schaft ausgeiichtete Technologiefiirdenmg einen beson- 
deren Stellenwert. Nin wemi Staat und Wiitschaft ge- 
meinsam mein in neue Teclmologien investiereiL kaim 
Deutschland niittelfiistig das 3%-FuE-Ziel der 
Lissabon-Strategie der EU eneichen. 


3.2.4. 1 Energie 

Um eine whtschaftliche, sichere imd lunwelrt'ertiäg- 
liche Energieversorgung in Deutschland zu gewähr- 
leisten, sind im Finanzplan erhebliche Beiträge einge- 
stellt: 

In dei’ Forschimg imteistützt die Bimdesregienmg auf 
Basis des 5. Energiefoi'schimgsprogiamms ein breites 
Spektium von Forschungsvorhaben. Die Mittel dafüi' 
wiuden weiter aufgestockt. Mit 775,9 Mio. € fördert das 
Bimdesministeriiim fiii' Wirtschaft imd Technologie im 


Finanzplanzeitiaimi 2010 bis 2014 Piojekte aus dem 
Bereich der rationellen Energieverwendimg, der Um- 
wandhmgs- imd Verbrennungstechnik sowie der 
nuklearen Sicherheits- imd Endlager forschimg. Zusätz- 
hch werden in den Jahien 2009 bis 2011 für die 
Forschungsioitiative „Stromwirtschafthche Schlüssel- 
elemente der Elektromobilität: Speicher, Netze, 
hitegiation“ aus dem Konjimkturprogramm n (Bereich 
Mobilität) 36 Mio. € zur Verftigimg gestellt. 

Darüber hinaus wendet das Bimdesministerium für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit in den 
Jahien 2010 bis 2014 insgesamt 715 Mio. € füi' For- 
schungsvorhaben im Bereich der emeiierbaren Energien 
auf. Das Bundesministerium fiii- Bildimg und Forschung 
stellt 2011 für die institutioneile Förderung der Energie- 
forschimg nmd 256 Mio. € imd füi' die Projektfördeiung 
der Energietechnologien und effizienten Energienutzung 
196 Mio. € zur Verfügung. Das Bundesministerium für 
Eiilähiung, Landwirtschaft imd Verbraucheischutz 
fördert 2011 Projekte aus dem Bereich Bioenergie mit 
insgesamt 14 Mio. €. 

Zusätzlich wird im Programm der Bimdesregienmg 
„Konvergente Informations- imd Kommunikations- 
technologien“ ein breitenwirksames Leuchtturmprojekt 
„E-Energy: IKT-basiertes Energiesystem der Zukunft“ 
gestaltet. 

Der Einsatz emeiierbaier Energien w^ird über’ die Förde- 
nmg im Rahmen des Eineuerbaie-Energien-Gesetzes 
imd über steiierhche Vergünstigimgen hinaus diuch 
zins verbilligte Daiiehen imd/oder Divestitionskosten- 
ziischüsse im Ralimen des Marktameizprogi'amms 
ziigimsten eineuerbaier Energien gefördert, das vor 
allem die Enichtimg von Anlagen zur Wäimeerzeugimg 
aus emeiierbaren Energien imterstützt. 

Für’ die Fördenmg der rationellen und sparsamen Ener- 
gieveiwendimg stehen im Finanzplanzeitiaum 2010 bis 
2014 insgesamt Mittel in Höhe von 152 Mio. € zur 
Verftigimg. Davon werden Piojekte der Deutschen 
Energieagentur GmbH (dena), die aufgiund der lEKP- 
Beschlüsse (Integriertes Energie- und Klimaprogiaiimi) 
erweiterte Energieberatimg für private Verbraucher imd 
die Vor-Ort-Beratung in Bestandsgebäuden gefördert, 
die gezielte Maßnahmenvorschläge für die energetische 
Sanienmg zmn Inhalt hat. Seit Febniai' 2008 w^ird Ener- 
gieeffizienzberatimg füi' kleme imd mittlere Unter- 
nelimen (KMU) gefördert, die einem ERP-KfW-Ener- 
gieeffizienzprogranmi vorgeschaltet ist (Sonderfonds 
Energieeffizienz in KMU) . 

Um die heimischen Hersteller imd Anbieter von An- 
lagen und Techniken zur Nutzimg emeiierbaier Ener- 
gien imd ziu Verbessenmg der Energieeffizienz hiter- 
national zu stärken, wurde die ,3xportinitiative 
Emeiierbare Energien“ im Jahr 2007 um eine „Export- 
initiative Energieeffizienz“ eiweitert. Beide Initiativen 
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weiden vom Bimdesininisteriimi ftii’ Wiitschaft und 
Teclmologie kooidinieit und finanziert. Für das Haus- 
haltsjahi' 2010 weiden lüeifür insgesamt 17 Mio. € 
beieitgesteUt. Im Finanzplanzeitiaimi 2011 bis 2014 
stellen weitere insgesamt 74 Mio. € zm Veifiigung. 

Des Weiteren wird der KfW-Klimaschiitzfonds ftii' den 
Handel mit Emissionsgutscluiften gefördert, ebenso der 
BASREC -Klimaschutzfonds fiii- den Ankauf von Eniis- 
sionsgiitscluiften aus Klima scliutzprojekten im Ostsee- 
raimi. Diese Fondsbeteiligungen sollen Vertrauen, 
Akzeptanz imd Kompetenz der Wirtschaft bei der Nut- 
zimg der’ projektbezogenen Kyoto-Mechanismen - Joint 
Implementation (JI) und Clean Development 
Mechanism (CDM) - starken. 

Der Bimd, das Land Nordrhein-Westfalen imd das 
Saarland haben sich am 7. Februar 2007 darauf verstän- 
digt, die subventionierte Fördenmg der Steinkohle in 
Deiitsclüand zinii Ende des Jahres 2018 sozialverträg- 
hch zu beenden. Der Deutsche Bundestag wird diesen 
Beschluss im Jahr- 2012 überprüfen. Das Steinkohle- 
finanzieinngsgesetz vom 20. Dezember 2007 regelt die 
Steinkohlebeihilfen des Bimdes ab 2009. Auf dieser 
Grundlage vuude am 28. Dezember 2007 ein 
Zuwendmigsbescheid an die RAG AG fth die Jahre 

2009 bis 2012 erteilt. Haushaltswirksam werden die 

festgelegten Beiliilfen jeweils erst im Folgejahr, da die 
Auszahhmg stets im Januar des Folgejahres erfolgt. Der 
Bescheid legt folgende Zuwendungen des Bundes fest: 
2009: 1.699 Mio. €, 2010: 1.550 Mio. €, 2011: 

1.512 Mio. €, 2012: 1.363 Mio. €. Ftü' 2013 sieht das 
Stemkohlefinanzieiimgsgesetz ehieri Brmdesariteil von 
1.371,8 Mio. € vor. Das Land Nordrhem-Westfalen 
beteiligt sich mit folgenden Beträgen: 2009: 492 Mio. €, 
2010: 468 Mio. €, 2011: 444 Mio^. €, 2012: 420 Mio. €, 
2013: 389,2 Mio. €. Das Saarland beteiligt sich nicht. 
Im Zeitraum 2009 bis 2012 wild die RAG AG jährlich 
einen Eigenbeitrag von 170 Mio. € leisten. Für’ 2013 
beträgt der Eigenariteil der RAG AG 32 Mio. €. Die 
Ansätze fiir- die Steirikohleliilferi werden gegenüber den 
Festlegimgen im Steinkohlefinanzierungsgesetz - in 
En;vartiuig höherer Erlöse diucli höhere Weltmarkt- 
preise - im Zeitr aum 201 1 bis 2014 um j eweils 200 Mio. 
€ pro Jahr- abgeserikt. Die Kohleverständigiuig vom 
7. Februar 2007 wird damit nicht aufgekündigt. 

Die Anpassimgsgeldregehmg föi’ Arbeitnehmer des 
deutschen Steinkohlenbergbaus, die aus Anlass von 
Stiülegimgs- oder Ratiorialisierimgsmaßnahmen aus- 
scheiden, ist entsprechend den Festlegimgen des Steiri- 
kolüefmanzienmgsgesetzes bis ziun Auslaufen des 
Steinkohlenbergbaus verlängert worden. Für- die Jahre 

2010 bis 2014 hat der Bund fiir seinen Anteil insgesamt 
rd. 558 Mio. € vorgesehen. Nordrhein- Westfalen und 
das Saarland beteiligen sich insgesamt mit einem 
Drittel. 


3.2.4.2 Sonstige sektorale Wirtschaftsförderung 

hn Jahr e 2008 ist die direkte Subventionienmg durch 
Wettbewerbsliüfen zugimsten der deutschen Werft- 
industrie ausgelaufen; Ziriszuschüsse ziu" Finanzienmg 
von Aufträgen an die deutschen Schififswer-ften werden 
noch bis 2011 ausfmanziert. Die Neuausrichtimg der 
Schiffbaupolitik zielt in erster Linie auf die An- 
strerigmigeri der heimischen Werften zur Verbessenmg 
der Wettbewerbsfähigkeit diuch Stärkimg ihrer Imio- 
vationskraft und unterstützt damit wuchtige hidustrie- 
standorte in oftmals stniktursclmachen Regionen. Für 
das Innovatiorisbeihilfeprograrnm sind im Firiarizplarizeit- 
raum 2011 bis 2014 insgesamt 47,5 Mio. € etatisiert. Vor- 
aussetzung für- die Gew^ähnmg einer’ hmovationsbeiliilfe ist 
im Fall der Zusage einer Zinsausgleichsgarantie durch den 
Bimd, dass sicli das Land, in dem die beauftragte Werft 
ihren Sitz hat, an Finanzhilfen des Bundes im Ralunen der’ 
huiovationsfördeiung des Scliiftbaus zu 50 % beteüigt. 

Das Ausgleichssystem zur Absicher’ung des Zinsrisikos bei 
der Refinanzieiung von CIRR-Krediten für den Bau von 
Schiffen ist im Jalu 2007 auf ein Gew^ährleistungs- 
instr-urnent in alleiniger’ Zuständigkeit des Bundes umge- 
stellt w^orderi. Damit wird es den Wer-ften ermöghcht, ein 
teclmisch gutes Angebot diuch eine w^ettbewerbsMiige 
Sdnffsfinanzienmg zu ergänzen. 

Mit Fördennaßnahmen für- die technologieinterisive 
Luftfahrtindustrie sollen vor allem hoch qualiffzierte 
Arbeitsplätze in Deutschland vor dem Hüitergnuid eines 
sich stetig verschärfenden internationalen Wettbewerbs 
gesichert werden. 

Die Bimdesregienmg imterstützt - in Übereinstimmimg 
mit dem EU- und dem internationalen Recht - durch 
Gew^ährleistimgeri die anteilige Finanzienmg der 
Entwicklungskosten des Airbus A350XWB dmch ver- 
zinsliche, verkaufsabhängig rückzahlbar e Darlehen. 

Ein weiteres wichtiges histrument zur’ Unterstützimg der 
deutschen Luftfahrtindustrie stellen die Absatzfman- 
zier-ungshilfen irn Rahmen des OECD-Sektorenab- 
kommens (Aircraft Sector Understanding) dar, rnit 
denen es den Käufern ermöglicht w%d, Airbus-Flug- 
zeuge imd Triebwerke zu international üblichen 
Bedmgungen zu fmanzieren. Nach Abschaffung der 
Beziischussung des Prämienentgelts im November 2008 
w^erden zm- Restabwicklung des bisherigen Systems 
voraussichtlich bis 2017 noch Haushaltsmittel benötigt, 
hn Finanzplanzeitramn 201 1 bis 2014 sind es insgesamt 
11,5 Mio. €. 

Der Bmid imterstützt Forschmigs- imd Technologie- 
projekte der Luftfahrtindustrie seit 1995 in verschie- 
denen Luftfahitfoi’schungsprogramrnen. Für’ das im Jahr’ 
2007 gestaltete Luftfahrtforschungsprogramrn des 
Bimdes sind im Finanzplanzeitraum 2011 bis 2014 
insgesamt 619,2 Mio. € vorgesehen. 
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Ftir Maßnaluiien der Aiißeiiwiitschaft weiden 2011 nuid 
242 Mio. € bereitgestellt. Einen Schweipiinkt bildet die 
zmii 1. Januar 2009 neu gegtiindete Wiitschaftsföide- 
nuigsgesellschaft Geiinany Trade and Invest - Gesell- 
schaft ftii' Außenwirtschaft und Standortinarketing mbH. 
Sie bietet in- und ausländischen Untemelmien hifonna- 
tions- imd Beratimgsimterstiitzimg an mit dem Ziel den 
Standort Deutscliland ftii' den Export und ftir auslän- 
dische Investitionen zu stärken luid damit Aibeitsplätze 
in Deutschland zu sichern oder zu schaffen und so ziun 
Waclistimi der deutschen Wirtschaft beizuftagen. Einen 
weiteren Schwerpunkt bildet das Auslandsmesse- 
progranun mit insgesamt 42,5 Mio. €. 

Das im Jahi' 2003 im Rahmen der Globalen G 8-Pait- 
nerschaft mit Russland begomiene Projekt ziu Entsor- 
gimg von außer Dienst gestellten Atom-U-Booten der 
russischen Nordmeeiflotte in der Saida-Bucht in der 
Nähe von Murmansk umfasst die Teilprojekte „Errich- 
timg eines Langzeitzwischenlagers ftir Atom-U-Boot- 
Reaktorsektionen“ und ,,EiTichtung eines Regionalen 
Entsorgmigszentnims ftir radioaktive Abfälle“. Hierfüi' 
sind im Jahr 201 1 40 Mio. € veranschlagt. Das Gesamt- 
piojekt hat eine Laufzeit bis 2014 mit einem Gesamt- 
budget von 600 Mio. €. 

Ftir die Stilllegung der ehemaligen Uranerzbergbau- luid 
Auft)ereitiuigsbetiiebe sowie ftir die Sanieinng luid 
Revitalisienuig von Betriebs flächen der Wismut GmbH 
in Sachsen mid Thüringen einschließlich der Sanienuig 
der sächsischen Wismut-Altstandoite werden bis 
Ende 2010 voraussichtlich insgesamt lund 5,7 Mrd. €, 
davon 5,4 Mrd. € aus der institutioneilen Fördenuig luid 
0,3 Mrd. € aus emiitschafteten Eiimalunen der Wismut 
GmbH, ausgegeben. Ftir 2011 sind Mittel in Höhe von 
140 Mio. € veransclilagt ftir die Jahie 2012 bis 2014 
insgesamt w^eitere 384 Mio. 6. 

Zui- Fördenuig der Leistimgssteigenmg der deutschen 
Gesundheitswiitschaft wenden fiu 2010 1,5 Mio. € 
bewilligt. Diese Mittel sind für den Start der ,Aiißen- 
wiitschaftsinitiative Gesundheitswditschaft“ vorgesehen. 
Hierdurch soll klemen luid mittleren Unternehmen 
(KMU) die Aufiialime und Durcliftihnuig von Ge- 
schäften im Ausland erleichtert luid die Koordination 
deutscher Unternehmen bei der Wahmeluniuig 
komplexer Anfragen aus dem Ausland verbessert w^er- 
den. Außerdem ist der Auft>au einer ,Jmiovationsplatt- 
foim Gesundlieitsw'htschaft“ vorgesehen, durch die der 
Mai’ktzugang von KMU erleichtert werden soll. In den 
Folgejahren 2011 bis 2013 w^erden füi’ diese Maßnah- 
men sowie ftu die Fördenuig des beüiebhchen Gesiuid- 
heitsmanagements in KMU 3 Mio. € jähihch veran- 
schlagt. 


3.2.4.3 Mittelstand, industrienahe Forschung 
und Technologieförderung 

Die Fördenuig des innovativen Mittelstandes kon- 
zentriert sich auf ftinfF öl derbereiche: 

1. Innovative Untern ehmensgi ündungen 

• Fth den High-Tech Gilindeifonds (HTGF) sind über 
die Fondslaufzeit Bimdesmittel in Höhe von brutto 
240 Mio. € vorgesehen, davon im Jahr 2011 
38Mio. €. Der HTGF, der als öffentlich-private 
Partnerschaft ausgestaltet ist, beteiligt sich in einer 
ersten Finanzienmgsnmde mit bis zu 500.000 € an 
jungen Technologieunteniehmen. Ziel ist es dabei, 
die neu gegriindeten Untemelimen solange zu 
finanzieren, bis sie reif ftir Aiisclüussfinanzienuigen 
durch private Wagniskapitalgeber sind bzw. eigene 
Umsätze erzielen, d.h. ftir einen Finanzienuigs- 
zeiti aimi von nmd einem Jahr bis zwei Jaluen. Die 
Haftung des Bimdes ist auf die jeweils im Bundes- 
haushalt ftu den Fonds ausgebrachten Mittel 
bescluänkt. Eine Nachschusspflicht besteht nicht. Es 
w^ird emartet, dass in der Dehivestitionsphase ab 
September 2011 ein erheblicher Teil der Mittel aus 
Darlehensnickzahlungen bzw. Untemehmens- 
verkäufen luid Börsengängen an den Fonds ziulick- 
fließen wdid. Nach Abschluss der Erstinvestitions- 
phase des HTGF I soll ab Herbst 2011 ein 
Nachfolgefonds, wiedeium luiter Beteihgmig 
deutscher Technologiekonzeme, aufgelegt w^erden, 
der auf den Erfahnuigen des ersten Fonds aufbaut. 
Wie der HTGF I ist auch der HTGF n qualifiziert 
gespellt veranschlagt worden. 

• Bereits im Vorfeld der Gründung innovativer Unter- 

nehmen setzt das Piogiamm „Existenzgründungen 
aus der Wissenschaft (EXIST)“ an. Mit dem EXIST- 
Wettbewerb Gitindeihochschule“ wird die 

Entwicklung und Umsetzung hochschulweiter 
Gesamtstrategien zur Etabheiung von Untemeluner- 
geist, der Veiwmkhchung einer Gitindungskultur 
und der Positionienmg als giündungsprofilierte 
Hochschule imterstützt. Mit EXIST-Gninder- 
stipendium und EXIST-Forschimgstiansfer w^erden 
individuelle Gnindungsvorhaben an Hochschulen 
und Forschiuigseimichtimgen in der Vorgitindungs- 
phase unterstützt. Insgesamt sind füi’ das EXIST- 
Piogianun im Jahi' 201 1 lund 33 Mio. € Bundes- 
mittel vorgesehen. EXIST w^ird zum Teil mit Mittehi 
des Emopäischen Sozialfonds kofinanzieit. 
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2 . T ec h nolo giefö rde rii ng Mittelsta nd 

• Das Zentrale Iimovatioiispiograimn Mittelstand 
(ZIM) bleibt das Basisprograimn ftn die Föidemng 
von Foischimgs- und Entv^ickliuigsvorhabeii von 
kleinen nnd mittleren Unternehmen (KMU) in ganz 
Deutschland. Füi' das Rogiamm sind im Jahr 2011 
Mittel in Höhe von iimd 389 Mio. € vorgesehen, 
womit der Start von nnid 5.000 mehijäbiigen Pro- 
jekten anteilig finanziert werden kann. Die Förde- 
nmg erfolgt in den dr ei Programmmodulen: 

- FuE-Kooperationsfbrdenmg (ZIM-KOOP) - FuE- 
Kooperationen zwischen Unternehmen und For- 
sclnmgseiniichtimgen sowie zwischen Unterneh- 
men untereinander, 

- Netzw^eikfbrdenmg (ZIM-NEMO) - Manage- 
mentleistungen für’ die Entwicklung innovativer 
Netzw^erke von KMU mit FuE -Einrichtungen, 

- einzelbetiiebliche Fördenmg von KMU (ZIM- 
SOLO) - eigene FuE-Akti\itäten von KMU. 

• Ziu' Stärkung der marktnahen Forschung luid Ent- 
wicklung neuer Produkte, Verfahren ruid Dienst- 
leistimgen sowie üner Markteinfiihiung druch 
mittelständische Untemehmen ruid fieihemflich 
Tätige w^erden zinsverbilligte Darlehen im Rahmen 
des ERP-Imiovationsprogramms gew^ährt, die teil- 
weise als Nachrangdarlehen gewählt werden. Für die 
Zinsverhilligrmg sind nmd 39 Mio. € im Bundes- 
haushalt 2011 vorgesehen. Die Zinsverbilligung 
wird bis zui' Hälfte aus dem Brmdeshaushalt finan- 
zieit, die ERP-Wiitschaftsfördenmg luid die KfW 
tragen die übrige Verbilligungsleistung. 

3. Foi'schungsinfi a Struktur für deu Mittelstand 

Die Forschungsinftastruktiu’ dient dem Mittelstand, 

indem marktorientierte Forschimgsleistiuigen angeboten 

w^erden. Hierfür w^erden insgesamt 194 Mio. € im lahi’ 

201 1 bereitgestellt: 

• Mit der Fördemng der indüsüiellen Gemeinschafts- 
forschung (IGF) w^erden Forschungsvorhaben unter- 
stützt, bei denen füi' ganze Branchen Pioblemlösiingen 
eiai’beitet W' erden sollen, hu Jahr 2011 stehen ftu die 
IGF 128,5 Mio. € zur Verftigmig. 

• Mit der Fördenmg der externen hidustiie- 
forschimgseiiu’ichtimgen in den neuen Ländern 
imterstützt der Bund Forschungsvorhaben in den 
neuen Ländern. Die im Jahr 2011 zur Verfügung 
gestellten Mittel von 65,5 Mio. € dienen der Finan- 
zieiimg von marktorientierten FuE-Piojekten sowie 
der industriellen Vorlaufforsclnmg. 


4* Technologieti ausfer für den Mittelstand 

Mit einigen gezielten Maßnahmen wild das Bimdes- 
uiinisterium ftu Wii’tschaft imd Technologie den Trans- 
fer von Forschungs-Kno’w^-how von der Wissenschaft in 
die Wiitschaft verbessern. Hierfüi' stehen lund 
26 Mio. € im Jahr 201 1 zui’ Verfiigimg: 

• Eine wichtige Säule des Tecbnologieti’ansfers ist 
die Patent- und Erfmder fördenmg. Die Maßnah- 
men wmdeii imter der neuen Daclunarke SIGNO 
(Schutz von Ideen füi’ die gew^erbhehe Nutzung) 
zusanmiengefasst. 

• Normen und Standards kömien Untemelmien 
helfen, ihre hmovativen Produkte w^eltw^eit zu ver- 
markten. Daher fördert der Bimd Nonnungs- imd 
Standardisieinngsprojekte m Zusammenaibeit mit 
dem DIN. 

5* InnoYationsheratung Mittelstand 

Der Bund fördert die hmovationskompetenz in kleinen 
und mittleren Untemehmen mit einer Reihe von Bera- 
timgsprogiammen, liierfiir stehen im Jahr 2011 insge- 
samt nmd 18 Mio. € ziu Verfiigimg: 

• Das Pi’ogramm „go-hmo“ (bis Mai 2010 hmova- 
tionsmanagement) imterstützt KMU bei Piodukt- 
imd Piozesshmovationen in Foiin von Innova- 
tionsgutscheinen in ganz Deutscliland. Ziel ist, 
kleine Untemehmen mit technologischem Poten- 
zial systematisch zu stäiken. 

• Weitere Maßnahmen sind u. a. die Unterstützung 
der Beauftragten füi' hmovation (BIT) im Hand- 
werk imd Handel sowie die Geschäftsstelle der 
hiitiative Kompetenznetze Deutschlands. 

3.2.4.4 Regionale Wirtschaftsförderung 

Die regionale Wiitschaftsfördenmg ist gnmdsätzlich 
Aufgabe der Länder, hii Rahmen der Gemeinschafts - 
aufgabe „Verbessenmg der regionalen Wirtschafts- 
stniktuT' (GRW) werden hivestitionsvorhaben der 
gewerbhehen Wiitschaft in struktuischw^achen Regio- 
nen gefördert imd Maßnahmen ziu Verbesseiung der 
kommunalen wiitschaftsnahen Infiastiuktiu unterstützt. 
Insbesondere in den neuen Ländern imd Berlin, die bis 
2013 weiterhin in Gänze zum Fördergebiet der GRW 
gehören, stellt die GRW trotz Ansatzieduzienuig das 
zentrale hisüument der hivestitionsfördeiung dar. 

Füi' die GRW sind im Jalu 2011 Baimittel in Höhe von 
nmd 601 Mio. € vorgesehen. Rückflüsse nach 
§ 8 Abs. 3 des GRW-Gesetzes, die bei Nichteinhaltung 
von Bedingimgen diuch die Zuwendimgsempfiinger 
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anfallen, können erneut flii' Mehiausgaben ini Rahinen 
der GRW vemendet werden. Die Biuidesinittel weiden 
von den Ländern in gleicher Höhe kofinanzieit. Im 
Bundeshaushalt 2011 ist außerdem eine Veipflichtiuigs- 
eiinächtigung in Höhe von 567 Mio. € vorgesehen. 
Diese kamt in Höhe von nind 486 Mio. € (6/7) von den 
neuen Ländern mid Berlin sowie in Höhe von nuid 
81 Mio. € (1/7) von den alten Ländern in Anspmch 
genonunen werden. 

Die Bundesregiemng hat hn Rahinen des Maßnahmen- 
pakets „Be^chäftigimgssichenmg diucli Wachstmns- 
stärkimg“ (Konjiuiktiuprogi’anun l) die Bereitstellung 
zusätzliche!’ Finanzmittel von insgesamt 200 Mio. € im 
Rahmen eines Sondeiprogramms beschlossen. Zur Aus- 
finanzienmg der bewilligten Projekte stehen in den 
Jaluen 2010 und 2011 jeweils 40 Mio. € als Bamiittel 
zur Verfiigimg. Die Inanspmclmahme der Finanzmittel 
erfolgt in Aidehnmig an die Regelungen der GRW, 
allerdings mit einem anderen Veiteihmgsschlüssel. Die 
Mittel komiten zu je 50% von den neuen Ländern luid 
Berlin sowie von den alten Ländern in Anspmch 
genonunen werden. Die Bimdesmittel müssen in glei- 
cher Höhe von den Ländern kofmanzieit werden. 

Die deutschen Konvergenzlegionen (die neuen Länder 
luid die Region Ltinebiug) werden im Förderzeitiamn 
2007 bis 2013 insgesamt rd. 16,08 Mrd. € aus den EU- 
Stmktiufonds erhalten. Davon entfallen nuid 
1 1 ,4 Mid. € auf den Europäischen Regionalfonds 
(EFRE). Ein Teil dieser Mittel whd weiterhin im Rah- 
men der GRW eingesetzt. 

Im Rahmen des Zieles „Regionale Wettbewerbsföhig- 
keit und Beschäftigung“ werden die alten Länder (ein- 
schließlich Berlhi, aber ohne die Region Lünebiug) EU- 
Stmktiufondsmittel in Höhe von nmd 9,4 Mid. € erhal- 
ten. Davon entfallen rd. 4,7 Mid. € auf den EERE . Auch 
hieivon wird ein Teil weiterhin im Ralimen der GRW 
eingesetzt. 

Mit dem hivestitionszulagengesetz 2010 vom 
7. Dezember 2008 wurde die Gnuidlage für die Foit- 
setzung der hivestitionszulagenfördenmg in den neuen 
Ländern imd Berlin bis zum Ende des Jahres 2013 in 
Betrieben des verarbeitenden Gewerbes, bestimmter 
produktionsnaher Dienstleistimgen luid des Beherber- 
gimgsgewerbes geschaffen. Die hivestitionszulage fülut 
füi- die Anspnichsjahie 2010 bis 2013 zu folgenden 
jähi’hchen Steuermindereimiahmen beim Bund (kassen- 
würksam): 2011: -264 Mio. €; 2012: -373 Mio. €; 2013: 
-264 Mio. €; 2014: -157 Mio. € und 2015: -46 Mio. €. 


3.2.4.5 Gewährleistungen und weitere Maß- 
nahmen zur Wirtschaftsförderung 

Der Brmd übernimmt Garantien ftii’ fördenmgswäüdige 
oder im staatlichen Interesse hegende Vorhaben sowohl 
im außen- als auch biimenwiitschaftlichen Bereich, hn 
Rahmen der Konjimktiupakete I und n hat der Brmd zur 
Absichenmg von Kredit- imd Bürgschaftslhiien einen 
zusätzlichen Garantierahmen von 115 Mrd. € ftii' die 
Jahie 2009 und 2010 befristet bereitgestellt. Speziell für 
den „Wiitschaftsfonds Deutschland“ wurde dabei ein 
Kredit- mid Btiigschaftsprogramm aufgelegt, tun die 
Finanziemngsbedingungen von Untemelimen zu 
verbessern und so das Wirtschaftswachstiun imd den 
Erhalt von Arbeitsplätzen zu imterstützen. Die ent- 
sprechenden Ermächtigimgen finden sich im jährlichen 
Haushaltsgesetz. Mit dem Auslaufen des Wiilschafts- 
fonds wird der Ermächtigimgsralimen 2011 fifr den 
Wirtschaftsfonds um 55 Mrd. € reduziert. 

Außerhalb des Haushattsgesetzes übeiiiimmt der Bimd 
Garantien als Notmaßnalmien zur StabUisienmg des 
Euro. Nach dem Wälrnrngsunion-Emanzstabihtätsgesetz 
vom 7. Mai 2010 kaim der Bund Garantien von bis zu 
22,4 Mrd. € zum Erhalt der ftii' die Finanzstabihtät in 
der Wähnuigsunion erforderlichen Zahhmgsfiihigkeit 
Griechenlands übernehmen. Die Garantien dienen der 
Absichenmg von Krediten der Kieditanstalt für Wieder- 
auft>au an Griechenland, die gemeinsam mit den 
Kiediten der anderen Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union des Eiuo-Wälmmgsgebietes und des Internatio- 
nalen Wähnmgsfonds ausgezahlt werden. Daneben sieht 
das Gesetz zui’ Übernahme von Gewähileistimgen im 
Rahmen eines europäischen Stabihsienmgsmechanis- 
mus vom 22. Mai 2010 vor, dass der Bimd sich mit 
Garantien von bis zu 123 Mrd. € (zzgl. ggf bis zu 
24,6 Mrd. €) am Rettimgspaket zur Stabihsierung der 
gemeinsamen Währung beteiligen kami. 

Das bis 31.12.2010 befnstete Sondeivermögen 
„Finanzmarktstabilisienmgsfonds“ ziu Stabilisierung 
der deutschen Finanzmärkte in der globalen Finanz- und 
Wirtschaftskrise kaim Unternehmen des Fhianzsektors 
bis zu 400 Mrd. € an Garantien gew^ähren (vgl. 3.2.13). 

Von den im Jahre 2011 emarteten Ausgaben des 
Bimdes ftu Gew^ährleisturigen in Höhe von 2 Mrd. € (Ist 
2009: 0,6 Mrd. €) entfallen rd. 38 % auf den Außeri- 
whtschaftsbereich. Schwerpimkt ist die Risikovorsorge 
für politische Schäden (Staatsrisiko). 
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3.2.4.6 Informationsgesellschaft 

Mit einer Reihe von Föidenuaßnahinen luiterstiitzt das 
Bundesministeiiiini fiii' Wirtschaft und Teclmologie die 
Entwdckhmg und Anwendung der neuen Infomiations- 
und Konmnmikationstechnologien in Wirtschaft und 
Gesellschaft: 

Im Rahmen des Schweipiuikts "Entwicklung 
konvergenter Infonnations- rmd Konimiuiikations- 
tecluiik (IKT)“ wird die Entwicklmig imd Erpro- 
bung neuailiger IKT-basieiter Technologien rmd 
Dienste, die ein starkes Anwendrmgs- luid Trans- 
ferpotenzial irn Hinblick auf mittelständische 
Untenielmien auftveiseiL gefördert, hn Jahr’ 2011 
sind fiii- dieses Piogiamm nmd 44 Mio. € vorge- 
sehen. hn Fokus der Fördeiimg stehen dabei die 
Leuchttiirmprojekte ,3-Energy - IKT-basiertes 
Energiesystem der Zukimft“ luid „hitemet der 
Dinge“. Mit dem neuen För der schweipunkt 
,JT2Green“ sollen Best-Piactice-Lösimgen für’ 
energieeffiziente IKT-Anwendungen in Wirtschaft, 
Vemaltiuig imd privaten Haushalten entstehen. 
Ergänzt werden die Schwerpunkte durch einen 
Gründemettbewerb ini High-Tech-Bereich IKT. 

Mit dem Leuchttuimprojekt „THESEUS - Neue 
intemetba sielte WissensinfLastrukturen (Internet 
der Dienste)“, werden seit Mitte 2007 anwendungs- 
orientieite Basistechnologien rmd technische 
Standards für’ das Intemet der nächsten Generation 
(Web 3.0) entvdckelt rmd erprobt, rmi das Wissen 
ini Intemet besser zu nutzen rmd zu vemerten. hn 
Rahmen einer öffenthch-privaten Paitnerschaft mit 
Untemehmen, wissenschafthchen Eiiuichtrmgen 
rmd Universitäten wild sich der Brmd während der 
auf 5 Jahre angelegten Laufeeit mit insgesamt mnd 
100 Mio. € an diesem Piogranrnr beteiligen. Neu 
gestaltet vairden mittelstandsbezogene FuE-Vorha- 
ben der 2. Phase des Progiamms „THESEUS 
Mittelstand“. 

Das Pi’ogiamm „IT-Aiiwendrmgen in der Wirt- 
schaft“ dient vor allem der Fördenmg von 
e-Business-Anwendrmgen, der Bereitstelhmg von 
hochwertigen hifoimationen ftii’ kleine und mittlere 
Untemehmen, der Unterstützung von Uiitenrehmen 
ziu Erhöhimg der IT-Sicherheit bei infoimations- 
teclmischen Anwendrmgen rmd der Fördenmg der 
Digitalen hitegr ation der Gesellschaft, hn Jalir 2011 
stehen daftu nmd 19 Mio. € zru Veiftigung. 

3.2.5 Verkehr 

Eine gut ausgebaute Verkehisinfiastniktru ist eine 
wesentliche Vorarissetzrmg für die Leistimgsfahigkeit 
der deutschen Wirtschaft rmd zugleich auch ftu die 
Wettbewerb sMrigkeit Deutschlands im internationalen 
Vergleich. Verkehisinvestitionen leisten daiüber hinaus 


einen wichtigen konjunktur- rmd beschäftigimgs- 
politischen Beitr ag, hn internationalen Vergleich weisen 
die nationalen Netze der diei ,Jilassischen“ Verkehrs- 
träger - Brmdesschienenwege, Brmdesfernstraßen und 
Brmdeswasserstiaften - daher eine große Dichte rmd 
einen hohen Ausbaristandard auf. Um diesen Standort- 
vorteil nachlraltig zu sichern, stellt der Brmd auch in den 
kommenden Jahien trotz umfangieichen Korisohdie- 
nmgsbedarfs erhebhche Haushaltsmittel für den Aus- 
imd Neubau sowie ftir die Erhaltung seiner Verkehis- 
infiastniktiu- bereit. Dabei wird deren möglichst effi- 
zienter rmd volkswiitschaftlich vorteilhafter Veiwen- 
drmg eine inuner größere Bedeutung zukommen. 

Alles in allem stehen für die ,J^lassischen“ Verkehis- 
träger sowie den Kombinierten Verkehr im Brmdes- 
haushalt 2011und ftir die Jahre 2012 bis 2014 Jähihch 
rd. 9,8 Mrd. € zru Verfligrmg. Hinzu tr eten im Jahr’ 201 1 
noch die bis dahin nicht verbrauchten - im Investitions- 
imd Tilgungsfonds ausgebrachten - Mittel aus dem 
Konjruiktrupaket n (msgesamt 2 Mrd. € für die Jahre 
2009 bis 2011). 


3.2.5.1 Eisenbahnen des Bundes 

Um dem Wohl der Allgememheit rmd den Verkehis- 
bedürfiiissen Reclmimg zu tragen (Art. 87e Grimd- 
gesetz), finanziert der Brmd Neu-, Ausbau- rmd Ersatz- 
investitionen in die Schienermetze der Eisenbahnen des 
Brmdes. Die Kosten der Unterhaltimg rmd Instand- 
setzrmg der Schienenwege w^erden von den Eisenbaimen 
des Brmdes getr agen. 

hn Finanzplan bis 2014 werden die Schienenwege- 
investitionen auf hohem Niveau verstetigt. Insgesamt 
stehen irn Zeitraimr 2011 bis 2014 hierfür rd. 
15,6 Mrd. € zur Ver-fügrmg, davon werden rd. 

4.1 Mrd. € aus Mauteirmalimen finanziert. 

Daneben trägt der Brmd die nicht druch eigene 
Eiimahrnen gedeckten Aufeendungen des Bundes- 
eisenbahnvermögens (BEV). Das BEV ist Dienstheir 
der der DB AG zugewiesenen Beamten rmd zuständig 
füi’ die Betreurmg der Versorgungsempfauger. Es 
verw^altet und verwertet die nicht-bahrmotW'endigen 
Immobilien. In den Jahren 2011 bis 2014 leistet der 
Brmd - insbesondere im Ralimeri der Defizitdeckung des 
BEV-Wirtschaftsplans - insgesamt rd. 22,5 Mrd. € bzw^ 
jaluesduichschnittlich rd. 5,6 Mrd. € im Bereich des 
BEV (Brmdesleistungen insgesamt vgl. Schaubild 6). 


3.2.5.2 Bundesfernstraßen 

Das Brmdes fenrstraßermetz gehört zu den leistimgs- 
föhigsten Europas. Es spiegelt damit die Bedeutung 
Deutschlands als eine der führenden Wirtschafts- 
nationen rmd als wichtigstes Transitland wider. 
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Im Bmideshaushalt 201 1 sind fiir die Biuidesfemstraßen 
einschließUcli Neubau und Emeitening, Ginndemeib, 
betriebliche Uiiteihaltiuig sowie bauliche Erhaltung id. 
5,8 Mi’d. € voigeseheii. Davon entfallen einschließlich 
Zufiilinmg aus der Maut rd. 4,9 Mid. € auf Investitio- 
nen. Die Divestitionen verteilen sich auf die Bundes- 
autobahnen mit rd. 2,9 Mid. € und die Bundesstraßen 
mit 2,0 Mrd. €. Der Anteil der mautfinanzieiteii Investi- 
tionen beü’ägt dabei insgesamt rd. 1,9 Mid. €. Damit 
kommen wie bereits in den Voijahien 58 % der voraus- 
sichtlich fiii’ Investitionen verbleibenden Mauteiu- 
nalunen den Bundesfemstiaßen zugute. Ftir Neubau- 
luid Erweitenuigsmaßnalimen {Bedai fsplamiiaßnalunen) 
sind 2011 insgesamt rd. 1,9 Mid. € emgeplant. Davon 
entfallen rd. 1,2 Mrd. € (61 %) auf die Biuidesaiito- 
balmen imd rd. 0,7 Mid. € (39 %) auf die Brrndes- 
straßen. 

Aufgiimd der voraussichtlich auch in Zukunft übeipro- 
portionalen Zmiahme des Güteiverkehrs und damit des 


Schwerlasri'erkehi’s ist auf die substanzerhaltenden imd 
fiinktionssichemden Maßnalmien ein besonderes 
Augemnerk zu richten. Daher werden üotz enger Spiel- 
räiune die Ausgaben ftii’ reine Erhaltimgsmaßnahmen im 
Jahi- 2011 auf rd. 2,4 Mid. € erhöht. Davon sollen für 
Brmdesautobahnen rd. 1,4 Mid. € imd ftir Bundes- 
stiaßen rd. 1,0 Mid. € veroendet werden. 

Auch ihi’ Engagement im Bereich Öffenthch Private 
Paitnerschaften setzt die Bimdesregieinng fort. Neben 
jähiiich weiteren 245 Mio. € ftii' die Zins- und Tilgungs- 
zahlungen der Privaten Voirinanzieinng von 20 Bundes- 
femstraßenprojekten sind ftii’ das Jalu 201 1 füi' die vier 
laufenden A-Modehe rd. 126 Mio. € an Mitteln (hier 
aus Mautehmahmen) für die Beheiber eingeplant. Fiir 
die Ausschreibung imd Weiterentvückhmg sind für 
weitere A-Modell-Vorhaben msgesamt rd. 4,3 Mid. € an 
Verpflichtungsermächtigimgen über deren gesamte 
Laufzeit ausgebracht. 


Schaubild 6 


Mrd.€ 


Bundesleistungen an das Bundeseisenbahnvermögen und die DB AG 
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3.2.5.3 Bundeswasserstraßen 

Fiii’ den Beieicli der Bmides Wasserstraßen sind - ein- 
schließlich der Ausgaben, die aus der streckenbezo- 
geiien Lkw- Maut finanziert werden - im Haushaltsjalir 
2011 insgesamt rd. 1,9 Mid. € vorgesehen. Davon 
entfallen 0,9 Mid. € auf Investitionen. 

Durch das hohe Alter der Anlagen an den Bimdes- 
wasserstraßen steht die Substanzerhaltung imd Eiiieue- 
imig der vorhandenen hifrastniktur im Vordergnuid. 
Investitionsschweipunkte sind der Ausbau des west- 
deutschen Kanahietzes, der Mittellandkanal die Fort- 
setzimg der Wasserstraßenverbindtmg Haimover- 
Magdeburg-Beiiin (VDE 17) sowie der Zufahiten zu 
den deutschen Seehäfen. Ebenfalls sind Ausbau- 
maßnahmen mit erheblichen Ersatzhivestitionsanteüen 
an Main, Mosel luid Neckar sowie am Nord-Ostsee- 
Kanal eingeplant. 


3.2. 5.4 Verbesserung der Verkehrsverhältnisse 
in den Gemeinden und Regionalisie- 
rungsmittel 

Ziu Verbessenmg der Verkelu's Verhältnisse in den 

Gemeinden steht insgesamt ein Finanziahmen von 

1 ,672 Mid. € ziu Verfiigimg. Er verteilt sich auf diei 

Bausteine: 

1 . „Btuidesprogramm“ einschließhch der hivesti- 
tionsliilfen fiu die Deutsche Bahn AG bis 2019 
{Gesetz über Finanzhilfen des Btmdes zm Ver- 
bessenuig der Veikelusverhältnisse der 
Gemeinden: GVFG). Es umfasst jähilich rd. 
332,6 Mio. €. Aus diesen Mitteln kömien Schienen- 
verkelu’sw^ege im Öffenthchen-Personeimah verkehr 
(ÖPNV) in Verdichtungsräumen und den 
zugehörigen Randgebieten mit zuwendiuigsföhigen 
Kosten über 50 Mio. € gefördert werden. Der 
Fördersatz beüägt 60% der zuwendiuigsföliigen 
Kosten. 

2. ^J’orschimgsprogianuii Stadtverkehr“ (FOPS). Es 
lunfasst z. Z. ca. 4,2 Mio. € jähilich. Es ist das 
einzige bimdesw^eite und praxisorientierte 
Piogramm ziu Behandlmig städtischer Ver- 
kehrsprobleme. 

3. Seit dem 1.1.2007 erhalten die Länder fiii- den 
Wegfall von Bimdesfuianzhilfen gern. § 3 Abs. 1 
Entflechtungsgesetz (EntflechtG) Kompen- 
sationszalilungen in Höhe von 1,3355 Mid. € 
jähihch. Diese werden den Ländern nach einem 
gern. § 4 Abs. 3 EntflechtG vorgegebenen Schlüssel 
ZIU Veibessenmg der Verkelirs Verhältnisse in den 
Gemeinden ziu Verfügung gestellt. Bund und 
Länder übeipiüfen bis Ende 2013, in welcher Höhe 
diese Finanzienmgsmittel ziu Aufgabeneirtillung 
der Länder noch angemessen imd erforderlich sind. 


Ab dem l.Januai’ 2014 entfallt die aufgaben- 
bereichsbezogene Zw^eckbindimg: ledighch die 
„investive Zw^eckbindiuig“ bleibt bestehen. 

Daniber hinaus werden den Ländern ftir den ÖPNV 
Regionahsieiungsmittel ziu Verfügiuig gestellt, da sie 
nn Zuge der Balmrefoim ziun 1. Januai’ 1996 die Auf- 
gabenverantwoitung für den Schienenpersonemiah- 
verkelu übeinalunen. Dafür steht iluien gemäß Artikel 
106 a Giimdgesetz ein Anteil aus dem Mineralölsteuer- 
aufkonmien des Bimdes zu. Im Jahr 2011 erhalten die 
Länder iiuid 6,980 Mrd. €. Gemäß Regionahsierungs- 
gesetz (RegG) steigen die Mittel jährlich um 1,5 %. Die 
Vemendung der Mittel weisen die Länder Jährlich nach. 


3.2.6 Bau und Stadtentwicklung 

Die Modernisienuig, energetische Sanierung des 
Wohnungsbestandes sowie der eriergieeffiziente Neubau 
w^erden mit zinsgünstigen Krediten imd Investitions- 
Zuschüssen der KfW-Förderbank imterstützt. Zu den 
Förderschwverpiuikten zählen die KfW -Förderpro- 
gramme zum energieeffizienten Bauen imd Sanieren im 
Ralmien des „C02-Gebäudesanienmgsprogranmis“, die 
kontinuierlich fortentwickelt w^erden. Seit 2007 werden 
im Rahmen des „CO3 -Gebäudes anienuigsprogramms“ 
auch Konuniuien bei der energetischen Sanieiimg von 
infiastmktiuellen Einiichtimgen wie Schulen, Kinder- 
gärten, Turnhallen und Gebäuden der Kinder- imd 
Jugendai'beit imterstützt. Von 2006 bis Mai 2010 haben 
die Förderprogramme die energieeffiziente Sanieiimg 
bzw. Errichtimg von fast 2,2 Mio. Wolmimgen imter- 
stützt imd private Investitionen in Höhe von 63,7 Mrd. € 
ausgelöst. 

Im Zeiüaum 2006 bis 201 1 stellt der Bimd für die über 
die KfW-Bankengnippe ausgereichten Komponenten 
insgesamt rd. 7,22 Mrd. € Programmmittel zur Ver- 
fügimg, die übeiwiegend zur Zinsverbilhgung imd 
Zuschussgewvähiimg ftu die energetische Sanierung von 
Wohngebäuden eingesetzt w^erden. Vor dem Hinter- 
grimd der Konsolidieiurigser forderniss e des Bundes- 
haushalts w^erden die Progiammmittel füi' das „CO3- 
Gebäudesariienmgsprogramm“ veningert. Gleichwolü 
stehen für das Jahr 2011 Programmmittel von rd. 
437 Mio. € zur Verfügung. 

Mit dem im Jahr’ 2009 neu aufgelegten KfW- Zinszu- 
schussprogramm zur Darlehens fmanzienmg von Maß- 
nahmen zur alters- imd beliindertengerechten An- 
passung des Wohnungsbestandes wmd den 
Herausfordenmgen des demograpliischen Wandels 
Rechnung getragen. Für’ dieses Piogramm w^erden bis 
2011 insgesamt rd. 197 Mio. € Progianmimittel bereit 
gesteht. Die im Jahi' 2010 neu aufgelegte Zuschuss- 
komponente wild im Jahi' 2011 mit einem Programm- 
vohunen in Höhe von 20 Mio. € fortgeführt werden. 
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Eigeimiittelpiogiaiiime der KfW-Fördeibaiik ergänzen 
die zuvor genannten Bundesinitiativen. Hinzu kommen 
seit 2006 steuerliche Mahnabmen sowie Leistungen des 
Bimdes ziu energetischen Saniemng von Bundesbauten. 

Auf der Gnmdlage von Alt. 104 b des Gnmdgesetzes 
gewählt der Biuid den Ländern Finanzhilfen zur Städte- 
baufbrdenuig. Die Fördenmg erfolgt im Rahmen von 
Sanienuigs- imd Entwickhmgsmaßnalunen. Daiüber 
hhiaus werden im Rahmen der Progiamme zmn städte- 
baulichen Denkmalschutz auch Maßnahmen ziu Siche- 
nmg mid Erhaltimg historischer Stadtkerne gefördert. 
Neben diesem ,4^1assischen“ Bereich bestehen weitere 
Piogiaimne zur Lösung spezieller Pioblemlagen. 

Im Bereich der Städtebaufordeiung steht der Bimd den 
Ländern im lahi' 2010 687 Mio. € zm Verfugmig. Im 
Finanzplanzeiti’aiun enmickehi sich die Ansätze wie 
folgt: 2011 672 Mio. €, 2012 560 Mio. €, 2013 
442 Mio. 2014 317 Mio. €. Die Städtebaufördenuig 
hilft Städten und Gemeinden, sich an den 
wirtschaftlichen, sozialen, demogiaphischen luid 
ökologischen Wandel anzupassen. Mit den 
Biuidesmitteln werden nachlialtige hivestitionen ange- 
stoßen. Aufgumd der meist kleintehigen Aufträge sind 
die regionalen Beschäftigimgswmkimgen hoch. Von den 
Aufträgen profitieren neben den Bew^ohnem vor allem 
das lokale Handw^erk mid Gewerbe. 

Die Bimdesmittel verteilen sich auf die Piogramme 
„Aktive Stadt- und Oitsteilzenhen“ ziu Fördenmg der 
Imienentwicklimg, „Stadtumbau“ zm Anpassung an den 
demogiapliischen rmd stniktuiellen Wandel in Ost imd 
West, „Soziale Stadt“ zur’ Fördemng der Auftv^eitimg 
von benachteiligten Quaitieren luid sozialen Breim- 
punkten — ergänzend auch im nicht-investiven Bereich 
luid insbesondere zur’ geseUschaftlichen Integration, 
„Städtebaulicher Denkmalschutz“ zmn Erhalt histo- 
rischer Stadtkerne und Stadtquartiere in Ost und West, 
„Klehiere Städte mid Gemeinden“ zur Sichenmg der 
Daseinsvorsorge in ländlichen mid dümi besiedelten 
Räumen, mid „Städtebauhche Samenuigs- mid Eiit- 
wicklmigsmaßnalmien“ in Ost und West. 

Mit dem ESF-Bmidesprogramm „Soziale Stadt - Bü- 
dung, Whtschaft, Arbeit im Quailier“ w^erden die 
städtebaulichen Maßnahmen durch quaitiersbezogene 
Maßnahmen zm’ Verbessenuig von Bildimg mid Ausbil- 
dimg, zm’ Beschäftigungsfördenuig mid zm Stärkung 
der lokalen Ökonomie wirkmigsvoU ergänzt. Hierfiu 
stellt der Bimd insgesamt rd. 60 Mio. € zur Verfligung 
{2008-2015). 

Daneben leistet der Bund im Rahmen der Altschulden- 
hüfeverordnmig eine weitere wichtige Hilfe ftir die 
ostdeutsche Wohmmgswirtschaft. Bis 2013 werden 
hierfür’ insgesamt rd. 1,1 Mid. € Bmidesmittel bereitge- 
stellt. 


hii Zuge der Föderahsmusreform I ist die soziale Wolm- 
ramiifördeimig vohständig m die Länderzuständigkeit 
übergegangen. Als Ausgleich hierfiii' zahlt der Bmid ab 
2007 jähiiich zweckgebundene Kompensationszahlun- 
gen in Höhe von 518,2 Mio. € an die Länder. Bis Ende 
2013 prüfen Bund und Länder, m welcher Höhe die den 
Ländern zugewieseneri Finanzieimigsmittel zm’ Auf- 
gabenerfüllung der Länder ftii’ den Zeitraum bis 2019 
noch angemessen mid erforderhch smd (Artikel 143c 
GG n.F. i.V.m. § 6 EntftechtG). 


3.2.7 Bildung, Wissenschaft, Forschung und 
kulturelle Angelegenheiten 

hii Koalitionsvertiag der Regienrngsparteien wurde 
festgelegt, die Ausgaben für’ Bildung mid Forschmig in 
den Jahieii 2010 bis 2013 mn insgesamt 12 Mrd. € zu 
erhöhen, deim Bildimg imd Forschmig sind Gr’undlagen 
des wdrtschafthchen mid sozialen Fortschritts. Diese 
Vorgabe w^ude bei der Aufstellmig des Bmideshaus- 
halts 201 1 imd hn Finanzplan der Bmidesregiening bis 
zmn Jahr’ 2014 umgesetzt. Die Bmidesregiening geht so 
in Vorleistimg, damit bis 2015 das Ziel erreicht werden 
kaim, die Aufw^endmigen für’ Bildimg und Forschimg 
auf 10 % des Bnittoinlandsprodukts zu steigern. 

Die zusätzlichen 12 Mrd. € w^erden je zur Hälfte 
Bildimg mid Forschung zugute kommen. Fm die 
Bildimg als Querschnittsaufgabe wrude über die 
Grenzen zwischen den Ressorts hinweg ein Bündel von 
Maßnalimen aus den unterschiedhchsten Bereichen 
entwickelt. Drei Schw^erpmikte stehen dabei im Vorder- 
gnuid: Die Stäikmig des Fachki’äftenachwmchses imd 
der Hochschulen sowie die ftülikindliche Bildung. Die 
zusätzlichen 6 Mrd. € für’ FuE werden vorrangig für 
iimovations- mid wachstmns fördernde Forschungs- 
maßnalmien eingesetzt, die zu rnehi’ Beschäftigmig in 
Deutschland fühlen mid Hebelwmkmig auf zusätzhche 
FuE-hivestitionen der Wirtschaft mid der Länder aus- 
üben soUen. Im Mittelpmikt stehen dabei die Fort- 
setzung mid der Ausbau der Hightech-Strategie, 
daimiter die Fördenmg der Elekftomobihtät, die 
Foitfühnuig des Pakts für Forschmig mid hmovation 
sowie der Exzellenziiutiative mid der Aufbau der neuen 
Zentren der Gesmidlieitsforschmig. Der Hauptteil der 
entsprechenden Ausgaben entfäUt auf den Einzel- 
plan 30. 
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Schaubild 7 


Ausgaben für Bildung und Forschung aus dem Bereich des Ministeriums 
Mrd € für Bildung und Forschung* 
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* einschließlich BAföG-Darlehensanteil (seit 2000 von der KfW bereitgestellt) und Programm 'Zukunft, Bildung und 
Betreuung'' (4 Mrd. € für Ganztagsschulen 2003 - 2009) - alle Angaben auf der Basis des aktuellen Ressortzuschnitts 


3.2. 7.1 Wissenschaft, Forschung und Entwick- 
lung außerhalb der Hochschulen 

Die ressoitiibergieifeiide süategische Aiisrichtuiig der 
Dmovatioiis- mid Forschuiigspolitik der Buiides- 
regienuig erfolgt durch die Higlitech-Strategie (HTS). 
Bei den neuen Akzenten in der 17. Legislatiuperiode 
sind insbesondere die Konzenüation auf 5 Bedaifsfelder 
(Klima/Eneigie, Gesimdlieit^niälmuig, Mobilität, 
Sicherheit und Kommunikation), die Zukunftsprojekte 
und eine klare eiuopäische Perspektive zu nemien. 
Gleiclizeitig wild die HTS auch Impulse ftir Wachstum 
und Beschäftigiuig in Deuts chlaiid geben. Die bereits in 
der letzten Legislatiuperiode erfolgreichen Instiiimente 
der HTS (hmovationsallianzen, Spitzeiicluster-Wett- 
beweib, Föidenmg der Neuen Länder etc.) weiden fort- 
gefiilut, neue konmien hinzu (Validienmgsforschung, 
hidiistiie-Foischimgscampus). Dafür stehen im Jahi- 
201 1 id. 274 Mio. € zur Vei-ftigmig. 

Ein weiterer gjoßer Schweipunkt ist die Fortsetzung des 
SmiktiuW'andels hii deutschen Wisseiischaftssystem. 
Dazu zählt die mit den Ländern vereinbaite Fortsetzung 
des Pakts für Forsclnmg mid Imiovation. Dieser luiter- 
stützt die Wissenschafts- und Forschrmgsorganisationen 
und gibt Urnen langfristige Planmigssicherheit. Bund 
und Länder haben am 4. Juni 2009 eine Forts etzimg des 
Paktes ftir die Jahre 2011 bis 2015 vereinbart. Sie 
stieben jälirhche Steigenmgsraten von 5 % an. In 


diesem Zusammenhang haben Bund mid Länder im 
Einveinelunen mit den Wissenschafts- mid Forschungs- 
Organisationen forschmigspolitische Ziele vereinbart, 
um den angestoßenen Stnikturw^andel in der Wissen- 
schaftslandschaft fortziisetzen imd weiterzueiit\\ickeln. 
Zu diesen Zielen gehören die dynamische Weiter- 
eiitwicklmig des Wissenschaftssystems mid üue Vei- 
netzmig, neue Sftategieii der internationalen Zusam- 
menarbeit, nachhaltige Paitnerschaften zwischen 
Wissenschaft mid Whtschaft sowie die Gewhmung der 
Besten fiii- die deutsche Wissenschaft, hn Jalu 2011 
werden ftii' die Fortsetzimg des Paktes rd. 207 Mio. € 
zusätzlich zm Veifügung gestellt. 

Auch die Giündung vier weiterer ,JDeutscher ZenUen 
der Gesmidheitsforschimg“ ist finanziell imterlegt. Nach 
den bereits vorbildlich arheiteiideii Deutschen Zentren 
fiu Neiuodegenerative Eikiankimgen imd ftii' Diabetes- 
forschung sollen nun Zeiiheii ftii' Infektioiisforschimg, 
ftii’ Herz-Kieislauf-Forschung, ftii' Lungenforschimg 
und ein Deutsches Konsortimn für traiislationale Kiebs- 
forschung geschaffen weiden. Dafür werden zusätzlich 
38 Mio. € beieitgestellt. Ziel ist, eine weltweit beachtete 
Foi’schiuigsinftasti'uktiu’ auszubauen und bei der 
Bekämpftmg der großen Volkskraiikheiten jeweils die 
Kompetenz der besten deutschen Forschimgsinstitute 
zusammenziifüluen. Scliheßlich wird auch der Auft>au 
von Forschungsiiiftastniktur (deutsche Forschimgsfiotte, 
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internationale Großpiojekte XFEL, FAIR etc.) 
gefördert. Füi’ Investitionen im Bereich „Klima, Ener- 
gie, Umwelt“ imd , 4 iatLiiwissenschaftliche Gnmdlagen- 
forscliiuig“ sind rd. 200 Mio. € vorgesehen. 

Die R’ojektfördenuig in den Lebenswissenschaften wird 
mit nmd Vi Mrd. € auf hohem Niveau fortgeffihit. Dies 
gilt ebenso fiir die „Neuen Technologien“ (709 Mio. €) 
mit einem Schweipmikt auf der Forschung ziu Elektro- 
mohilität sowie den Bereich „Klima, Energie, Umwelt“ 
(368 Mio. €). Damit kömien die BMBF-Initiativen ziu 
Elektromobilität imd Batterieforschimg sowie die Imio- 
vationsallianz Photovoltaik wie geplant lungesetzt 
werden. 

Für die Arbeit des Deutschen Zenmuns fut Luft- mid 
Raumfahit e.V. (DLR) sowie weitere Aktivitäten im 
Bereich der Rarmifalut werden im Jahr 2011 Mittel in 
Höhe von nmd 1,15 Mrd. € hereitgestellt. Hier\^on ent- 
fallen 611 Mio. € auf Beiträge ziu Euiopäischen Welt- 
raumorganisation ESA mid 242 Mio. € auf Akti\itäten 
im Rahmen des Nationalen Weltraiunprogramms. Einen 
besonderen Schw^eipunkt stellen die anwendmigs- 
bezogenen Programme wie Robotik, Erdheohachtiuig, 
Navigation mid Telekommunikation dar. 

Das DLR als nationales Forschmigszentnmi der flir' 
Luft- mid Ramnfahrt, das sich mit umfangreichen 
Forschmigs- und Entwdckhmgsprojekten aber auch 
Operationellen Aufgaben im Rahmen nationaler mid 
internationaler Kooperationen so z.B. dem künftigen 
Betrieb des GALILEO-KontroUzentnirns beschäftigt, 
erhält im Jalir 2011 eine institutioneile Grarndfinan- 
zierung in Höhe von 327 Mio. € (einschließlich Zuwen- 
dung des Bimdesrninisteriums der Verteidigimg i.H.v. 
29 Mio. €). 

Ein neuer Förderschw^eipmikt des Bmidesministeriums 
für- Wirtschaft wmd beim Thema Elektromobilität 
gesetzt; liierfiu- w^ erden im Jalir 2011 10 Mio. € veran- 
schlagt (201 1 bis 2014 insgesarnt 240 Mio. €). 

Für den Bereich „SchifiTalut imd Meerestechnik“ ist irn 
Firianzplanzeiti’amn 2011 bis 2014 ein Ansatz in Höhe 
von rmid 123,1 Mio. € vorgesehen. Schwerpunkte der 
Fördenmg sind Forschmig imd Entwicklung im Bereich 
irmovativer Schiffstypen imd -komponenten, effiziente 
Technologien der Schiffs feitigung mid Rohstoffiiutzmig 
aus dem Meer. 

Die Aktivitäten im Forschmigsprogramm ,>Iobilität 
mid Veikehrstechnologien“ W' erden im Jahr 2011 mit 
59 Mio. € gefördert. Die geplanten FuE-Aküvitäten sind 
schwerpunktmäßig auf intelligente und damit effizien- 
tere Verfaluen in der Logistik, auf alternative Antriebe, 
auf weitere Erhöhimg der Verkehrssicherheit dmch 
Fahrerassistenzsysteme sowie eine stärkere Veiiietzmig 
der Verkelirstiäger über luK-Technologien gerichtet. 


Eine zentrale Querschnittaktivität ist die inteniationale 
Zusaimnenarbeit in Bildung imd Forschmig. Mit der 
Strategie zm hiteinatiorialisier'ung von Wissenschaft 
imd Forschmig gibt die Bundesregierung Antworten auf 
die Herausforderimgen des globalen Wettbewerbs an 
imser Wissens- imd hmovationssystem. Für die 
Zusammenarbeit mit anderen Staaten werden im Jalir 
201 1 rd. 78 Mio. € zm’ Verfiigimg gestellt. 

3.2.7.2 Hochschulen 

Die Verwaltimgsvereinbanmg zwischen Bund imd 
Ländern über den Hochschulpakt 2020 enthält ein Pro- 
gramm zur Aufhahme zusätzhcher Studienanfänger 
(erste Säule) sowie ein Programm zm’ Finanzierung von 
Prograrmnpauschalen für von der DFG geforderte For- 
schungsvorhaben (zweite Säule). Der Hochschulpakt ist 
bis zum Jahr 2020 koiizipieit. 

Die Vereinbanmg wuirde zmiäclist für’ eine erste Pro- 
grammphase vom 1. Januar 2007 bis 31. Dezember 
2010 geschlossen. Die Länder verpflichteten sich mit 
der ersten Säule des Hochschulpaktes zimächst bis 2010 
zm Aufiiahme von insgesamt 91.370 zusätzlichen 
Studienanfängern gegenüber dem Basisjahr’ 2005. 
Darüber hinaus wurde vereinbart, dass bei der Venech- 
nimg imd Fortscbreibimg der’ Vereinbanmg auch die 
Studienanßinger berücksichtigt werden, die über dieser 
Zahl hegen. Dafür ist im Haushalt 2011 eine bedarfs- 
gerechte Ausfinarizienmg von insgesamt rd. 608 Mio. € 
vorgesehen. Mit der zweiten Säule des Hochschulpaktes 
wh’d eine Prograrmnpauschale für von der DFG 
geförderte Forschimgs Vorhaben gew^ährt, die zu 100 % 
vom Biuid finanziert w^ird. 

Bimd imd Länder haben am 4. Jimi 2009 ehre zweite 
Prograrmnphase vereinbart, die die Jahre 2011 bis 2015 
umfasst. Ziel ist es, auch für- diesen Zeitraum ein be- 
darfsgerechtes Studienangebot zu schaffen mid voraus- 
sichtlich 275.420 zusätzlichen Studienanfängern ein 
Studiiun zu ei’möglichen. Der Bmid plant, für das Pro- 
gramm zur Aufhahme zusätzhcher Studienanfänger 
insgesamt nmd 3,63 Mrd. € in den Jahr en 201 1 bis 2015 
zm Verfligmig zu stehen. Des w^eiteren soll die Pro- 
grammpauschale für’ von der DFG geförderte For- 
schmigsvorhaben w^eiter ge führt werden. Zur Fort- 
setzung der Progranunpauschalen sollen insgesamt 
weitere 1,7 Mrd, € bereitgesteht w^erden (Vereinbar’ung 
vom 4. Jimi 2009), davon im Jaln 201 1 rd. 303 Mio. €. 
Darüber hhiaus ist im Rahmen des Pakts für’ Forschung 
imd Irmovation eine Erhöhimg des Etats der DFG um 
5 % auf nmmiehr 936 Mio. € im Jahr’ 2011 vorgesehen, 
mit der die ahgemeiue und struktmierte Forschungs- 
förderung an Hochschulen gesichert wird. 
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Bund und Länder haben am 10. Juni 2010 eine weitere 
Vemaltungsveieinbanmg über ein gemeinsames 
Progiamm füi' bessere Studienbedingungen mid mein 
Qualität in der Leine beschlossen imd damit den Hoch- 
schulpakt uni eine diitte Säule eiweiteit. Die Veiein- 
banmg gilt bis zum 31. Dezember 2020. In der Breite 
der Hochschullandschaft sollen Maßnahmen zui’ 
Personalgewdimimg, Personalqualifizienmg imd Weiter- 
enmdckliuig der Lehrqualität gefordert werden. Der 
Bimd stellt liierfth im Jaln 201 1, in dem die Fördeimig 
begiinien soll, 140 Mio. € zur Verftigung. Insgesamt 
beabsichtigt der Bund, in den Jalnen 201 1 bis 2020 nmd 
2 Mrd. € ftü- die dritte Säule des Hochschulpaktes 
bereitzustellen, die Länder’ stellen die Gesamtfinan- 
zieiimg sicher. 

Die Exzellenzinitiative, ein w^eiteres gemeinsames Pio- 
gramm von Bimd und Ländern, eröffiiet den deutschen 
Hochschulen die Chance, ihre Piofile zu schärfen und 
Spitzenzentren mit hoher internationaler Attraktivität zu 
schaffen. Derzeit w^erden insgesamt 85 Eiririchtimgen an 
37 Hochschulen gefördert: 39 Graduiertenschulen zur’ 
Fördenuig des wüssenschaftlichen Nachwnichses, 
37 Exzellenzcluster zm Förder’img der Spitzenforschung 
und 9 Zukiuiftskonzepte, mit denen Universitäten sich 
als Institution in der internationalen Spitzengnippe 
etablieren sollen. Im Jmii 2009 wnirde die Fortsetzung 
der Exzellenzinitiative bis 2017 imd eine Erhöhimg der 
Fördermittel mn 30 % auf insgesamt 2,7 Mrd. € 
beschlossen, hn Jahr 201 1 sind nmd 326,5 Mio. € aus 
dem Bundeshaushalt für die Fortfühiimg der Ex- 
zellerizinitiative vorgesehen. 

2011 stellt die Bundesregienmg für’ die Weiter- 
entwdcklimg des Bologna-Prozesses insbesondere durch 
internationale Mobihtät r’und 35 Mio. € bereit, für’ die 
Wissenschafts- und Hochschulforschimg sowie ein 
Monitoring des Wissenschaftssystems 17 Mio. €. Auch 
die Weiterbildimg W'ird mit dem Start des Wettbewerbs 
„Aufstieg diu’ch Bildimg: offene Hochschulen“ deutlich 
gestärkt. Bis 2018 sollen hierfür 250 Mio. € zm Verfli- 
gimg gestellt W' erden. 

Für’ den Aus- imd Neubau von Hochschulen einschheß- 
lich der Hochschulkliniken sind jährlich 695,3 Mio. € 
als Kompensationszahlungen an die Länder und 
298 Mio. € für’ die übenegionale Forschungsförder’ung 
im Hochschulbereich vorgesehen. 


3.2.7.3 Ausbildungsförderung, Förderung des 
wissenschaftlichen Nachwuchses 

Durch das BAföG soll jedem eine einkommens- und 
veimögensimabhängige sowie eine den eigenen Fähig- 
keiten imd Neigungen entsprechende Ausbildung 
ermöghcht w^erden. Der dem einzelnen Studierenden 
hierfiii’ zustehende Förderbeftag orientiert sich an dem 


Bedarf für Lebensimterhalt und Ausbildimg. Die 2008 
durch das 22. BAföGÄndG in Kraft getretenen 
Leistimgsverbessenmgen sollen im Jaln 2011 weiter 
gesteigert werden, das Ges etzgebimgs verfahren zum 23. 
BAföGÄndG läuft. Mit dem über das BAföG zusätzlich 
zur Verftigung gestellten Geld für’ Unterhalts- imd Aus- 
bildimgskosten w^ird vielen jimgen Menschen die posi- 
tive Entscheidung für ein Studium erst ermöghcht. hn 
Sormnersemester 2011 soU auch der Aufbau des natio- 
nalen Stipendienprogiamms starten. Ziel des nationalen 
Programms ist es, begabte Studierende an allen staat- 
hchen imd staatlich anerkarmten Hoclischulen in 
Deutschland gemeinsam mit der Wirtschaft durch ein 
Stipendiiun (in Höhe von 300 € pro Monat) zu unter- 
stützen. Finanzielle Hindermsse für die Aufiiahme eines 
Studiums sollen so abgebaut imd Anreize für Spitzen- 
leistimgen geschaffen werden. Ergänzt w^ird diese Aus- 
bildimgsfördenmg dmch das Bildungskreditprograrmn 
des Bimdes imd den allgemeinen Studienkredit, ein 
Eigerunittelprogramm der Kreditanstalt für Wieder- 
aufbau. Damit auch mehr- jimge Menschen von der 
Fördenuig der Begabtenförderw^erke profitieren können, 
winde die Fördenmg auf 1 % der Studierenden ausge- 
dehnt. Dafth stehen 137 Mio. € im Jalir 2011 zur Ver- 
fiigimg. 

Einen besonderen Schw^erpimkt setzt die Bimdes - 
regienmg bei der Fördenmg des hochquahfizierten 
wisserischafthchen Nachwuchses. Hierfür’ stehen bei- 
spielhaft die Maßnahmen zm qualitativen Weiter- 
entwickhmg der Prornotionsphase (DFG-Exzellenz- 
progiamm „Graduiertenkolleg“, das vom Bund finan- 
zierte Programm ,dh’omotion an Hochschulen in 
Deutschland“ von DAAD imd DFG und die Fördenmg 
von Graduiertenschulen im Rahmen der von Bimd imd 
Ländern gestarteten ExzeUenzmitiative). Daneben w^ird 
mit einem Professorimienprogramm erstmals zielge- 
r-ichtet der Anteil an Wissenschaftlerirmen an den 
Professuren gesteigert. Für’ Strategien zm Dmchsetzmig 
von Charicerigerechtigkeit für- Frauen in Bildung mid 
Forschimg werden 2011 insgesamt 23 Mio. € zm’ Ver- 
fügimg gestellt. 


3.2.7.4 Berufliche Bildung sowie sonstige Be- 
reiche des Bildungswesens 

Mit dem Progranmi JOBSTARTER imterstützt der 
Bund die Eritwickhmg der Ausbildirngssmiktur mid 
leistet einen wichtigen flankierenden Beitiag zu den 
Aktivitäten des Nationalen Pakts für- Ausbildung imd 
Fachkr-äftenachwiichs in Deutschland. Neben der 
Schaffimg zusätzlicher Ausbildungsplätze wird ein 
wichtiger Beitrag zm Stnikturentwicklung geleistet 
(gienzüberschreitende Bildimgskooperatiorien, Ver- 
bimdausbildimg, Eiprobimg der neuen Handlimgs- 
spieh’ämne des Benifsbildimgsgesetzes). 
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Die überbeüieblichen Bemfsbildiuigsstätteii (ÜBS) 
ergänzen niit ihieni Lelnangebot die beüieblkhe Aiis- 
büdimg solcher Klein- und Mittelbetriebe, die aufgnuid 
ihrer Gr öße oder Spezialisieiiuig nicht in der Lage sind, 
die geforderten Aiisbildiuigsinlialte in ihr er Gesamtheit 
zu vermitteln. Erst diuch die ergänzenden Lehrangebote 
der ÜBS werden diese Betriebe in die Lage versetzt, 
ausbilderi zu kömien. Seit Mai 2008 läuft das Förder- 
prograrmn „Perspektive Benifsabschluss"" mit den 
beiden Schwerpmikten „Regionales Übergangs- 
mariagement verbessern“ luid , Abschlussorientierte 
modulare Nachquahfizienuig sichern“. Dabei werden 
vom Bundesministerimn für Bildung rmd Forschimg 
(BMBF) regionale stniktiirorientierte Vorhaben geför- 
dert. 

Im Juni 2010 sind ergänzend dazu die „Bildimgsketten“ 
mit Benifseinstiegsbegleitem als „Bildimgslotsen“ 
gestartet. Ausgangspunkt ist eine Potentialanalyse an 
Haupt- imd Förder schulen, die den Schtilerimien rmd 
Schülern ilne eigenen Stärken und mögliche berufliche 
Orientierungen anfzeigt sowie fitihzeitig eventuellen 
Förderbedarf feststellt. Darüber hinaus w^erderi w^eitere 
Praktiker mit Benifserfahnmg für die Phase des Aus- 
büdimgseintiitts eingesetzt. 

Diuch das Aufstiegsfortbildimgsfördenuigsgesetz 
(AFBG) werden Teihiehmer innen und Teilnelimer an 
Meisteriehrgängen und ähnlichen auf vergleichbare 
Fortbildungsabschlüsse vorbereitenden Maßnahmen 
finanziell luiterstützt. Mit der Novellienmg des AFBG 
im Jahi' 2009 hat die Bundesregienmg die Förderbe- 
dingimgen im Bereich der Anfstiegsfortbildimg weiter 
verbessert. Dabei wairde der Anwendimgsbereich des 
AFBG vor allem im Sozial- imd Pflegebereich eiweiteit, 
ein Förder anspnich für’ jeden auf eine imd nicht niu die 
erste Anfstiegsfortbildimg verankert, eine Leistimgs- 
komponente neu eingefühlt luid Fortbildiuigsteilnehmer 
mit Kindern stäiker entlastet, hii Jahr’ 201 1 sind im Epl. 
30 rd. 198 Mio. € Fördermittel vorgesehen. 

Im Bereich der bemflichen Begabtenfördeiiuig fördert 
die Bimdesregier’img begabte jiuige Berufstätige, die 
Alle Benifsausbildimg besonders erfolgieich abge- 
schlossen haben. Dinen w^erden anspruchsvolle Weiter- 
bildungsmaßnalmien finanziert. Des weiteren wmde ein 
Aufstiegsstipendiiun eingefiihrt, mit dem beruflich 
Begabte einen zusätzlichen Anreiz zur’ Aufnahme eines 
Studiiuns und damit ziu’ weiteren Qualifizienmg erhal- 
ten sollen. 

Zui- Unterstützung der fiülikindlichen Bildung fördert 
der Biuid die Qualifizienmg des Personals in fitihkind- 
lichen Eiiuichtimgen, etwu mit der Weiterbildiuigs- 
initiative Frülipädagogische Fachkiäfte luid unterstützt 
Kitas bei der Teünahme an der hiitiative der 

kleinen Forscher“. 


Das BMBF stäikt sclüießlich auch die Leistimgsfiihig- 
keit des gesamten Bildiuigswesens diuch Bildimgs- 
forschimg. Schweipunkte sind hier das Ralimen- 
programm ziu Förderung der emphischen 
Büdungsforschimg luid die Etablienuig eines nationalen 
Büdimgspanels. 

3.2.7.5 Kulturelle Angelegenheiten 
Inländische KultnrpoMtik 

Der Bund fördert - luiter Wahi’ung der Kulturhoheit der 
Länder - folgende Maßnahmen imd Eimichtungen mit 
gesamtstaatlicher Bedeutimg: 

• Kulturelle Angelegenheiten, einscliheßlkh der 
Pflege deutscher Kultiu des östhchen Eiuopas sowie 
die kulturelle Beüeuimg für heimatlose Ausländer 
und fiemde Volksgruppen 

• Medien- luid Fihnwmtschaft 

• Gedenkstätten 

• Kultui’fördeiimg in der Hauptstadt Berlin sowie 
kultiuelle Angelegenheiten in der Region der 
Bimdesstadt Bonn. 

Daftu stehen dem Beaufhagten der Bundesregienmg für 
Kultiu luid Medien einschließlich dem ilmi zugeord- 
neten Bimdesarchiv, dem Bimdesinstitut flu Kultui’ imd 
Geschichte der Deutschen im östhchen Emopa luid der 
Behörde der Bundesbeaufliagten für die Unterlagen des 
Staatsskherheitsdienstes der ehemaligen DDR insge- 
samt 1,14 Mi'd. € im Jalue 2011 zur Verfiigimg. 

Schwerpunkte der Arbeit des Kultiubeauftiagten sind: 

• Fördenuig kultiueUer Eiiuichtimgen und Projekte 
von nationaler und gesamtstaatlicher Bedeutung. 

• Finanzienmg der Saniei’ung der Berliner Museums- 
insel im Rahmen der Fördenmg der Stiftung 
Preußischer Kultiubesitz. 

• Fihnfbrdemng - u.a. Fördei’ung der Produktion von 
Kinofihnen diuch den Deutschen FDmförderfonds 
und Digitalisieiimg der Kinos. 

• Pflege des Geschichtsbewiisstseins und Fördenmg 
von Gedenkstätten und Projekten von nationaler imd 
intemationaler Bedeutung auf der Gnuidlage der 
Gedenkstättenkonzeption des Bimdes - u.a. Finan- 
zienmg des Erweitenmgsbaus beim Jüdischen 
Museum und des Freilieits- imd Einlieitsdenkmals. 

• Rimdfimkanstalt , J)eutsche Welle“. 
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Neben der durch den Kulturbeauftragten diuchgeftibiten 
Föidenmg wird ini Jahi' 2011 auf dem Gebiet der Kirnst 
und Kultur eine Vielzahl weiterer Maßnahmen, insbe- 
sondere dmch das Bimdesministeriimi fiii' Verkelu, Bau 
und Stadtent\\ickhmg sowie das Bmidesministeriuin fiu 
Bildung imd Forschmig unterstützt. 

Auswärtige Kultur- und Bildungspolitik 

Für- die Auswärtige Kultur- imd Bildimgspolitik weist 
der Regieiimgsentwiu’f 2011 rd. 1,47 Mid. € aus; über 
die Hälfte dieses Betrages entfallt auf den Einzelplan 
des Auswärtigen Amtes, das den Kultiuaustausch mit 
den traditionellen europäischen luid transatlantischen 
Paitnern, aber auch z.B. mit den asiatischen oder isla- 
misch geprägten Kultiuen sowie zi^ischen kidustiie-, 
Schwellen- imd Entwickhmgsländem fördert. Zu den 
wichtigsten, mit Bimdesmittehi geförderten Mittlei- 
organisationen gehören das Goethe-Institut, die 
Alexander von Humboldt-Stiftimg imd der Deutsche 
Akademische Austauschdienst. 

3.2.8 Umweltschutz 

Eine gesimde Umwelt imd der schonende Umgang mit 
den natiii'lichen Ressourcen sind Voiaussetzimg füi' eine 
langfiistig stabile wiitschaftliche luid soziale Ent\\ick- 
lung. Der Bimd ergreift im Rahmen seiner Umweltpo- 
litik Maßnalmien, die sich an der ökologischen Moder- 
nisienmg sowie an der Nachhaltigkeit orientieren. 
Recycling, Luftreinlialtung, Energieerzeugung, Energie- 
und Materialeffrzienz, Naturschutz sind nur’ einige Poli- 
tikfelder, die hier von Bedeutimg sind. 

Füi' die Umsetzimg umweltpohtischei Ziele verfügt der 
Bund über eine gnmdgesetzlich verankerte Gesetz- 
gebimgskompetenz. Die Länder köimen jedoch ab- 
weichende gesetzliche Regelmigen beschließen (grimd- 
gesetzhche Abweichungskompetenz). Zudem hegen 
Durchflihiimg imd Finarizieiung der Gesetze im Um- 
weltbereich gnmdsätzhch bei den Ländern. Darüber 
hinaus engagiert sich der’ Bmid im Bereich Umwelt- imd 
Naturschutzes in Form von Föideipiogianmien. 

Ein Großteil der Ausgaben ftu’ die Umweltpolitik ent- 
faUt mit rund 1,6 Mid. € auf den Einzelplan des 
Bundesministerimns für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktoisicherheit (BMU). 

Einen wichtigen Schwerpunkt der Umweltpolitik des 
Bundes bildet das Förderprograimn ftii’ Einzehnaß- 
nahriien ziu Nutzimg emeuerbarer Energien, das im 
Finanzplanzeitraum ab gesenkt whd (auf 3 SO Mio. € im 
Jahi-201L 350 Mio. € in 2012, 340 Mio. € in 2013 und 
2014). Neben den Piogrammen der nationalen Klima- 
schutzinitiative bindet vor allem das Marktameiz- 
programm (MAP) den ganz überwiegenden Teil der 
Mittel. Über das MAP werden Anlagen zur’ Nutzung 


emeuerbarer Energien in For'm von Investitions-, 
Tilgiuigs- imd Zinszuschüssen gefördert. Insbesondere 
wärrneerzeugende Anlagen (bspw. im Bereich von 
Solarenergie, Biomasse, Wärmepumpen) bilden derzeit 
die Schweipunkte. Einen weiteren Akzent im Bereich 
der Umweltpohtik setzt das neue Bimdesprogramm 
,3iologische Vielfalt“. Dieses Programm baut auf der 
2007 beschlossenen nationalen Strategie zur biologi- 
schen Vielfalt auf luid stellt in den Jalueri 201 1 bis 2014 
jährhch 15 Mio. € bereit, um mit konkreten Förder- 
schweipimkten Aitemdelfalt und bedrohte Lebensiäume 
zu erhalten. 

kn Jahi- 2011 beträgt die Projektförder’ung auf dem 
Gebiet Khma, Energie imd Umwelt aus dem Haushalt 
des Bimdesminister’iums für Bildung und Forschmig rd. 
368 Mio. €. 

kn Haushalt des Bmidesministerimns füi’ Wiitschaft mid 
Technologie sind im Jahi’ 2011 ftk Forschimgs- imd 
Enrt\icklmigsvor’haben in den Bereichen rationelle 
Energieverwendimg sowie Umwandhmgs- imd 
V erbremimigsteclmik 119,3 Mio . € veranschlagt. 
Außerdem wird im Jahr 2011 der Export von Teclmo- 
logien emeuerbarer Energien mit 18,5 Mio. € und die 
Energieeinsparberatimg mit 30,5 Mio. € gefördert. 

Auch Finanzhilfen im Ralimen der Gemeinschafts- 
aufgaben nach Alt. 91 a Gnmdgesetz kormnen teilweise 
dem Umweltschutz zugute. Hinzu kommen zinsvei- 
bilhgte Förderkredite ftii' Umwelt- imd Energie- 
effizienzmaßnahmen aus der ERP-Wirtschaftsförde- 
nmg. Darüber hinaus fördert die KfW-Bank engnippe 
mit Eigenmittehi Umweltschutz\whaben in Form von 
zinsverbilhgten F ördeikrediten . 

Weitere bedeutende Investitionen im Bereich Klima- 
schutz sind im Einzelplan des Bundesministeriums füi’ 
Verkehr’, Bau- und Stadtentwicklung veranschlagt, kn 
Jahre 2001 wurde das von der KfW-Föiderbank beglei- 
tete „CO 2 -Gebäudesanienmgspr’ 0 giarimi“ ftu selbstge- 
nutzte imd ver’mietete Wolmgebäude gestartet imd seit- 
dem w^eiterentwickelt. ki 2006 erfolgte eine Neuauflage 
des Progianuns. Vor dem Hintergnuid der Konsohdie- 
ningseifordernisse ftu den Bundeshaushalt müssen die 
Programmmittel ftu das Jalu 2011 gegenüber dem 
ursprünglichen Haushaltsansatz verringert werden. 
Gleichwohl stehen im Jalu 2011 Programmmittel von 
rd. 437 Mio. € ziu Verfügung. Die in der mittelfristigen 
Finanzplammg veranschlagten Haushaltsansätze dienen 
der Ausfmanzienmg der vom Bimd seit 2006 bereits 
eingegangenen Verpflichtungen imd beiticksichtigen die 
für’ 2011 veranschlagten Programmmittel. Die zwischen 
2006 bis 2011 eingegangenen Verpflichtungen werden 
voraussichtlich insgesamt rd. 7,42 Mrd. € betragen. 
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3.2.9 Sport 

Ftir die Föideiung des deutschen Spitzensports stehen 
im Bereich des Bimdesniiiiisteriums des Innern im Jahi’ 
2011 rd. 132,8, Mio. € zui’ Verfiigiuig. hi dem Ansatz ist 
eine Einspännig in Höhe von 4 Mio. € enthalten, mit der 
die im letzten Jalii' vom Parlament beschlossene Been- 
digimg der Piogianmie „Goldener Plan Ost“ und 
„Kultuiprogramm Frauen Fußball WM 2011“ lungesetzt 
wmdQ. 

Weitere Mittel, die mittelbar oder umnittelbar der 
Fördenmg des Sports dienen, sind u. a. im Bereich des 
Biuidesministeriiims der Veiteidigmig (rd. 62,3 Mio. €) 
imd des Bimdesniiiiisteriums ftii' Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend (rd. 6,4 Mio. €) veranschlagt. 

Das Bundesinstitut fiir’ Sporti^issenschaft, dessen Auf- 
gab enschv^eipmikt bei der hiitiiemng, Fördenmg imd 
Koordinieiung spoitiAissenschaftlicher Piojekte sov^de 
dem Transfer der Forschungsergebnisse in die Piaxis 
liegt, erhält im Jalii- 201 1 rd. 6,7 Mio. €. 

3.2.10 Innere Sicherheit, Zuwanderung 

Ftir die hmere Sicherheit sind im Haushaltsentwurf flii' 
2011 insgesamt rd. 3,7 Mid. € vorgesehen. Damit ent- 
fallt wdedenun der überwiegende Teil der Ausgaben des 
Bimdesministerium des Innern (rd. 5,4 Mid. €) auf den 
Bereich der hmeren Sicherheit. Auch angesichts der 
notw^endigen Haushaltskonsolidienmg unterstreicht die 
Bimdesregienrng dadmch w^eiterliin, welche Bedeiitimg 
sie diesem Bereich ziunisst. 

Für die Bundespolizei stehen Mittel in Höbe von rd. 
2,4 Mrd. € zm Verfügimg, was trotz der Einspanmgen 
gegenüber den in der bislang geltenden Finanzplanimg 
vorgesehenen Mittehi eine Eihöhimg des Ansatzes imi 
rd. 9,6 Mio. € im Vergleich zum Soll 2010 bedeutet. 
Gleiches gilt ftii- das Bimdeskiiminalamt und das 
Bimdesamt fiu Sicherheit in der Infomiationstecbnik, 
denen im Jabi- 2011 Mittel in Höhe von rd. 393 Mio. € 
(plus rd. 12 Mio. € gegenüber Soll) bzw\ rd. 70 Mio. € 
(plus rd. 1,4 Mio. € gegenüber Soll) zur Verfiigimg 
stehen. Das Bimdesamt füi’ Bevölkenmgsschutz imd 
Katasüophenliilfe veifiigt über einen Soll-Ansatz i.H.v. 
rd. 107 Mio. € imd das Technische Hilfswerk in Höhe 
vonrd. 176 Mio. €. 

Aufgnmd der stark zimebmenden Inanspnichnalune imd 
der Ausweitung der Integrationskurse für spezielle Ziel- 
giuppen wie z.B. Jugendkiuse sind fiii- die Durch- 
fiilmmg von Integrationskursen beim Bimdesamt fiü' 
Migration imd Flüchtlinge zusätzlich 44 Mio. € aus dem 
12 Mi'd. € Piogranmi für Bildimg imd Forscbimg vorge- 
sehen. Die Maßnalunen nach der Integrationskius- 
verordnimg bilden das Kernstück der staatlichen Maß- 
nahme zur’ Fördenmg der Integration im Sinne 


gesellschaftlicher Teilhabe imd Chancengleichheit, hii 
Finanzplanzeitiaum ist eine Verstetigung des Auf- 
waichses auf jälulich 50 Mio. € vorgesehen. 


3.2.11 Wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung 

Die Bimdesregienrng bekeimt sich w^eiterhin zu den 
Millemiiums-Entwicklimgszielen der Vereinten Natio- 
nen imd imterstützt im Ralmien ihrer Entwicklungs- 
politik aktiv die Entwickhmg imd Umsetzung der neuen 
globalen Partnerschaft zwischen Industrie-, Ent- 
wickhmgs- und Transfonnationsländern. 

Zur Erreichung der entwicklimgspobtiscben Ziele ftnan- 
ziert, koordinieit hzw. fördert das Bimdesministerium 
für wiitschaftliche Zusanunenarbeit und Entwicklung 
(BMZ) die Finanzielle und Technische Zusammenarbeit 
mit den Kooperationsländern, die Entwicklungs- 
zusammenarbeit zivilgesellscbaftlicher Träger (Küchen, 
pohtiscbe Stiftungen, Nicbtregienmgsorganisationen) 
sowie die deutsche Beteiligimg an den multilateralen 
Entwicklimgsbanken imd -fonds, an Eimichtimgen der 
Vereinten Nationen und anderen internationalen Orga- 
nisationen. Gleichfalls finden Koopeiationen mit 
privatw^irtscbaftlichen Akteuren (Pubhc Private 
Paitnersbips) statt. 

Deutschland war in absoluten Zalilen im Jahr 2009 mit 
geschätzten rd. 12 Mid. US-$ (8,6 Mid. €) nach den USA 
(28,7 Mid. US-$) imd Frankreich (12,4 Mid. US-$) 
diittgrößte Geberaation im Kreise der G7-Staaten bei den 
öffenthchen Leistungen an Entwicklimgsländer (ODA = 
Official Development Assistance). Am Bnitto- 
nationalemkommen gemessen erzielte Deutsclüand eine 
ODA-Quote von 0,35 % m 2009. 

Mit dem Entwurf des Bundeshaushalts 2011 imd des 
Finanzplans bis 2014 dokmnentiert die Bundesregieiung 
ihre entwickhmgspolitische Verantwoi’tung. Trotz der 
Konsolidienmgseifordeinisse wwden die Ausgaben mi 
Eüizelplan 23 ün Jahi' 2011 nicht abgesenkt imd belau- 
fen sich jetzt auf 6,073 Mid. €. Darin enüialten sind 
3 Mio. € aus dem 12 Mrd. €-Pi’ogiaiimi der Bundes- 
regieiung fiii- Bildung imd Forschung. In den Füianz- 
planjahren 2012 bis 2014 kommen dem BMZ aus 
diesem Piogramm insgesamt w^eitere 22 Mio. € für 
Forschungsaufgaben zugute. Die ODA-Mittel msgesamt 
süid in 2009 imter Einbeziehung entwicklungs- 
politischer Leistimgen anderer Ressorts (v. a. AA, 
BMU) um 800 Mio. € gestiegen. 
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Aufgnmd der Vorgaben der veifassimgsrechtlichen 
Sclnildeiibrenise muss das BMZ - wiq alle anderen 
Ressorts - einen Anteil an den Einspainngen ini 
Bundeshaushalt erbiingen. Da dies aufgnuid bestehen- 
der internationaler Zusagen und Veipflichtungen (z.B. 
zu Emähi'ungssichemng, Khma schütz, Afghanistan, 
Mütter-ZKindgesundlieit) hn Jalu 2011 nicht inöghch 
ist, wild BMZ das vorgesehene Emspaivoluinen iin 
Emanzplanimgszeitiauinbis 2014 erbringen. 

Neben den Ausgaben des Einzelplans 23 helfen auch die 
Entwdckhingsleistungen anderer Ressorts und der EU, 
Veibiuidfinanzieinngen sowie Schuldenerlasse bei der 
Uinsetziuig der enmdcklmigspolitischen Ziele der 
Bundesregieinng. Zur Eneichimg des von der Bundes- 
regienmg auch auf dem G8-Gipfel von Gleneagles füi’ 
das Jahi- 2015 bestätigten ODA-Ziels von 0,7 % des 
BNE sind die in der Fmanzplammg ab dem Jahr 2012 
vorgesehenen allgeniemen Haushaltsmittel nicht aus- 
reichend. Viehnelir müssen über hmovative Finanzie- 
nnigshistnunente zusätzliche Eimiahmequellen fiu die 


Entwicklungszusanunenarbeit erschlossen werden. 
Bereits seit dem Bimdeshaushalt 2008 kommen daher 
die aus der Veräußenuig der Emissionszeitifikate 
erzielten Erlöse teilweise der Entv^dckhuigszusamnien- 
arbeit und damit auch der deutschen ODA-Quote 
zugute. 

3.2.12 Allgemeine Finanzwirtschaft 
3.2.12.1 Zinsausgaben 

hn Bundeshaushalt 2011 sind rd. 36,1 Mid. € ftii- Zhis- 
ausgaben veranschlagt (rd. 11,7% der gesamten Bim- 
desausgaben). Die Zinsausgaben werden bis zum Jahi’ 
2014 auf rd. 48,1 Mi’d. € (dies entspricht 16,0 % der 
Gesamtausgaben) ansteigen (Schaubüd 8). 

Die Zmsausgaben für 2011 hegen um rd. 5,3 Mid. € 
unter dem alten Fmanzplanansatz. Bei Aufstellung des 
alten Fmanzplans wnrde imter Berücksichtigimg der 
Unsicherheit der Zmsenmdcklung von deutlich steigen- 
den Zinsen ausgegangen. Tatsächhch koimte sich der 


Schaubild 8 


Entwicklung der Zinslasten des Bundes 1994 bis 2014 

Mrd€ 


55 

50 

45 

40 

35 

30 

25 

20 

15 

10 

5 

0 


□ B und eszu Schüsse für Zinszahlungen 
der n Echtintegrierten Sondervermögen 

□ Zinsausgaben Bund 


484 


40,2 40,3 40,4 40,9 4^1 3 g g 


32,9 


a^3^ 37.0 36.5 r“ 


„40.2 
38.8 i-i 


40.6 


38.1 

n 36,8 3 g ^ 36,4 






s; 

Oi 


in 

Oi 

CD 


$ 

Oi 


Oi 

Oi 


00 

CD 

CD 


CD 

CD 

CD 


O 

O 

O 

(N 


O 

O 

(N 


S 

o 


CO 

o 

o 

(N 


3 

O 

Osl 


m 

o 

o 

Osl 


s 

o 

Osl 


o 

o 


to 

o 

o 

CM 


CD 

o 

o 

CM 


O 

CM 


O 

CM 


O 

CM 


O 

CM 


O 

CM 



Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-39- 


Drucksache 17/2501 


Bmid - im Umfeld eines stabilen, niediigen EZB-Leit- 
zinsniveaiis, weiterhin gedämpfter hiflationsemaitun- 
gen lind verstärkter Nachfrage nach Bundes weilpapie- 
reii unter dem Aspekt der Anlagensicherheit infolge der 
Eiuokrise - wesentlich günstiger (re-)finanzieren. 
Daraus ergeben sich Entlastungen im Jalir 201 1 bei den 
Zinsausgaben, die in den Folgejabien fortw^iiken. Die 
Haushaltsansätze für Zinsausgaben basieren auf dem 
bestehenden Schuldenportfolio, der zur Finanzienuig 
der Tilgungen rmd des Nettokreditbedarfs geplanten 
neuen Kreditaufnahme, den bestehenden imd geplanten 
Swnpverträgen rmd der Kassenfinanzieiimg. Ent- 
sprechend den aktuellen Markterwartungen luid der 
beobachteten Schwankimgsbreite ist ein in den nächsten 
Jaluen ansteigendes Zirisniveau imterstellt. 


3.2.12.2 Versorgungsleistungen 

Die Versorgungsleistungen des Bundes 

Die Versorgiuigsleistimgen umfassen direkte Pensions- 
zahlungen einschbeßlich der Beihilfen auf Gnuid der 
Beihilfevor Schriften an ehemalige Beamtinnen rmd 
Beamte, Richterimien imd Richter, Soldathmen rmd 
Soldaten des Bimdes und an Versorgimgsberechtigte 
nach dem Gesetz ziu’ Regelimg der Rechtsverhältnisse 
der luiter Art 131 GG fallenden Personen (GBl) 
sowie an deren Hhiterbhebene. 

Die Gesamtzahl der Versorgungsberechtigterl ist in den 
letzten fünf Jahren run 6 % zurückgegangen. Grirnd 
hieifüi- ist die spürbare Abnahme der Zahl der Versor- 
giuigsberechtigten nach dem GBl. Bis 2014 wird ein 
weiterer Rückgang auf rd. 188.000 erw^artet (Tabehe 5). 


Tabelle 5 


Versorgungsausgaben des Bundes 2010 bis 2014 



2010 

2011 

2012 

2013 

2014 


- Mrd .€- 

Beamte, Richter und Soldaten 

6,6 

6.8 

6,9 

6,9 

7,0 

Anzahl der Versorgungsernpfänger rd. 

173.000 

176.000 

177.000 

178.000 

178.000 

G131-Fälle 

0.7 

0.6 

0,5 

0,5 

0,4 

Anzahl der Versorgungsempfänger rd. 

24.000 

18.000 

15.000 

12.000 

10.000 

Summe Bund 

7,3 

7.4 

7.4 

7,4 

7,4 

Ehemalige Bahnbeamte 

4.9 

4.8 

4,8 

4,8 

4,7 

Anzahl der Versorgungsempfänger rd. 

191.000 

185.000 

180.000 

775.000 

170.000 

Ehemalige Postbeamte 

6.3 

6.6 

6,7 

6,9 

7,1 

Anzahl der Versorgungsempfänger rd. 

273.000 

272.000 

271.000 

270.000 

268.000 

Summe Bahn und Post 

11,2 

11,4 

11,5 

11,7 

11,8 

Nachrichtlich: 






Leistungen für die Sonderversorgungs- 
systeme in den neuen Bundesländern 

1.6 

1.6 

1,6 

1,6 

1,6 


Ei nschl . Versorgung srücKlage 
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Aufgiimd des Versoigimgsriicklagegesetzes wild seit 
1999 über veiiiiiiideite Besoldmigs- imd Versorguiigs- 
anpassiuigen das Sonden^eiinögen „Veisorgungsriick- 
lage des Bmides“ gebildet. Es soll den Bimdeshaushalt 
ab dem Jaln’ 2018 von Versoigimgsausgaben entlasten. 
Die Mittelziifülmmgeii zmii Sondeiv^emiögen beliefen 
sich im Jalire 2009 auf rd. 432 Mio. €. Nach den Aii- 
lagerichtlinien winden diese Mittel von der Deutschen 
Bundesbank in handelbaren Schnldverschieibimgen des 
Bundes zu maiktüblichen Bedingungen angelegt. Ende 
des Jahres 2009 betmg der Maiktoeit des Sondeiver- 
inögens id. 3,1 Mrd. €. 

Füi- alle ab dem 1. Januar 2007 neu eingestellten Beam- 
timien imd Beamten, Richteriimen luid Richter sowie 
Benifssoldatiimen imd Beiufssoldaten des Bmides 
wurde das auf Dauer angelegte Sondeivermögen „Ver- 
sorgungsfonds des Bmides“ eingerichtet- Fih’ diese 
Beschäftigten w^eiden Zuweismigen an das Sonderv^er- 
mögen in Höhe dei’ durch die Versorgungs- 
fondsziiw^eisungsverordnimg festgelegten Sätze zwi- 
schen 20,5 % und 29,6 % der luhegehaltsMiigen 
Dienstbezüge geleistet. Ab dem Jahi' 2020 w^eiden 
sänithche Versorgmigsbezuge mid Beihilfeausgaben in 
Kianklieitsfällen füi’ diesen Personenkieis aus dem 
Fonds bestlitten. Ende 2009 betrug der Maiktw^eit des 
Sondeivermögens id. 108 Mio. €. Langfdstig sollen die 
Versoigimgsausgaben vollständig für alle Versor- 
gmigsempfangeriimen imd Veisorgungsempfönger aus 
dem Versorgimgsfonds getragen w^erden. 

Daneben beteihgt sich der Bimd an den Versorgungs- 
lasten anderer Diensthenen und erbringt Leistmigen 
nach dem Anspiuchs- mid Anwartschaftsüberfühiungs- 
gesetz für die geschlossenen Sondeiversorgungssysteme 
in den neuen Bimdesländem. Die Bmidesländer 
erstatten dem Bimd die Aufw'endungen für das Sonder- 
versorgmigssystem der Volkspolizei (einschl. Feuer- 
w^ehi- und Süaft'Ollzug). Die Ausgaben sind in der 
Tabelle 4 imter „Sonstige Maßnahmen im Sozial- 
bereich“ erfasst. 

Die Versorgungsleistungen bei der Bahn 

Beim Bmideseisenb almvermögen (BEV) werden im 
Jahiesdmchsclmitt 2011 voraussichtlich für’ 1 1 1 .000 
Ruhegehaltsempfanger mid 74.000 Hhiteibliebene Ver- 
sorgmigsbezüge sowde Beihilfen, Unterstützungen u. ä. 
gezahlt. Hieraus entstehen Belastmigen des BEV in 
Höhe von rd. 4,8 Mrd. €. Die Anzahl der Versorgungs- 
berechtigten ist ilickläufig. hu Finanzplanzeiti’aiun 
gehen die Versorgmigsleistmigen leicht zurück. Der 
Bmid ist veipflichtet, die sich aus den Eiimahmen und 
Ausgaben des BEV ergebenden Defizite zu decken. Die 
Ausgaben sind in der Tabelle 4 unter „Eisenbahnen des 
Bmides“ ausgewiesen. 


Die Verso i gungsleistungen bei den Postnachfolge- 
unteinehmeu 

Ehemalige Postbeamte erhalten Versorgimgs- mid Bei- 
lidfeleistimgen von der Postbeamtenveisorgimgskasse. 
Die Finanzieimig der Gesamtleistungen nagen der Bmid 
und die Postnachfolgeimteniehmen. Der Finanzienrngs- 
anteil der Postnachfolgemitemelimen beträgt seit dem 
Jahre 2000 33 % der Bmttobezuge iluer aktiven Beam- 
ten imd der fiktiven Bmttobezuge iluei’ luhegehaltfähig 
bemlaubten Beamten. Der größere Finanzienmgsanteil 
entfällt auf den Bimd, der gesetzlich zur SichersteUmig 
der Zahlimgsföhigkeit der Postbeamtenversor- 
gimgskasse veipflichtet ist. Dmch die Verwertmig des 
übeiwiegenden Teils der künftigen Foideimigen gegen- 
über den Posüiachfolgemitemelmien mid die Veiw^en- 
dimg der Veiwertmigseiiöse zur Finanzieimig dei’ Ver- 
sorgmigs- mid Beiliilfeleistungen w^irde der Bmides- 
haushalt in der Vergangenheit entsprechend entlastet, 
hn Fiiianzplaiizeinamn sind die Versorgungsleistungen 
fast vollständig aus dem Bmideshaushalt zu erbringen. 
Die Ausgaben sind in der Tabelle 4 mitei’ „Sonstiges“ 
erfasst. 

3.2.12.3 Nachfolgeeinrichtungen der Treuhand- 
anstalt 

Die Treuhandanstalt (THA) beendete die Privatisienmg 
der ehemals volkseigenen Betiiebe im Wesentüchen 
bereits Ende 1994. Seit 1995 wird der Finanzbedaif der 
Treuhand-Nachfolgeemrichtungen diiekt aus dem 
Bimdeshaushalt gedeckt. Fm das Jahi' 2011 sieht der 
Bimdeshaushalt für die Treuhand-Nachfolgeemrich- 
tmigen Zuw^endungen in Höhe von rd. 220 Mio. € vor. 

Die Bundesanstalt für vereinigimgsbedingte Sonderauf- 
gaben (BvS) hat die noch verbhebenen Restaufgaben in 
den Bereichen Veitragsmanagement, Reprivatisiemng, 
Abwickhmg, ökologische Altlasten mid Vemertung von 
ehemals volkseigenem land- mid forstwmtschaftlichem 
Veimögen geschäftsbesorgend auf andere Eim ichtungen 
- im Wesenthchen auf die BWG Bodenverweitmigs- 
mid -verw^altimgs GmbH übertragen. Die BvS koimte 
ihie Ausgaben - v.a. aufgnmd des von der BW^G 
eiwmtschafteten Eiimahmeüb er Schusses - bislang durch 
eigene Eiimalmien decken imd wird auch im Jalu 201 1 
ohne Zuwendungen auskommen. 

Die Lausitzer imd Mitteldeutsche Bergbau-Vemal- 
tmigsgesellschaft mbH (LMBV) als immittelbare Be- 
teiligmig des Bundes saniert mid vemertet die Flächen 
der stillgelegten, nicht piivatisierten ostdeutschen 
Braunkohletagebaue mid -veraibeitungsanlagen. Die 
Kosten teilen sich der Bund mid die beüoffenen Länder 
Brandenbmg, Sachsen, Sachsen-Anhalt imd Diüringen 
im Verhältnis 75 % zu 25 %. 
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Die Gesellschaft ziir Verw^almmg imd Ven;v"eitiuig von 
still gelegten Beigweiksbetiieben mbH (GW), eine 
Tochtergesellschaft der LIVIBV, befasst sich mit der 
Stilllegung der imwiitschaftlichen Bergw^erksbetriebe 
des Kah-, Erz- und Spatbergbaus der ehemaligen DDR. 
Es gehören noch 10 Bergw^erke/Nachsorgebetiiebe ziu 
GW, 8 komiten bisher verkauft werden. Auf der Basis 
des Untemehmenskonzeptes w^ird die GW die w^esent- 
lichen Verwahr- imd Vemeitungsarbeiten bis Ende 
2013 abgesclilossen haben. 

Die Energiew^erke Nord GmbH (EWN), eine rumiittel- 
baie Beteiligung des Bimdes, ist mit der StilUegruig, 
dem Rückbau rmd der notw^endigen Entsorgmig der 
anfallenden radioaktiven Abfälle der Keinkiaftw^eike 
Greifswald rmd Rheinsbeig betraut. 

Alle drei Gesellschaften - LMBV, GW und EWN - 
erhalten Zuw^endimgen des Bimdes. 

Die bimdeseigene TLG IMMOBILIEN GmbH hat sich 
zu einem leistimgsstaiken Immobilienunteniehmen in 
Ostdeutsclüand entwickelt. Infolge der Finanzkiise 
wiude ilue Privatisienuig im Jahr 2008 in der Schluss- 
phase abgebrochen. Die Privatisienuig der TLG 
IMMOBILIEN GmbH bleibt jedoch politisches Ziel der 
Biuidesregienmg. 


3.2.13 Sondervermögen 

Der konsolidierte Öffentliche Gesamthaushalt imifasst 
auch die Sondeneclmimgen des Bimdes, die sich in 
immittelbarer Bundes verwaltimg befinden oder von 
Stellen außerhalb der Biuidesveiwaltiuig veiw^altet w^er- 
den. Sondeiveiinögen bilden insbesondere außerge- 
wölinliche Aufgaben wie die Umsetzimg der deutschen 
Einheit oder in jüngster Zeit die Bewältigung der 
Finanzmarktkrise gesondert ab. Aktuell sind besonders 
heivorzuheben das Sondeivermögen Finanzmaiktstabi- 
lisienmg, das Sonder\^ennögen hivestitions- und Til- 
gungsfonds, das ERP-Sonderveimögen, der Fonds 
„Deutsche Einheit“ imd der Entschädigimgsfonds. 
Rechthch luid wmtschafthch sind die Mittel der Sonder- 
veimögen vom Bimdeshaushalt gmndsätzlich getieimt 
zu halten. 

• Das Sondeiveimögen Finanzmarkstabüisienuigs- 
fonds (FMS) wmdt am 18. Oktober 2008 enichtet. 
Der Fonds dient der Stabihsienmg des Finanz- 
marktes durch befiistete Maßnalimen zur Übeiwin- 
diuig von Liquiditätsengpässen luid ziu Stäikiuig 
der Eigenkapitalbasis von Finanzinstituten. Die 
Verwaltimg des Fonds erfolgt duich die Bimdes- 
anstalt ftii’ Finanzmaiktstabihsienuig (FMSA), die 
der Rechts- imd Fachaufsicht duich das BMF 
unterhegt. Für die Verbindlichkeiten des Fonds 
haftet luimittelbar der Bmid. Die Verwaltiuigs- 
kosteii des Fonds w^erden vom Bund getiagen. 


Bedingungen imd Auflagen für Finanzinstitute, die 
Unterstützmigsmaßnahmen in Anspnich nelimen, 
sind in einer Verordnimg konkretisiert. 

Ziu Dmchfiihiung der Stabhisieiiuigsmaßnahmen 
ist der FMS mit einer Garantieeimächtigung von 
400 Mrd. € luid Kieditermächtigungen von 
80 Mi’d. € (zzgl. 20 Mrd. € füi’ etwaige Ausfälle bei 
Garantien) ausgestattet. Nach dem Gesetz ziu Fort- 
entwickhmg der Finanzmarktstabihsiemng vom 
17. Juli 2009 sind Stabilisienmgsmaßnalmien noch 
bis Ende 2010 möghch. Das Gesetz bietet den 
Banken Möghchkeiten ziu Bereinigung ihrer 
Bilanz, indem sie bestimmte Risikopositionen imd 
nicht stiategienotwendige Geschäftsbereiche aus 
ihien Bilanzen in Abwicklungsanstalten auslagem. 
Ziel ist dabei, dass Banken bisher in ihien Bilanzen 
gebundenes Eigenkapital fteisetzen und ftu die 
Vergabe von neuen Krediten an die Realw^irtschaft 
nutzen. Hieifiu kaim der Fonds künftig imter 
bestimmten Voraussetzungen Garantien ohne 
Laufzeitbegrenzimg von imter dem Dach der 
FMSA errichteten Abwicklungsanstalten 
übernehmen. Eine Ausw^eitimg des Garantie- imd 
Kieditiahmens ist damit nicht veibimden. Es gilt 
das Prinzip der Eigentümeiverantw^ortimg. 

• Das zum 2. März 2009 errichtete Sondeivennögen 
„hivestitions- imd Tilgungsfonds“ (HF) fasst die 
investiven Maßnahmen des Konjimkturpaketes II 
zusammen. Mit dem ITF stellt der Bimd insgesamt 
bis zu 20,4 Mrd. € schweipunktmäßig für Investi- 
tionen der Öfienthchen Hand zur’ Verfügung, die 
zur schnellen Konjunkturbelebimg beitragen sollen. 
Hierzu zälilen die Finanzhilfen des Bimdes für 
Zukimftsinvestitionen der’ Länder imd Kommunen 
in Höhe von 10 Mrd. €, die dhekten Bimdesin- 
vestitionen in Höhe von 4 Mr d. €, das auf 5 Mr d. € 
aufgestockte Programm zur’ Stärkung der PKW- 
Nachfrage (Umw^eltprämie), die Ausw^eiturig des 
zentralen Investitionsprogramms Mittelstand 
{900 Mio. €) imd die Förderung anw^eridungs- 
orientierter Forschimg im Bereich der Mobihtät 
(500 Mio. €). Die Maßnahmen sind gnmdsätzhch 
bis Ende des Jaliies 2010 befdstet, körmeri aber 
noch bis Ende des Jahies 201 1 ausfinanziert w^erden 
(Ausnahme Umw^eltprämie: Kauf bis Ende des 
Jahres 2009 und Zulassimg bis spätestens 30. Juni 
2010). Das Soridervermögen besitzt eine eigene 
Kreditermächtigimg imd eine verbindliche 
Tilgimgsregehmg. Der ITF wmd demnach ab 2010 
jähr hch Zufiihiungen in Höhe der Emnahmen aus 
dem Bimdesbankgewiim erhalten, die den im 
Bimdeshaushalt veranschlagten Anteil übersteigen 
imd die nicht zur Tilgimg fälliger Verbindhchkeiten 
des Erblastentilgungsfonds benötigt werden. Bis 
Mitte des Jahies 2010 wwden von den 20,4 Mid. € 
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bereits nmd 8,5 Mrd. € aiisgegeben, davon innd 
4,8 Mi’d. € ftii’ die Uinweltpiämie und iiuid 
1,0 Mi’d. ftii’ Investitionen des Biuides. Flii’ 
Znkunftsinvestitionen der Koimnunen und Länder 
milden 2,4 Mid. € ausgezalüt. Weitere nmd 
8,7 Mrd. € sind ftii' Maßnaliinen gebimden, die 
bereits angeschoben v^wden. 

• Das ZweckV'emiögen bei der Landwiitschaftlichen 
Rentenbank luid das Berginaimssiedlmigsvermögen 
(BSV) zählen zu den Sondeiveiinögen, die von 
Stellen außerhalb der Bundesvemaltung vernähet 
werden (Treuliandvennögen). Das BSV ist aller- 
dings durch das erste Gesetz zur Ändenmg des Ge- 
setzes über Berginaimssiedlmigen am 13. Dezem- 
ber 2007 aufgelöst worden. Als Ausgleich für’ die 
teilweise Auflösimg des BSV hat der Bund als 
Abfindimg seiner Ansprüche insgesamt 450 Mio. € 
zuzüglich Zinsen erhalten. 

• Dmch das Schnldeninitübemahmegesetz hat der 
Bruideshaushalt mit Wirkung vom 1. Januar 1999 
die Zins- mid Tilgungsverbindlicbkeiten der sich in 
lumiittelbarer Bundesverwaltimg befindlichen Son- 
deiveiinögen Erblastentilgiuigsfonds, Bundeseisen- 
bahnvermögen imd des (Ende 2000 aufgelösten) 
Ausgleichsfonds zui' Sicheinng des Stemkohleein- 
satzes (Verstiomungsfonds) mit übemommen. 

• Die lu'spriinglichen Verbindlichkeiten des 
Erblastentilgungsfonds, die rd. 181 Mrd. € aus- 
machten, sind inzwischen weitgehend getilgt, zum 
einen durch Eiimahmen ans dem Bundesbank- 
gewiim und der Versteigeiimg der UMTS -Lizenzen 
im Jahr’ 2000, zum anderen durch Anschluss- 
finanzienmg diuch den Bund. 

• Aus dem ERP-Sondeiveimögen werden insbeson- 
dere kleine imd mittelständische Unteinelimen 
gefördert. Die ans dem ERP-Sondeivermögen 
finanzierte Wirtschaftsfördenmg wurde zmn 1 . Jnli 
2007 neu geordnet. Iin Rahmen der Neuordnung 
winde ein Großteil des Vermögens des ERP (7,9 
Mid. €) in die Kreditanstalt fih Wiederaufbau 
(KfW) eingebracht, davon 4,65 Mid. € als Eigen- 
kapital imd 3,25 Mrd. € als Nacbiangdaiiehen. Die 
aus dem Vemiögen generierten Erträge gew^äln- 
leisten langfiistig die Fortfiihnmg der ERP-Wirt- 
schaftsfördenmg inid den Substanzerhalt. 

• Der Fonds „Deutsche Einheit (FDE) winde 1990 
als Sondeivermögen des Bimdes enichtet, um eine 
rasche Angleichinig der Lebensverhältnisse im 
Beitiittsgebiet an das Niveau in den alten Bimdes- 
ländem zu ermöglichen. Zum 1 . Januar 2005 
entfielen die Schuldendienstanteile der alten 
Bundesländer am FDE und der Bund tibemahm als 
Mitschnldner die Verbindbchk eiten des FDE. Hier- 
bei winden die Verbindlicbkeiten des FDE in die 


Bimdesschuld integriert (Art. 8 § 6 a Solidaipakt- 
fortfLibiimgsgesetz). Als Kompensation fiii' den ent- 
fallenen Länderanteil an der wieheren Abfmanzie- 
iimg des FDE erhält der Bund jähr lich bis 2019 von 
den Ländern u. a. einen Festbetrag an der Umsatz- 
steuer in Höhe von 1,32 Mid. €. Werst der Bund auf 
Basis einer Modelhechmmg nach, dass aufgiimd 
der tatsächlichen Zinsentwicklimg die fiktive Rest- 
scbuld des FDE Ende 2019 den Betrag von 
6,54 Mrd. € übersteigt, erhält er im Jaln 2020 von 
den alten Brmdesländem 53,3 % des übersteigenden 
Betrages. 

• Durch den Fonds nach § 5 Mauergiimdstücksgesetz 
werden wirtschaftliche, soziale und kultiuehe 
Zw^ecke in den neuen Ländern (einschlreßhch ehe- 
maliges Ost-Berlin) gefördert. Hierzu werden 
Überschüsse aus dem Verkauf von Mauer- imd 
Grenzgnmdstücken herangezogen. 

• Das durch Erlass des BMF vom 7. Oktober 1991 
errichtete nicht rechtsMiige Soridervennögen Ent- 
schädigungsfonds (EF) bündelt die Rechte rmd Ver- 
pflichtimgen, die sich ftu den Bund aus dem Ver- 
mögensgesetz sowie dem Entschädigungs- und 
Ausglerchsleistimgsgesetz (EALG) ergeben. 
Rechtsgiimdlage ist § 9 des Entschädigungsge- 
setzes. Gespeist whd der EF seit 2008 im Wesent- 
hclien durch Zuw^eisrmgen aus dem Brmdeshaus- 
halt. Füi' Entschädigimgs- rmd Ausgleichsleistungen 
wurden bis Ende 2009 1,37 Mrd. € aus dem EF 
erbracht. Für die Wieder gutmachimg der’ NS- ver- 
folgungsbedingten Vermögensschädigungen win- 
den von 1994 bis 2009 Barleistungen in Höhe von 
rd. 1,71 Mi’d. € aus dem Fonds gezahlt. 

• Nach dem am 11. Juli 2009 in Kiaft getretenen 
Gesetz zin Enichtung eines Sondeiweimögens 
„Schlusszalilungen für’ hiflationsindexierte Bim- 
desw^eitpapiere“ winde ein Sondeivermögen zum 
Zw^eck der Vorsorge fth die aus der hidexiennig 
resultierenden Schlusszalüinigen fih’ hiflations- 
indexierte Bundesweitpapiere errichtet. Diesem 
werden aus dem Bundeshaushalt jähilich anteilig 
die am Ende der Laufzeit von inflationsindexierten 
Bimdesw^eitpapieren fällig werdenden Beüäge 
zugefülnt. Es handelt sich um eine zw^eck- 
gebimdene Rücklagenbildimg, so dass bei Fälhgkeit 
die aus der hidexieitnig resultierenden Schluss- 
zahlungsbeüäge immittelbai’ aus dem Sonder- 
vennögen geleistet W' erden. 
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3.3 Die konsumtiven und investiven Ausgaben 
des Bundes 

3.3.1 Überblick 

Die Ausgaben des Bundes lassen sich mit Blick auf ilire 
Wii’kuiig auf gesanitv^^iitschaftliche Abläufe in koiisiun- 
tive luid investive Ausgaben gliedern. Der bei weitem 
gi’ößeie Anteil der Ausgaben des Bimdeshaushaltes ist 
den konsumtiven Ausgaben zuzuoidnen. In § 10 Abs. 3 
Nr. 2 Haushaltsgiimdsätzegesetz ist geregelt, welche 
Ausgaben zu den Investitionen zu zählen und welche als 
konsumtive Ausgaben anzusehen sind. 

Außer dui’ch eigene Investitionsausgaben imterstützt der 
Biuid die Investitionstätigkeit in erhebüchem Umfang 
auch auf der Eimiahmenseite, z. B. dmch Ehmahmen- 
vei’zichte im Rahmen der steuerhchen Investitionsfoi- 
denmg imd im Rahmen von Zuweisimgen an die Län- 
der, z. B. aus dem Mhieralölsteueraufkommen zu- 
gimsten des öffenthchen Personemiahveikelus nach § 5 
Regionahsienmgsgesetz oder infolge der Umwidmimg 
der Finanzliilfen an die neuen Länder nach dem hivesti- 
tionsfbrdenmgsgesetz Aufbau Ost in Sonderbedarfs- 
Biuidesergänziuigszuweisungen. 


3.3.2 Konsumtive Ausgaben 

Im Jahi’ 2011 werden die konsumtiven Ausgaben des 
Biuides (ohne sonstige Vermögensübeiliagiuigen) mit 
273,8 Mi’d. € etoa 89,1 % der Gesamtausgaben ausma- 
chen (Tabelle 6). Die Ausgaben fth Zuweisimgen luid 
Zuschüsse (ohne Investitionen) sowie für Zinsen be- 
laufen sich dabei auf insgesamt 223,5 Mrd. €. Die Aus- 
gaben für Personal und den laufenden Sachauftv'and 
betragen 50,2 Mid. €. Insgesamt komite der Anteil der 
Personalausgaben an den Gesamtausgaben seit dem Jahi' 
1970 von 16,4 % auf 9,0 % iin Jahi' 201 1 reduziert wer- 
den. 


3.3.3 Investive Ausgaben 

Nach Maßgabe von § 10 des Gesetzes zur Fördenuig 
der Stabilität tmd des Wachstums der Wirtschaft in 
Verbhidung mit § 50 Abs. 5 des Haushaltsgiiuidsätze- 
gesetzes wird mi Folgenden näher auf Volumen und 
Shuktiu der hivestitionsausgaben des Bundes hn 
Finanzplanzeitraum eingegangen. Einerseits lassen sich 
die Investitionen in Sachinvestitionen tmd Finanzie- 
nmgshilfen (vgl. 3.3.3. 1), andererseits nach Aufgaben- 
bereichen gliedern (vgl. 3.3. 3.2). 

Die Investitionsausgaben des Bimdeshaushalts 2011 
liegen mit 33,8 Mid. € deuthch über dem Soll des Vor- 
jahres von 28,3 Mi’d. €. Ursache hierftu ist vor allem 


das Darlehen des Biuides an die Brmdesagentiu für 
Arbeit (BA), das haushaltssystematisch als Investition 
veranschlagt wild, hii Jahr 2011 ist dieses Darlehen in 
Höhe von 6,55 Mid. € etatisiert; in den Folgejahien ist 
niu noch im Jalu 2012 ein Darlehen veranschlagt, so 
dass die - ansonsten weitgehend verstetigten - Divesti- 
tionen bis zum Jahr 2014 wieder auf rd. 26 Mrd. €. 
ziuück gehen. 


3. 3.3.1 Aufteilung nach Ausgabearten 

Die Finanzierungshilfen des Bimdes zugunsten von 
hivestitionsvoihaben Dritter werden im Jahr 2011 - 
tmter Einschluss des Dariehens an die Bimdesagentur 
für Aibeit - 26,3 Mrd. € betragen (Tabelle 7) imd bis 
ziun Jahr 2014 wieder ziulickgehen auf 18,6 Mrd. €. Die 
Finanzieiungshilfen teilen sich auf in Hilfen für den 
öffenthchen Bereich, hier auf Länder und Gemeinden 
tmd vor allem die BA (2011: ll,6Mrd. €), sowie auf 
sonstige Bereiche (2011: 14,7 Mrd. €). 

Der Bund tätigt im Jahr 2011 Sachinvestitionen in Höhe 
von 7,5 Mi’d. €. Dieses Niveau wild in den Folgejahien 
in etwa beibehalten. Von den Sachinvestitionen 
entfallen durchschnittlich id. 80 % auf Baumaßnahmen 
(Tabellen 6 und 7). 

Die Ausgaben ftir den Eiwerb von beweghchen Sachen 
bewegen sich auf einem Niveau von rd. 0,9 Mrd. € 
jährlich, während die Ausgaben füi’ den Eiw^erb von 
tmbeweglichen Sachen bei 0,6 Mid. € hegen. 

Nicht zu den Sachinvestitionen gehören die Ausgaben 
für militärische Beschafftmgen, Materialerhaltimg, 
Wehrforschtmg luid -entwückhmg sowie fiii’ mihtärische 
Anlagen. Diese Ausgaben der Obergiiippe 55 benagen 
im Planuiigszeinamn 201 1 bis 2014 knapp 10 V 2 Mid. € 
pro Jahi'. 

Die eigenen Sachinvestitionen des Bundes machen nur 
einen relativ geringen Teil der öffentlichen Investitionen 
aus. Vielmehr liegt das Schwergewicht bei den Finan- 
zienmgshilfen zugtmsten von Investitionsvorhaben 
Dritter. Allerdings hagen auch die Kreditins timte des 
Btmdes (z. B. die Kreditanstalt füt Wiederaufbau) in 
erheblichem Umfang zu öffentlichen imd privaten 
Investitionen bei. 
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Tabelle 6 

Aufteilung der Ausgaben 2009 bis 2014 nach Ausgabearten 




Ist 

Soll 

Entwurf 


Finanzplan 




2009 

2010 

2011 1 

2012 

1 2013 1 

2014 





- in Mrd. 

€- 



1, 

Laufende Rechnung 







1.1 

Personalausgaben 

27,9 

27,7 

27,8 

27,7 

27,5 

27,4 

1.1.1 

Aktivitätsbezüge 

21,0 

20,8 

20,7 

20,6 

20,5 

20,3 

1.1.2 

Versorgung 

7,0 

6,9 

7,1 

7,1 

7,1 

7,1 

1.2 

Laufender Sachaufwand 

21,4 

21,6 

22,4 

22,3 

22,6 

22,6 

1.2.1 

Unterhaltung unbeweglichen Vermögens 

1,5 

1,5 

1,4 

1,3 

1,3 

1,3 

1.2.2 

Militärische Beschaffungen, Anlagen usw. 

10,3 

10,5 

10,5 

10,3 

10,5 

10,5 

1.2.3 

Sonstigeir laufender Sachaufwand 

9,6 

9,6 

10,6 

10,7 

10,7 

10,8 

1.3 

Zinsausgaben 

38,1 

36,8 

36,0 

36,4 

40,5 

48,0 

1.3.1 

An Verwaltungen 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

1.3.2 

An andere Bereiche 

3B,1 

36,8 

36,0 

36,4 

40,5 

48,0 

1.4 

Laufende Zuweisungen 
und Zuschüsse 

177,3 

205,3 

187,5 

186,5 

186,1 

185,6 

1.4.1 

An Verwaltungen 

14,4 

14,5 

14,6 

14,6 

14,8 

14,8 


- Länder 

8,8 

8,7 

8,8 

8,7 

9,0 

9,0 


- Gemeinden 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 


- Sondervermögen 

5,6 

5,8 

5,7 

5,8 

5,8 

5,8 


- Zweckverbände 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

1.4.2 

An andere Bereiche 

162,9 

190,8 

173,0 

171,9 

171,3 

170,8 


- Unternehmen 

23,0 

25,3 

24,9 

24,8 

24,9 

25,7 


- Renten, Unterstützungen u. Ä. an 








natürliche Personen 

29,7 

31,3 

27,9 

27,9 

26,4 

23,8 


- Sozial versi che njng 

- private Institutionen ohne 

105,1 

128,4 

114,4 

113,8 

114,4 

115,7 


Erwerbscha ra kter 

1,2 

1,5 

1,6 

1,6 

1,6 

1,6 


- Ausland 

3,9 

4,3 

4,1 

4,0 

4,0 

3,9 


- Sonstige 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

Summe 

Ausgaben der laufenden Rechnung 

264,7 

291,3 

273,8 

272,9 

276,7 

283,6 

2. 

Kapital rechnung 







2.1 

Sachinvestitionen 

8,5 

8,1 

7,5 

7.5 

7.4 

7,3 

2.1.1 

Baumaßnahmen 

6,8 

6,5 

6,1 

6,0 

5,7 

5,7 

2.1.2 

Erwerb von beweglichen Sachen 

1,0 

1,0 

0,9 

0,9 

0,9 

0,9 

2.1.3 

Gnjnderwerb 

0,5 

0,5 

0,6 

0,6 

0,7 

0,7 


*) Bei den konsumtiven Ausgaben handelt es sich um die Ausgaben der laufenden Rechnung ohne die nicht inve^iven Vermögens- 
Übertragungen, welche den Ausgaben der Kapilalrechnung zugeschrieben werden. Die Ausgaben der Kapital rechnung beinhalten neben 
den investiven Ausgaben gern. § 13 BHO auch die nichtinvestiven Vermögensübertragungen der Obergruppe 69. 
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noch Tabelle 6 

Aufteilung der Ausgaben 2009 bis 2014 nach Ausgabearten 



Ist 

2009 

Soll 

2010 

Entwurf 

2011 

2012 

Finanzplan 

1 2013 1 

2014 




- in Mrd. € - 



2.2 Vermögensübertragungen 

15,6 

15,8 

15,0 

14,8 

14,6 

14,4 

2.2.1 Zuwei sungen/Zuschüssefürlnvestitionen 

15,2 

15,3 

14,6 

14,4 

14,2 

14,1 

2.2.1. 1 An Verwaltungen 

5,9 

5,1 

5,1 

4,9 

4,8 

4,6 

- Länder .......................... 

5,8 

5,1 

5,0 

4,8 

4,7 

4,5 

- Gemeinden 

0,0 

0,1 

0,1 

0,1 

0,1 

0,1 

- Sondervermögen 

- 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

2.2.1 .2 An andere Bereiche 

9,3 

10,2 

9,6 

9,5 

9,5 

9,4 

- Inland 

6,5 

6,9 

6,3 

6,4 

6,4 

6,4 

- Ausland 

2,9 

3,3 

3,3 

3;1 

3,1 

3,0 

2.2.2 Sonstige Vermögensübertragungen 

0,4 

0,4 

0,4 

0,4 

0,4 

0,4 

2.3 Darlehensgewährung, 

Erwerb von Beteiligungen 

3,4 

4,8 

11,7 

7,1 

4,8 

4,6 

2.3.1 Darlehensgewähnjng 

2,5 

4,0 

10,9 

6,2 

3,9 

3,8 

2.3.1. 1 An Verwaltungen ............. 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

2.3.1 .2 An andere Bereiche 

2,5 

4,0 

10,9 

6,2 

3,9 

3,8 

- Sozialversicherung 

- 

- 

6,6 

2,2 

- 

- 

- Sonstige - Inland - (auch 
Gewährleistungen) 

0,9 

2,4 

2,6 

2,5 

2,4 

2,2 

- Ausland 

1,6 

1,6 

1,7 

1,5 

1,4 

T5 

2.3.2 Erwerb von Beteiligungen, Kapitaleinlagen 

0,9 

0,8 

0,8 

0,9 

0,9 

0,8 

- Inland 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

- Ausland 

0,9 

0,8 

0,8 

0,9 

0,9 

0,8 

Summe 

Ausgaben der Kapitalrechnung 

27,5 

28,7 

34,2 

29,4 

26,8 

26,3 

3. Globalansätze 

-0,0 

~0,5 

-0,6 

-1.3 

-1,9 

-8,8 

4. Ausgaben zusammen 

292,3 

319,5 

307,4 

301,0 

301,6 

301,1 


Rundungsdifferenzen möglich 

*) Bei den konsumtiven Ausgaben handelt es sich um die Ausgaben der laufenden Rechnung ohne die nicht investiven Vermögens- 
Übertragungen, welche den Ausgaben der Kapilalrechnung zugeschrieben werden. Die Ausgaben der Kapital rechnung beinhalten neben 
den investiven Ausgaben gern. § 13 B HO auch die nichtinvestiven Vermögensübertragungen der Obergruppe 69. 
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Tabelle 7 


Die Investitionsausgaben des Bundes 2009 bis 2014 
- aufgeteilt nach Ausgabearten - 




Ist 

2009 

Soll 

2010 

Entwurf 

2011 

2012 

Finanzplan 

I 2013 1 

2014 





- in Mrd. € - 



1. 

Sachinvestitionen 

8.6 

8,1 

7,5 

7,5 

7,4 

7.3 

11 

Ba um a ßna hm en 

6,8 

6,5 

6,1 

6,0 

5,7 

5,7 


- Hochbau. 

0,8 

1,0 

1,0 

1,0 

0,9 

0,8 


- Tfefbau.................................. 

6,0 

5,5 

5,0 

5,0 

4,8 

4,9 

1.2 

Erwerb von beweg Itchen Sachen 

1,0 

1,0 

0,9 

0,9 

0,9 

0,9 

1.3 

Erwerb von unbeweglichen Sachen 

0,6 

0,5 

0,6 

0,6 

0,7 

0,7 

2. 

Flnanzlerungshilfen 

18,6 

20,2 

26,3 

21,5 

19,0 

18,6 

2.1 

Einanzierung sh Elfen an öffentlichen 

Bereich 

5,9 

5,1 

11,6 

7;1 

4,8 

4,6 


- Darlehen 

0,0 

0,0 

6,6 

2,2 

0,0 

0,0 


- Zuweisungen 

5,9 

5,1 

5,1 

4,9 

4,8 

4,6 

2.2 

Einanzierungsh Elfen an sonstige Bereiche 

12,7 

15,0 

14,7 

14,5 

14,3 

14,0 


- Darlehen 

1,9 

2,0 

2,3 

2,0 

T9 

2,0 


- Zuschüsse......... 

9,3 

10,2 

9,6 

9,5 

9,5 

9,4 


- BeteEligungen 

0,9 

0,8 

0,8 

0,9 

0,9 

0,8 


- Inanspruchnahme aus 

Gewährleistungen 

0,6 

2,1 

2,0 

2,0 

2,0 

1,8 

InvpQtivA Aiit^n^hpn 

27,1 

28,3 

33,8 

29,0 

26,4 

26,0 


Rundungsdifferenzen möglich 
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Tabelle 8 


Die Investitionsausgaben des Bundes 2009 bis 2014 
- aufgeteilt nach den größten Einzelaufgaben - 




Ist 

2009 

Soll 

2010 

Entwurf 

2011 

2012 

Finanzplan 

I 2013 1 

2014 



- in Mrd. € - 

1. 

Überfähnge Darlehen an die BA 

- 

- 

6,6 

2,2 

- 

- 

2. 

Bunde sfemstraßen 

5,9 

5,3 

4,9 

4,9 

4,9 

4,9 

3. 

Entwicklungshilfe 

4,6 

4,8 

4,9 

4,6 

4,5 

4,5 

4. 

Eisenbahnen des Bundes 

4,1 

4,3 

3,9 

3,9 

3,9 

3,9 

5. 

Gewährleistungen 

0,6 

2,1 

2,0 

2,0 

2,0 

1,8 

6. 

Bildung und Forschung 

1,8 

17 

1,7 

2,0 

2,1 

2,0 

7. 

Kommunaler Straßen bau/ÖPNV/ 
Kompensation 

1,6 

17 

17 

17 

17 

17 

8. 

Wo h nung sba u { e insch 1 . 

Wo h n ung sbau präm ie)/Kompe nsation 

1,0 

1,3 

1,1 

1,1 

1,0 

1,1 

9. 

GA „Aus- und Neubau von Hochschulen“/ 
Kompensation 

0,9 

1,0 

1,0 

1,0 

1,0 

1,0 

10. 

B undeswasserstra ßen 

1,1 

1,0 

0,9 

0,9 

0,9 

0,9 

11. 

GA „Regionale Wirtschaftsstnjktur“ 

0,9 

0,7 

0,6 

0,6 

0,5 

0,5 

12. 

Städtebau 

0,6 

0,7 

0,7 

0,6 

0,4 

0,3 

13. 

Umwelt- und Naturschutz, Strahlen schütz.. 

0,4 

0,6 

0,8 

0,8 

07 

0,7 

14. 

Bundesliegenschaften 

0,4 

0,6 

0,7 

0,6 

0,5 

0,5 

15. 

GA "Agrarstruktur und Küstenschutz" u. Ä. 

0,5 

0,4 

0,4 

0,4 

0,4 

0,4 

16. 

Innere Sicherheit 

0,3 

0,4 

0,3 

0,2 

0,2 

0,2 

17 

Kulturelle Angelegenheiten 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

18. 

Verteidigung ein seht zivile Verteidigung.... 

0,3 

0,2 

0,3 

0,2 

0,2 

0,2 

19. 

Investitionsprogramm Ganztagsschulen . . .. 

0,6 

- 

- 

- 

- 

- 

20. 

Sonstiges.................... 

1,1 

1,3 

1,2 

17 

1,2 

1,1 

Insgesamt 

27,1 

28,3 

33,8 

29,0 

26,4 

26,0 


Rundungsdrfferenzen möglich 


Drucksache 17/2501 


-48- 


Deutsclier Bundestag - 1 7. Wahlpeiiode 


3.3.3.2 Aufteilung nach Aufgabenbereichen 

Von den vorgesehenen Sacliinvestitionen in Höhe von 
7,5 Mid. € entfallen rd. 5 Mid. € auf den Veikelns- 
bereich. Lässt nian das Darlehen des Biuides an die BA 
außer Betracht, bildet der Verkelusbereich auch imter 
Einschluss der FinanzienmgshUfen das größte Investi- 
tionsfeld des Bimdes. Die Investitionen in Bundesfeiii- 
shaßen, Eisenbaimen des Bimdes, Bundeswasser- 
shaßen, den konmnmalen Süaßenbaii und sonstige 
Verkelnsbereiche machen 2011 rd. 11,4 Mid. € aus. 
Weitere Schwerpunkte hegen in den folgenden Be- 
reichen: 

Wiitschaftsforderung 

Daneben sind im Jahi' 2011 im Rahmen der Veibes- 
senmg der regionalen Wirtschaftssmiktui’ (GRW) iimd 
601 Mio. € für regionale Fördeimaßnahmen vorgesehen. 

Wntschaftliche Zusammenarbeit und Enhvicklung 

Die investiven Ausgaben iiii Einzelplan des Bimdes- 
ministeriunis fiii' wiitschafthche Zusammenarbeit und 
Entwickhmg (BMZ) liegen 201 1 bei nmd 4,9 Mid. €. 

Bildung und Forschung 

Der Bund stellt den Läiidem Mittel auf der Gnmdlage 
von Alt. 143c Abs. 1 GG n. F. fth den Ausbau und 
Neubau von Hochschulen einschließhch Hochschul- 
kliniken imd nach Art. 91b Abs. 1 GG n. F. fiii' über- 
regionale Fördermaßnahmen im Hochschulbereich 
bereit. 

Entsprechend der Bund-Länder-Vereinbanmg gern. 
Alt. 91b GG über die Exzellenzinitiative des Bimdes 
und der Länder ziu Förderung von Wissenschaft und 
Forschimg an deutschen Hochschulen stellt der Bund 
75% der Mittel ziu projektbezogenen Fördemng zin 
Verfügung, den übrigen Anteil von 25 % üageii die 
Länder. 

Der Bimd hat mit den Ländern im Hochschulpakt 2020 
vereinbart, zusätzliche Studienplätze zu schaffen. Mit 
einem weiteren Piogramm sollen die Studienbe- 
dingimgen verbessert imd die Quahtät in der Lehie 
erhöht werden. 

Mit dem Ziel des Ausbaus einer hitemational wettbe- 
werbsfähigen imd leistungsstarken Wissenschafts- 
inffastiuktiu werden im Bereich der institutioneilen 
Fördenmg insbesondere die Max-Planck-Gesellschaft, 
die Fraunliofer-Gesellschaft, die Helmholtz-Zentren 
sowie die Mitghedseimichtungen der Wissenschaffs- 
gemeinschaft Gottfried Wilhelm Leibniz (WGL, ehe- 
mals Blaue Liste-Eimichtungen) durch erhebhche 
Finanzmittel gefördert. 


Wohnungsbau 

Flu die im Rahmen der Föderahsmusrefoim I ab 2007 
vollständig auf die Länder übergegangene soziale 
Wohnraumfördenmg gewälut der Bund den Ländern 
ziA^eckgebundene Kompeiisationszalüimgen in Höhe von 
jährhch 518,2 Mio. €. Mit den weiterhin für investive 
Zwecke der Wohniaumfördenmg zu verblendenden 
Zalüungen sind mit Ausnahme der gewährten Rück- 
btirgschaften alle Alrt^erpflichtungen des Bimdes abge- 
golten. Sowohl das Gnmdgesetz als auch die Koali- 
tionsvereinbaumg enthalten einen Prüfauffrag ziu 
Foilfühnmg der Kompensationszahlimgen an die 
Länder von 2014 bis 2019. Nach dem Gnmdgesetz 
entfällt ab 2014 die investive Zweckbindimg. 

Städtebau 

Die Städtebaufordening ist von städtebaulicher, sozial- 
und konmnmalpohtischer Bedeutimg. Die Bimdes- 
finanzlülfen ziu Städtebauforderung sind ein wiit- 
schaffs-, konjunktiu- und beschäffigimgspohtisches 
Inshument insbesondere im Bereich von nüttelstän- 
dischem Handwerk, Handel und Gewerbe mit hoher 
sektoraler imd regionaler Zielgenauigkeit. Danüt leistet 
die Städtebaufördenmg gleiclizeitig einen nachhaltigen 
Beitrag ziu Beschäffigimgspolitik. Gleichzeitig hilft sie 
den aktuellen Folgen des demogiafischen Wandels in 
der Gesellschaft gezielt zu begegnen sowie die energie- 
und klimaschutzielevanten Ziele des Bundes zu ver- 
wirklichen. Durch sie ist es zudem möghch, die soziale 
Integration wiitschaftlich Benachteihgter wie auch der- 
jeiügen Quartiersbewohner nüt Migrationshintergnmd 
voranzutieiben. Durchschnittlich sind ffu die Städtebau- 
fördenmg in den Jahren 2010 bis 2014 jäluliche 
Bimdesfmanzhilfen in Höhe von rd. 500 Mio. € vorge- 
sehen. 

Umweltschutz 

Die Aktivitäten des Bundes zur Verbesserung der Um- 
weltbedingimgen werden niu in begrenztem Maße durch 
seine hivestitionstätigkeit abgebildet. Der Schwerpunkt 
öffentlicher Investitionen ffu Zwecke des Umwelt- 
schutzes liegt gnmdgesetzlich bedingt bei Ländern imd 
Gemehiden. hisofem stellen die Ausgaben des Bimdes 
hn Umweltschutzbereich niu einen verhältnismäßig 
geringen Teil der gesamten Umweltschutzinvestitionen 
dar. Mit seiner Förderung ergänzt der Bimd vor allem 
Umweltschutz\'Orhaben Dritter, indem er Aiueize ftii- 
umweltgerechtes Verhalten schafft. Insgesamt belaufen 
sich im Jahi- 2011 die Investitionen des Bundes in die- 
sem Bereich auf rd. 751 Mio. €. 
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3.4 Die Finanzhilfen des Bundes 

Unter Finanzhilfen im Sinne des Siibventionsberichts 
weiden nach § 12 StWG Hilfen des Bundes fiii’ private 
Unteiiiehnien und Wiitschaftsz\\^eige verstanden. 
Daneben werden sonstige Hilfen berücksichtigt, die 
bestiimnte Güter luid Dienstleistlingen füi' private 
Haushalte verbilhgen und gleichzeitig inittelbai' dem 
Whtschaftsgeschehen ziigeordnet werden kömien (z. B. 
Hilfen für den Wolmungsbau). 

Subventionen sollen als Hilfe zm Selbsthilfe gewählt 
werden. Dauerhaft gewählte Subventionen kömien zu 
Verzemmgen des untemelmierischen Pieis-Leistungs- 
wettbewerbs fühlen und so Fehlallokationen von 
Ressoiucen heiwomifen. Ein verzögeiter Stmktm- 
wandel und eine BeeinMchtigiuig der Wettbewerbs- 
faliigkeit wären dami die Folge. Insbesondere vor dem 
Hintergiimd der Konsohdieinngserfordeinisse in den 
nächsten Jaliren sind Subventionen weiterhin kontinu- 
ierlich auf ihie Noh;vendigkeit zu übeiprüfen. 

Die Finanzhilfen des Biuides sind im Zeitiaiun 1998 bis 
2007 dei’ Höhe nach mehr’ als halbiert worden. Zm 
Begienzimg der real wirtschaftlichen Folgekosten der 
Finanzkrise wurden jedoch staathche Unter Stützungs- 
maßnahmen nötig, die das Volumen der Finanzhilfen im 
Jalir 2009 deutlich ans teigen heßen. Nachdem bereits in 
diesem Jalu insbesondere aufgmnd der Ende 2009 aus- 
gelaufenen Umweltprämie wieder ein klüftiger Rück- 
gang auf 6,6 Mrd. € zu veizeichnen ist, werden die Fi- 
nanzliilfen in Abgrenzung des 22. Subventionsberichts 
im Jahi- 2011 mn weitere 0,4 Mrd. € auf 6,2 Mrd. € 
zuiückgeführt. 

Im Zeitraum 2010 bis 2014 sinken die Finanzhilfen des 
Biuides mn insgesamt 1 Mrd. €. Hierzu leisten die Be- 
reiche gewerbliche Whtschaft sowie Verbraucher- 
schutz, Emähnuig imd Landwirtschaft einen wesent- 
lichen Beitrag. 

Im Jalu 2011 verteilen sich die Finanzhilfen des Bimdes 
in Abgr enzung des 22. Subventionsberichts im Wesent- 
lichen auf die Bereiche gewerbhche Wirtschaft (Anteil: 
51,0%), Wolmmigsw'esen (Anteil: 16,3%) mid 
Verbraucherschutz, Eniälinmg imd Landwirtschaft 
(Anteil: 15,5 %). In der Summe erhalten die genamiten 
Wütschaftsbereiche mi Jalu 2011 etw^a 83% der 
Finanzhilfen des Bundes. 


3.5 Die Personalausgaben des Bundes 

Der Bereich der Personalausgaben des Bundes wmd 
maßgeblich bestmmit von den Bezüge- und Entgelt- 
zahlungen an die aktiven Beschäftigten (Zivil- imd 
Militärpersonal) sowie von den Versorgmigsleistiuigen 
an die Pensionäre. Der Anteil der Personalausgaben an 
den Gesamtausgaben des Bimdes hängt stark von den 
Verändeiiuigen der Gesamtausgaben ab. Trotz der star- 
ken Absenkung der Gesamtausgaben und trotz der 
Tarifiiuide 2010 koiuite die Personalausgabenquote 
kontinuierlich veningert w^erden luid w^ird in den 
nächsten Jahren knapp über 9 % betiagen (Schau- 
bild 10). 

hmerhalb des Ausgabenblocks der Personalausgaben ist 
es auf Giiuid des überproportional hohen Stellenabbaus 
im Aibeitnehmerbereich in der zivilen Bundesw^ehi- 
vemaltung und der Ausgabensteigenmgen füi' den Be- 
reich der iimeren Sicherheit zu Verscliiebungen vom 
Tarif- zum Beamtenbereich gekommen. Ein waclisender 
Aufivnichs bei den Beihilfeausgaben entfallt dabei im 
Wesentlichen auf den Bereich der Versorgimgsemp fan- 
gerinnen und Versorgimgsemp fanger. Hauptiusache 
hierfüi' sind neben den allgemeinen Kostensteigenmgen 
im Gesimdheitsw^esen insbesondere auch die Zimalmie 
der Zahl sowie die höhere Lebensemartung der Pensio- 
näre. In den Folgejaluen ist mit einer Fortsetziuig dieser 
Entwicklimg zu rechnen. 

Die Gesamtzahl der zivilen Planstellen/Stellen (ohne 
Ersatz(plan) stellen) im Bundeshaushalt 2011 whd 
gegenüber dem ehiigiuigsbedingten Höchststand von 
1992 um rd. 123.800 reduziert, davon sind rd. 65.500 im 
Zuge der haushaltsgesetzlichen SteHeneinspanmg der 
Jahie 1993 bis 2009 weggefallen. Neben der haushaits- 
gesetzlichen Stelleneinspanmg üagen auch andeie 
Maßnalimen wie vor allem die seit 2006 wirksame 
Halbiemng des bisherigen Weihnachtsgeldes füi’ Beam- 
timien mid Beamte (Volumen: 511 Mio. € p.a.) zur 
Ausgabenbegrenzmig bei. 

Die im Regienmgsentw^rf 2011 ausgebrachten neuen 
Planstellen/Stellen W'Crden duich einen gezielten Stel- 
lenwegfall an anderer Stelle und diuch die Aufnahme 
von neuen kw-Veimerken anzahhnäßig mehr als ausge- 
glichen. Der Stellenbestand 201 1 des Bundes im zivilen 
Bereich -oline Ersatz(plan)stellen - wird sich miter 
Einbeziehimg des Stellenwegfalls aufgnmd der Stellen- 
emspanmg gern. §§20 imd 21 Haushaltsgesetz 2010 
voraussichthch auf rd. 257.000 Planstellen/Stellen redu- 
zieren (Schaubüd 11). Fm das Haushaltsjahr 2011 w^ird 
die pauschale Stellenemspanmg auf 1,5% erhöht und 
die Stellenemspanmg aufgnmd der Verlängeiimg der 
Wochenarbeitszeit fiü die Bimdesbeamten fortgefiilut. 
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Schaubild 9 


Entwicklung der Finanzhilfen des Bundes in der Abgrenzung des 
22. Subventionsberichts 1998 bis 2014 
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Rundungsdifferenzen möglich 

* einschl. Umweltprämie im Investitions- und Tilgungsfonds (ITF) 


Schaubild 10 
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Sühaubild 11 


Entwicklung des Stellenbestandes in der Bundesverwaltung 

1990 bis 2011* 
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* Soll RegE 2011 ohne Ersatz(plan)stellen nebst Berücksichtigung der Stellen ei ns pamng gern. §§ 20 und 21 HG 2010 


4 Die Einnahmen des Bundes 
4.1 Überblick 

Bei den Einnalmieii des Bundes im Jahie 2011 
(307,4 Mid. €) lassen sich diei große Bereiche uiitei’schei- 
den (Schaubüd 12). Den größten Anteil (221,8 Md. €) 
stellen die Steuereinnahnien dar (Kap. 4.2.), bestehend ans 
den Biuidesanteilen an den großen Gemeinschaftssteueni 
(Lohnsteuer imd veranlagte Einkoinmensteuei-, Köipei- 
schaftsteiier und Uinsatzstenei), speziellen Verbianch- 
steiieni (z. B. Mineralöl-, Tabak-, Veisichenings- und 
StLomstener) imd weiteren Biuidessteuein (Sohdaiitätszii- 
schlag). Die Steuern machen im Jahre 2011 rd. 72% dei’ 
Gesamteinnahmen des Biuides aus. 


Neben den Steuereinnahmen erzielt der Bund im Jahre 
2011 Sonstige Einnahmen (Kap. 4.3.) in Höhe von 
28,1 Mrd. €. Hierzu gehören insbesondere ein Anteil am 
Gewinn der Deutschen Bimdesbank, Einnahmen ans 
Gewähiieistungen, die LKW-Maut, Erstattungen der 
Länder, Einnahmen aus Piivatisieiimgen und Ginnd- 
stücksverkäufen sowie Zinseinnalmien luid Darlehens- 
lückflüsse. 

Schließlich ist im Entwurf des Bundeshaushalts 2011 
eine Nettokreditaufiialmie in Höhe von 57,5 Mrd. € 
veranschlagt. Dies entspricht einer Kieditfmanzieinngs- 
qiiote von 18,7 % nach rd. 25 % im Haushaltssoll 2010 
imd rd. 12 % im Jahi- 2009. 
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Schaubild 12 


Einnahmenstruktur des Bundes im Jahre 2011 
Gesamteinnahmen: 307,4 Mrd. € 


Umsatzsteuer 
{nach MwSt-Eigenmt- 
tel der EU, Eonds 
"Deutsche Einheit" und 
Konsolidierungshilfen) 


Lohnsteuer und ver- 
anlagte Einkom- 
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NKA 



Sonstige Einnahmen 


sonstige Steuern 
(nach Ergänzungs- 
zuweisungen, BNE- 
Eigenmittel der EU, 
Zuweisung an die 
Länder für den Wegfall 
der KEZ-Steuer) 


Energiesteuer 
{nach Länderbe^- 
teiligung) 


nicht veranlagte 
Steuern vom Ertrag, 
Körperschaft- und 
Abgeltungsteuer auf 
Zins- und Ver- 
äußenjngserträge 


4.2 Steuereinnahmen 
4.2.1 Steuerpolitik: Rückblick 

Abbau unnötiger Steuei bürnki atie 

Iin Bereich des Büiokiatieabbaus t^iirden bereits 
wesentliche Foitschiitte hzw. Meilensteine eneicht. So 
mirde z.B. em biindesweites, flächendeckeiides elektio- 
nisches Übennitthmgsverfahieii fiii- Lolinsteueibe- 
scheinigiuigeiE Unisatzsteiier-Voraimieldungen, 

Zusanimenfasseiide Meldimgen nach § 18a UStG und 
ftii’ Lolinsteuei-Aimieldungen entoickelt und einge- 
flihit. Die Vergabe der Identifikationsnuninier an alle 
Büi’geiinnen imd Büiger war zudem ein wichtiger 
Scluitt zum serviceorientieiten eGovermnent in der 
Steueiwemaltimg. 

Mit dem Jaluessteuergesetz 2008 wwden die recht- 
lichen Gnuidlagen fm die EinfLilinmg von elekho- 
nischen Lohnsteuerabzugsmerkmalen geschaffen. Die 
Papieiiohnsteuerkarte wiude letztmahg ftii’ 2010 ausge- 
stellt. 

Ab dem Veranlagimgszeiti’amn2011 sind die Steuer- 
erklänuigen fiii' Untemehmensteuem sowie die 
Erkläiimgen zur gesonderten Gewimifeststellung 
elektronisch an die Steuen^emaltiuig zu tibemiitteln, wo 
sie olme Medienbmch weiteiverarbeitet werden können. 


Entsprechendes gilt für die Inhalte von Bilanzen imd 
Gewinn- und Verlustreclmungen. 

hn nichtuntemehmerischen Bereich wwden für die 
Bürger seniceoiieiitieit die Rechtsgnindlageii ge- 
schaffen, der Steueiverwaltiuig bestimmte, bisher in 
Papieifoim voizulegeiide Belege mid Unterlagen ziu 
Einkommensteuer (z.B. über Spenden oder für Riester- 
Veitiäge) elektronisch zu übeimitteln. 


Maßnahmen gegen den Umsatzsteuerbetrug 

Die EU-Mitgliedstaaten sind sich daitiber einig, den 
Steuerbetnig im Bereich der indnekten Besteueiung 
effektiv rmd entschieden zu bekämpfen. Die - auf der 
Grundlage der von der Europäischen Kommission am 
1. Dezember 2008 voigelegten Mitteilung über eine 
koordinierte Strategie zur’ wiiksaineren Bekämpfung des 
Umsatzsteueibetnigs in der Europäischen Union - be- 
gomienen Arbeiten auf EU-Ebene zur Bekänipfiuig des 
Umsatzsteuerbetrugs wurden fortgeführt: 

Der Rat bat am 8. Juni 2010 eine pobtiscbe Enii- 
giuig über den Vorschlag fiir' eine Veiordrimig über 
die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden und 
die Betnigsbekärnpfimg im Bereich der Mehr- 
wertsteuer (Neufassimg) erzielt. Wesentbchei’ Be- 
standteil der Veiordrnmg ist die Enuichtimg von 
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EUROFISC - ein dezentiales Netzv^^eik zur Be- 
kämpfung des Mebi’iÄ^ei’tsteueibeti’iigs. Mit 
EUROFISC wird ein Filihwaiiisystem geschaffen, 
das die Mitgliedstaaten in die Lage versetzt, gezielt 
Infonuationen über Sachverhalte ausziitauschen, 
die den Verdacht eines schwerwiegenden Umsatz- 
steuerbetnigs begründen. 

Darüber liinaus v^nuden dmch die am 
1 6 . Mälz 2010 veiabschiedete Richtlinie 
2010/23/EU zm- Ändenmg der Mehiweitsteuer- 
Systenuichtlinie im Hinblick auf eine fakultative 
und zeitw^eilige Anwendung des Reverse-Charge- 
Verfahi ens auf die Erbringimg bestimmter betings- 
anfalliger Dienstleistungen die luiionsrechthchen 
Voraussetziuigen fiü die nationale Erweitemng der 
Steuerschuldnei’schaft des Leistiuigsenipßingers auf 
den Handel mit C 02 -Emissionszeitifikaten ge- 
schaffen (vgl. Abschnitt 4.2.3). 

Durch die ebenfalls am 16. Mäiz 2010 verabschie- 
dete Richtlinie 2010/24/EU über die Amtshilfe bei 
der Beitieibiuig von Fordenmgen in Bezug auf 
bestimmte Steuern, Abgaben imd sonstige Maß- 
nalmien wird auch die Beiüeibiuig der Mehi- 
weitsteuer verbessert. 

Sclüießlich hat der Rat am 16. Mäi’z2010 eine 
politische Einigimg über den Richtlinienvorschlag 
ziu Ändenmg der Mehrwertsteuer-Systemiichtlinie 
hl Bezug auf die Regelungen ziu Rechnungs- 
stellimg erzielt, der auch Elemente ziu Betnigsbe- 
kämpfimg enthält. 


Bekämpfung dei' Steuei hinterziehung 

Das Gesetz ziu Bekämpfimg der Steuerhinterzielnmg 
vom 29. Juh 2009 zielt daiauf ab, Staaten und Gebiete 
zui’ Zusammenarbeit füi’ Besteuenmgszwecke entspre- 
chend des von der Oiganisation fiü whtschaftliche 
Zusanmienarbeit (OECD) entwickelten Standards zu 
veranlassen. Es enthält eine Verordmmgseimächtigung 
füi- Maßnahmen, die die im Verhältnis zu Staaten luid 
Gebieten, die den OECD -Standard nicht akzeptieren, 
felllende Kooperation bei der Au&lärimg steuerlich 
relevanter Sachverhalte dmch erhöhte Mrtwmkiuigs- 
mid hifonnationspflichten der Steuerpflichtigen kom- 
pensieren sollen. Aiifgnmd der Steuerhinterziehungsbe- 
kämpfLuigsverordnimg vom 18. September 2009 kaim 
die luanspruchnahme bestimmter steuerhcher Rege- 
hmgen bei Geschäftsbeziehmigen zu Staaten mid 
Gebieten, die den OECD -Standard nicht praktizieren, 
von der ErMlung dieser besonderen Mitoirkungs- luid 
Nachweispfüchten abhängig gemacht werden. Da bis- 
lang kein Staat eine Auffordeinng durch Deutschland zu 
Verhandlungen ziu Umsetzimg des OECD -Standards 
abgelelmt hat, gab es bisher’ keinen Gnuid, von den 


Maßnalimen der Steuerlunterziehimgsbekämpfiuigsver- 
ordniuig Gebrauch zu machen. 

Maßnahmen znr finanziellen Entlastnng von Bürge- 
i'innen und Bürgern so^vie von Untei nehmen 

Investitionszulagenfördernng: 

Mit dem hivestitionszulagengesetz 2010 vom 
7. Dezember 2008 \\in’de die Gnmdlage für- die Fortset- 
zmig der hivestitionszulagenfördenmg hi den neuen 
Ländern imd Berlhi bis zum Ende des Jahres 2013 m 
Betrieben des verarbeitenden Gewerbes, bestmunter 
produktionsnaher Dienstleistiuigen mid des Beher- 
bergimgsgewerbes geschaffen. Damit wird der Auf- 
schwimg im Osten weiterhin gestärkt. 

Biirgerentlastungsgesetz Kiankenvei Sicherung: 

Mit dem Gesetz zur’ verbesserten steuerhchen Beiück- 
sichtigmig von Vorsorgeaufeendungen vom 
16. Juli 2009 (Bürgerentlastungsgesetz Kranken- 
versichenmg) wurdt u. a. die steuerliche Beiücksich- 
tigimg von sonstigen Vorsorgeaufcendimgen erhebhch 
verbessert. So ist jetzt sicher gestellt, dass die Aufeen- 
dungen fiir eine Kranken- und gesetzhche Pflegever- 
sicher’ung auf soziaHülfegleichem Leistungsniveau voll- 
ständig als Sonderausgaben zu berücksichtigen sind. 

Daneben traten befi’istete steuerliche Erleichtenuigen 
für Unternehmen: hierzu gehören insbesondere die 
befristete Aiihebimg der Freigrenze bei der’ Zins- 
schianke (§4h EStG) sowie die befristete Einführimg 
einer allgemeinen Sanienmgsklausel bei der Verlustnut- 
zmigsbeschränkimg für’ Körperschaften (§ 8c KStG). 

Gesetz zur Beschleunigung des Wirtschafts- 
wachstums: 

Das Gesetz zur Beschleunigimg des Wirtschaftswachs- 
tums (W achstiunsbeschleunigurigsgesetz) vom 
22. Dezember 2009 setzt die im Koalitionsvertrag ent- 
haltenen steuerhchen Maßnahmen des Sofortprogiariuns 
der Bimdesregienuig um. Es beinhaltet die Anhebung 
der steuerlichen Freibeträge für Kinder von insgesamt 
6 024 € auf 7 008 € ab dem Veranlagungszeitraum 2010 
sowie die Erhöhung des Kindergeldes um 20 € ab dem 
1. Januar 2010. Mit der Abrnildenmg der Verlust- 
nutzimgsbeschiärikurigen bei Körperschaften, der 
Abrnildenmg der Zhisschranke mid der Einftilu’img 
einer Regelmig zur’ Sofortabschreibung von Wiit- 
schaftsgütern wwden Erleichteinngen bei der Unter- 
nelimensbesteuenuig geschaffen. Der Umsatzsteuersatz 
für Beherbergmigsleistimgen wurde auf 7% abgesenkt. 
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Schaubild 13 


* Entlastung der Arbeitnehmerhaushalte* bis 2011 jeweils im Vergleich zu 1098 
(Jahreslohnsteuertabelle für sozial versicherungspflichtige Arbeitnehmer unter Berücksichtigung 

des Bürgerentlastungsgesetzes} 


3.500 

□ Senkung Lohnsteuer 3.152 3.178 



^Familie mit 2 Kindern und einem Jahresarbeitskjhn von 30.000 € in Steuerklasse III/2 


Tabelle 9 

Entwicklung der Kinderfreibeträge und des Kindergeldes ab 1998 



1998 

1999 

2000 

2002 

2009 

2010 




in€ 



Kinderfreibeträge 







Sächliches Existenzminrmum . 

3.534 

3.534 

3.534 

3.648 

3.864 

4.368 

Betreuung und Erziehung 
oder Ausbildung 

- 

- 

1.546 

2.160 

2.160 

2.640 

Kindergeld^* 

1. Kind 

112 

128 

138 

154 

164 

184 

2. Kind 

112 

128 

138 

154 

164 

184 

3. Kind 

153 

153 

153 

154 

170 

190 

4. Kind 

179 

179 

179 

179 

195 

215 


ln 20001/2001 Betneuungsftieibetrag nur für Kinder unter 16 Jahre 
In 2009 Einmalzahlung in Höhe von 100 € je Kind (,,Kinderbonus‘') 
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F ö dei filis mii s refo rm 

Im Begleitgesetz ziir ziA^eiten Föderalismusiefonn vom 
10. August 2009 fmdet sich eine Reihe von einfach- 
gesetzlichen Regehmgen, die vor allem dem Ziel 
dienen, die Rechtsposition des Bundes im Bereich der 
SteueiTerwaltimg weiter zu stärken: 

• Stärkung der Kompetenzen des Bundes im Bereich 
der Außeiipi-ühing (§19 FVG): 

Mit der Ändeiimg des § 19 des Finanzwemaltimgs- 
gesetzes sind die Rechte des Bundeszentialamtes füi' 
Steuern (BZSt) an den Außenpirifimgen der Laiides- 
finaiizbehörden mitzuwirken, verbessert rmd dadurch 
insbesondere auch ein Beitrag für’ eine gleichmäßigere 
Besteuenuig im gesamten Bundesgebiet geleistet wor- 
den. So kaim das BZSt inumiehi- Art und Umfang semer 
Mirtvirkung selbst bestimmen und auch verlangen, dass 
bestiimnte von ihm namhaft gemachte Steueipfhchtige, 
die der Außenpiüfimg nach §193AO unterliegen, 
geprüft werden. Beabsichtigt das Land bei Ausweitiuig 
des Pitifirngsberichts oder im Rechtsbehelfsverfahren 
von den Feststelliuigen des BZSt abzuweichen, ist hier- 
über mit dem BZSt Eiuvernelmien zu erzielen. Kann ein 
Emvemehmen nicht erzielt werden, kami die Frage dem 
BMF zur Entscheidung vorgelegt w^erden. 

• Datenzugr iff des Biuides (§ 21 Absatz 6 FVG): 

Der neu angefiigte § 2 1 Abs. 6 des Finanzverwaltiuigs- 
gesetzes sieht vor, dass die Länder den Brmdesfinanz- 
behörden anonymisierte Daten des Steuervollzugs ziu 
Verfügiuig stellen, soweit Steuern betroffen sind, die 
ganz bzw. teilweise dem Bund zufheßen luid von den 
Ländern verwaltet werden, wie insbesondere die 
Gemeinschaftssteuein (Umsatz-, Einkommen- luid 
Köiperschaftsteuer). Damit werden zukünftig erstmals 
sow'ohl eine belastbare Gesetzesfolgenabschätzmig als 
auch systematische Ausw^ertimgen der Daten zur Steige- 
nmg der Effizienz der Gesetzgebung luid des Steuer- 
vollzugs möghch. An der automatioristechnischen 
Umsetzimg wird derzeit gearbeitet. 

• Abschluss bilateraler Vereinbanuigen zwischen 
Bund mid Länderii (§ 21a Absatz 2 bis 4 FVG): 

Mit den Neuiegelungen erfolgte eine Präzisierung mid 
Weiterentwicklimg der rechthchen Ralmienbedingungen 
für- den Abschluss von Vereinbanuigen zwischen Bmid 
luid Ländern. Der Biuid hat riumnehr- die Möghclikeit, 
Ziele für den SteueivoUzug in den Steuer\^eiwaltungen 
der Länder zu bestimmen und mit den einzehien Län- 
dern bilateral zu vereinbaren. In Verbindung mit den 
weiteren Regehmgen des § 21a FVG sind die Gnuid- 
lagen gelegt worden, ein modernes Bund-Länder- 
Verw^altungs Controlling, bestehend aus den Instni- 
menten Kontraktrnana gement / Zielvereinbanuigen, 

Kennzahlensystern luid Berichtsw^esen, aufzubauen. In 


einer ersten Püotienmgsphase wwde mit drei Ländern 
begonnen, das neue Verfahr en lunzusetzen. 

Energiebesteuerung 

Mit dem Gesetz zur Beschleimigimg des Wirtschaffs- 
wachstiuns (Wachstiunsbeschlemiigungsgesetz) vom 
22. Dezember 2009 wanden die Regelungen im Energie- 
steuergesetz zin steuei’hchen Fördenmg von Biokraft- 
stoffen geändert luid auf die im Eneigiesteuergesetz 
vorgesehene Reduzienmg der steuerhchen Entlasturigs- 
sätze für- reine Biokraftstoffe (Fortschreibung der 
Eritlastimgssätze des Jalues 2009 füi’ die Jahre 2010 bis 
2012) verzichtet. Außerdem winden mit dem Gesetz zur 
Ändenmg des Energiesteuergesetzes vom 17. Juh2009 
der mit dem Haushaltbegleitgesetz 2005 eingeführte 
Selbstbehalt imd die Obergienze bei der Agrardiesel- 
entlastiuig füi’ die Veibrauchsjalue 2008 imd 2009 aus- 
gesetzt, um die entlastmigsberechtigten Betriebe in 
einem schwierigen wiitschafthchen Umfeld mit ver- 
besserter Liquidität auszustatten. Füi’ den Bund ergeben 
sich bei der Agrardieselentlastimg hieraus zusätzhche 
Mindereinnahmen für- das Haushaltsjahr’ 2009 imd 2010 
von insgesamt 570 Mio. €. 

4.2.2 Ergebnisse der Steuerschätzung 

Die Eirmalmieeiw^ai’tungen bei den Steuern für die Jahie 
2010 bis 2014 basieren auf den Ergebnissen des 
Arbeitskr eises „Steuerschätzimgen“ vom Mai 2010. 

Neben dem federführenden Bmidesministeihun der 
Finanzen gehören diesem Arbeitskreis das Bundes- 
ministeriimi für’ Wirtschaft imd Technologie, die 
Obersten Finanzbehörden der Länder, die Bundes- 
vereiriigiuig der konmiimalen Spitzenverbände, die 
Deutsche Bimdesbank, das Statistische Bundesamt, der 
Sachverständigemat zur- Begutachtung der gesamt- 
wirtschaftlichen Entwicklung imd füluende w^irt- 
schaftswissenschaftlichen Forschungsinstitute an. Die 
Schätzung basiert auf gesamtwirtschafthchen Grund- 
amiahrnen für den Zeitraum bis 2014. 

Der Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ geht grundsätz- 
hch vom geltenden Steueiiecht aus. 

Für’ die Jahre 2010 bis 2014 wurden gegenüber der 
Schätzung vorn November’ 2009 die finanziellen Aus- 
wh’kimgen der nachstehenden Gesetze einbezogen: 

• Gesetz ziu Besclüeunigimg des Wiitschaftswachs- 
tiuns (W achs tumsbe s chleunigungsges etz) ; 

• Gesetz ziu’ Umsetzung steuerlicher EU- Vorgaben 
sowie zur’ Ändenmg steuerlicher Vor-schiiften. 

Darüber hinaus werden für’ die Jahre 2011 bis 2014 
zusätzlich die fmanzieUen Auswirkungen der folgenden 
Gesetze berticksichtigt: 
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• Gesetz zur verbesserten steuerlichen Beiiicksich- 
tigiuig von VorsorgeaufUendiuigen (Bliigerent- 
lastiuigsgesetz Kiankenversicheiiing); nur’ 
Differenz zum Mai-Ansatz; 

• Begleitgesetz zur zweiten Föderalisnnisiefomi. 

Die in der Mai-Schätzung 2009 imterstellten fuian- 
zieUen Auswiikimgen des EuGH-Uiteils ,JV[eilicke“ 
(Anreclmimg ausländischer Köipeischaftsteuer) 
verschieben sich um ein weiteres Jahi' nach hinten, weil 
erst Ende diesen Jahr es mit einer enieuten Entscheidung 
des EuGH in dieser Sache zu rechnen ist. Außerdem ist 
das Gesetz zur’ Modemisienuig des Wagniskapital- 
markts aus EU-rechtlichen Gründen nicht angewendet 
worden. Die Auswirkimgen dieser Änderungen waren 
für’ die Jahr e 201 1 bis 2014 noch zu berücksichtigen. 

Neben den SteueiTechtsändeiimgen prägt die in der 
Frülijahrsprojektion der Bimdesregienuig erw^aitete 
gesarntw^irtschafthche Entvdcklimg das Ergebnis der 
Steuerschätzimg. Für das nominale Bnittohilands- 
produkt des Jahres 2010 geht die Prognose von einem 
Anstieg um + 1,8 % aus. Fiu das Jahr' 2011 wild ein 
Zuw^achs von + 2,4 % mid für' die Folgejahre bis 2014 
von jährhch + 2,9 % unterstellt. 

Gegenüber der Steuerschätzung vom November 2009 
w^erden die S teuer einnalmien im Jahre 2010 insgesamt 
voraussichtlich mn -1,2 Mrd. € niedriger ausfallen. Fiu 
den Bund ergibt sich ein leichter Zuwachs um 
-K),6 Mrd. € und für' die Länder von +1,0 Mrd. €. Die 
Kommunen müssen aufgnuid der schw^achen Entwick- 
lung der Gewerbesteuer mit Steueruiindereinnabmen in 
Höhe von -1,0 Mrd. € rechnen. Dabei ist Jedoch zu 
beachten, dass der Brmd den Gemeinden in diesem Jahr' 
aus dem Konjunkturprogramm erhebliche Mittel flu’ 
investive Zw^ecke zur Verfiigimg stellt. Die EU-Abfiili- 
riuigen sinken um -1,8 Mrd. €. 

Die Steuereimiahrnen insgesamt w^erderi 201 1 um 
-1 1,7 Mrd. € unter dem Schätzarisatz der letzten mittel- 
fristigen Steuerschätzimg vom Mai 2009 liegen. Auf 
den Brmd entfallen davon -5,3 Mrd. €. hi den Jahren 
2012 und 2013 werden die Eimiahrnen voraussichtlich 
um -12,3 Mrd. € bzw^ -13,7 Mrd. € {davon Bund 
-6,1 Mrd. € bzw^ -6,5 Mrd. €) imter den Prognosen vorn 
Mai 2009 liegen. 

Ab 201 1 werden die druch die Wütschaftskrise und die 
zu ihrer Bewältigimg ergriffenen steuerlichen Maßnah- 
men gesunkenen Steueremnahrnen insgesamt zwar’ 
wieder von Jahr' zu Jalu ansteigen, aber wohl erst irn 
Jahr' 2013 wieder das Niveau des Jahres 2008 eneichen. 

Für’ die Jahre 2010 bis 2014 beträgt das geschätzte 
Steuerau&ommen (ohne geplante Steuerrechts- 
ändenmgen): 



Insgesamt 

davon Bmid 

2010 

510,3 Mid. e 

216,4 Mid. e 

2011 

515,0 Mid. e 

217,3 Mid. e 

2012 

539,8 Mrd. 6 

225,9 Mid. e 

2013 

561,3 Mrd. e 

234,8 Mrd. € 

2014 

581,5 Mrd. € 

243,4 Mrd. €. 


hl der nachfolgenden Tabelle 10 sind zusätzlich zu den 
Ergebnissen der Steuerschätzung (Nr. 1) die 
Auswh’kimgen von geplanten Steuenechtsänder-ungen 
beziffert, die nicht in der Steuerschätzimg berücksichtigt 
winden. 

4.2.3 Steuerpolitik: Vorschau 

Modernisierirng des Besteuerungs verfahre ns und 
Abbau unnötiger Steuerbür okr atie 

Das Bundesministeriurn der Finanzen imd die obersten 
Finanzbehörden der Länder sind seit geraumer Zeit 
gemeinsam bestrebt, das Besteuenmgsverfaluen grimd- 
legend zu modernisieren, insbesondere um die Qualität 
des Steuervollzugs zu verbessern imd lumötige Büro- 
kratie für' Bürger, Unternehmen, Beraterschaft und 
Steuerverwaltimg abzubauen. Um dies zu erreichen, 
sollen papierbasierte Verfahrensabläufe schrittweise 
abgelöst imd stattdessen möglichst für’ alle Phasen des 
Besteuenmgsprozesses FT-basierte Verfahren entwickelt 
und angeboten w^erden. 

Dazu ist u.a. auch geplant, die von Unternehmens- und 
Whtschaftsverbänden immer wieder geforderte rnög- 
hchst rmbürokratische Ausgestaltung der elektronischen 
Rechnungsstellung zu ermöglichen. 

Ebenfalls in diesem Zusarmnenliang soll eine elektro- 
nische vorausgeMlte Ehikorimiensteuererklänmg zum 
Einsatz konuneri. Die elektronische vorausgefüllte Ein- 
kormneristeuererklänmg wmd als Option im Rahmen des 
Serviceangebots der Steuer\^erw^altung ausgestaltet w^er- 
den. Dabei steht es jedem Bürger frei, dieses Angebot 
tatsächlich in Anspnich zu nehmen. Im Übrigen muss 
der Steuerpflichtige die Eintragimgen der Finanz- 
verw^altimg eigenver antwortlich prüfen und ergänzen. 

Damit eine „Vorausgefüllte Steuererklärimg“ bei den 
Bür gern auf br eite Akzeptanz stößt imd nemiensw^ert ziu 
Senkimg der Bürokr atiekosten betr agen karm, sollte sie 
ein Mindestmaß an Voreintragungen enthalten. Bevor 
eine „VorausgeMlte Steuererklärung“ angeboten wer- 
den kami, muss deshalb zimäclist die Informationsbasis 
der Steuerverwaltimg weiter verbreitert werden. Wich- 
tige Schritte dazu wurden bereits imternornmen. So 
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Tabelle 10 

Die Steuereinnahmen des Bundes 2010 bis 2014 



2010 

2011 

2012 

2013 

2014 




- in Mrd. € - 



1. Steuerschätzung 

- Bundesanteil an Lohnsteuer und 






veranlagter Einkommensteuer 

64,5 

63.5 

68,4 

72,8 

76,5 

- Bundesanteii an nicht veraniagten Steuern vom 

Ertrag, Abgeltungsteuer auf Zins- und Ver- 

äußerungserträge und Körperschaftsteuer 

13,5 

14.5 

16,7 

18,6 

20,3 

- Bundesanteil an Steuern vom Umsatz 

(nach Abzug EU - MwSt-Eigen mittel) 

93,6 

96.3 

98,8 

100,5 

102,9 

- Bundesanteil an Gewerbesteuerumiage 

1,2 

T2 

T3 

1,4 

1,5 

- Tabaksteuer 

13,2 

13.2 

13,2 

13,3 

13,3 

- Branntweinsteuer 

2,0 

2,0 

2,0 

2,0 

2,0 

- Energiesteuer 

39,2 

39,2 

39,2 

39,2 

39,2 

abzüg 1 ich : L ä nd erbäte ii i g u ng 

-6,9 

-7.0 

-7,1 

-7,2 

-7,3 

- Stromsteuer 

6,2 

6,2 

6,2 

6,2 

6,2 

- S onstige B u ndesste uern 

31,5 

31,4 

32,1 

32,7 

33,2 

abzüglich: - Ergänzungszuweisungen 

-12,6 

- 12,0 

- 11,4 

-10,8 

- 10,2 

- EU-BNE-Eigenmittel 

-19,9 

-21.8 

-23,9 

-24,1 

-24,4 

- Kompensation Kfz-Steuer 

-9.0 

-9.0 

-9.0 

-9.0 

-9.0 

(ab 07/2009) 


0,0 

-0,5 

-0,8 

-0.8 

-0.8 

- Konsoiidierungshilfen 

2. Auswirkungen von geplanten Steuerrechts- 

_ 

4.5 

7,0 

7,0 

7,0 

änderungen, die unter Nr. 1 nicht erfasst sind 

Steuereinnahmen 

216,4 

221,8 

232,8 

241,8 

250,3 


Rundungsdiffenenizen möglich 

1) Ergebnis AK „Steoerschätzungen“ vom Mai 2010 
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wurden insbesondere die gesetzlichen Regehuigen zui’ 
elektronischen Übemiitthmg der Daten der Rentenbe- 
ziigsniitteiliuigeii, dei’ Bescheinigungsdaten über Lohn- 
/EntgeltersatzleistiingeiL über geleistete Altersvorsoige- 
beiträge, über Beiüäge zui’ privaten luid gesetzlichen 
Basiskranken- imd Pflegepflicht\'ersichei'ung sowie über 
Zuw'endungsnachw^eise {Spendenbescheinigungen) 
geschaffen. Eine Verordnung zur Übeiinittlung von 
Bescheinigmigsdaten über vermögenswiiksame 
Leistiuigen ist in Vorbereitung. 

hu Rahnien von KONSENS (Koordinierte neue Soft- 
w^areentwicklung der Steuer\^emaltung) wwde auf 
dieser Basis niit der Planung ziu technischen Uni- 
setzimg des Pioduktes „Voraus gefüllte Steuererklärung'* 
begonnen. Eine Ehtfülming noch in dieser Legislatui- 
periode w^ird angestrebt. 

Steuerpolitik im internationalen und europäischen 
Kontext 

Die Bimdesregienmg setzt ihre erfolgreiche internatio- 
nale Steueipohtik för eine bessere inteiiiationale Zusam- 
menarbeit, fahe steuerliche Wettbewerb sbedingiuigen 
und die Waluimg des nationalen Steuer Substrats foit. 


Auf der EU-Ebene gilt es, die notw^endige pohtische 
Einigung über die re\ddierten Eassungen der Zinsricht- 
linie imd der Amtshilferichtlinie herbeizufüluen. Die im 
Zusaiiunenhang mit der Neubelebrmg des Bimien- 
marktes unterbreiteten Vorschläge füi’ eine stärkere 
Koordinieiimg im Bereich der direkten Steuern müssen 
im Einzehien geprüft rmd diskutiert werden, shmvoUe 
und aussichtsreiche Projekte sollen gezielt unterstützt 
werden. 

Die Bekämpfung der Steuerhinterziehimg erfordert auch 
eine hitensivienmg der grenzübersclueitenden Zusam- 
menarbeit der Einanzbehörden, insbesondere durch 
Informationsaustausch. Im Ralunen der EU geht es 
insbesondere um die Beförderung des automatischen 
Informationsaustauschs, hiteinational geht es um die 
tatsächliche Umsetzung des OE CD -Standards zu 
Transparenz luid steuerlichem Auskunftsaustausch, 
insbesondere durch alle wuchtigen Finanzzentreri der 
Welt. Dies soll der durch die G20 initiierte Prüfimgs- 
prozess (Peer Reviews) diuch das bei der OECD arige- 
siedelte Global Fonun (Global Fomm on Transparency 
and Exchange of Information) gew^ähileisten, der im 
März 2010 begann und der über die nächsten Jahre die 
Prtrfiuig der Verhältnisse in mehr' als 90 Staaten und 
Gebieten zmn Gegenstand hat. 


Schaubild 14 
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Auf OECD -Ebene stehen außerdem die folgenden 
Arbeitsbereiche im Fokus, in denen die Bimdes- 
regienmg aktiv mitv^'iikt: 

• die regelmäßige Überarbeitimg des OECD-Musters 
fiii’ Doppelbesteuerungsabkoinmen imd seines 
Kommentars, um internationale Doppelbe- 
steueiiuigen soweit wie möglich zu veimeiden, aber 
auch das nationale Steuersubstrat zu schützen; 

• die weitere Überarbeitung der OECD- 
VerTechinmgspreisleitlinien zur’ Gewinnaufteilimg 
zv^dschen verbundenen Unternehmen, run soweit 
wie möglich internationale Übereinstimmimg in 
diesem Bereich zu erreichen und dadiuch sowohl 
potentielle Besteuenmgskonflikte zu reduzieren, als 
auch das nationale Steuersubstiat zu erhalten; 

Maßnahmen gegen den Umsatzstenerbetrng 

Auf EU-Ebene wird die Bekämpfiuig des Umsatz- 
steuerbehugs konsequent weiteiweifolgt. Die Brrndes- 
regieiimg hat Ende letzten Jahres einen Anhag auf 
Emiächtigrmg zur’ Einfühlung des Reverse-Charge- 
Verfahrens auf die Liefeiung von Handys und 
integi’ieiten Schaltkreisen gestellt. Diese Maßnahme hat 
sich im Vereinigten Königieich bereits zm Beüugsbe- 
kämpfung bew^ähit. Die Bmidesregienuig kommt damit 
auch einem Aufhag der Finanzministerkonferenz nach. 
Die Europäische Kommission hat bereits einen entspre- 
chenden Eimächtigungsvor schlag vorgelegt, der derzeit 
im Rat erörtert wmd. 

Biuid und Länder werden ihie Anstrengungen füi’ eine 
effektive Bekämpfung der Umsatzsteuerliinterziehmig 
auch weiterhin konsequent fortsetzen. Dass die bisher 
ergriffenen Maßnahmen erfolgreich sind und somit 
gi’undsätzlich in die richtige Richtiuig weisen, w^ird von 
einer ritckläufigen Melirweitsteuerausfallquote in dem 
Jalir 2005 imd den Folgejaliren entsprechend den 
Bereclmimgen des ifo-histituts bestätigt. 

Zmn besseren Schutz des nationalen Umsatzsteuer- 
aufkommens vor spezifischen Angr iffen diuch Umsatz- 
steuerbehüger imd zu einer Verbessenuig der Möghch- 
keiten zur Betnigsbekämpfung tragen auch die erst 
kürzlich vom Gesetzgeber verabschiedeten rmd zmn 
1. Juli 2010 wmksam geW'Ordenen Maßnahmen im 
Rahmen des Gesetzes zur Umsetzung steuerhcher EU- 
Vorgaben sowde zur Ändenmg steuerhcher Vorscluiften 
bei. So w^erden dmch die Erweitening der Steuerschuld- 
nerschaft des Leistmigsempfangers beim Handel mit 
C02-EmissionszeitifLkaten in § 13b UStG eine Verlage- 
nuig von Umsatzsteuerbeüug in diesem Geschäfts - 
Segment nach Deutschland mid Steuerausfälle in diei- 
stehiger Milhonenhöhe verhindert. Mit der 
Veipfhchtimg zm grundsätzlich monathchen Übermitt- 
hmg der Zusammenfassenden Meldrmg bei innerge- 
meinschaftlichen Wareiüiefenmgen rmd Liefenmgen im 


Rahmen von iimergemeinschaftlichen Dreiecks- 
geschäften (§ 25b Absatz 2 UStG) durch die Unter- 
neluner werden ftu die Finanz\rerwaltiuig auch die 
Voraussetzimgen zu einem schnelleren Ab gleich der 
Daten über den innergemeinschafthchen Handel 
geschaffen, mit der Folge, dass Umsatzsteuerhinteizie- 
hmig frtiher erkamit, im besten Fall sogar verhindert 
werden kami. 

Auch die aktuellen Vorschläge zur Erw^eiter’ung des 
§ 13b UStG mid der Einfülinmg der Steuerschuld- 
nerschaft des Leistungsempfängers ftii- Umsätze mit 
hidusti’ieschi’ott mid Altmetallen sowie für’ die Erbrin- 
gmig von Gebäudereiniger’leistmigen im Rahmen des 
Jahressteuergesetzes 2010 zielen darauf ab, dem in dem 
Bereich in den Ländern festgestellten Umsatzsteuerbe- 
tiug einen wmksamen Riegel vorzuschieben rmd künftig 
Umsatzsteuerausfalle in Millionenhöhe in diesen Ge- 
schäftssegmenten zu verliindern. 

Energiebesteuerung 

Mit dem Gesetzentwurf zm’ Ändeimig des Energie- 
Steuer- mid des Stromsteuergesetzes sollen Verbesse- 
nmgen beim Gesetzesvollzug sowie der Wiikmig der’ 
Energie- rmd Süomsteuer unter Berücksichtigung der’ 
klimapolitischen Ziele der Brmdesregienuig erzielt wer- 
den. So ist ein Anreiz ftü die umw^eltfreundhchere land- 
seitige Versorgung von Schiffen in Häfen vorgesehen, 
um die Luftieinheit zu verbessern. Auf die Entstehrmg 
eines Marktes ftu Sekimdäi- und Ersatzbreimstoffe soll 
reagiert werden, indem ein am Energiegehalt orientier- 
ter Steuert ai’if eingeführt w^ird. Die vorgeschlagene 
Regelimg verhält sich steuerhch neutral mid vereinfacht 
für Untemelmien mid Verwaltung das Besteueiungsver- 
fahien. Außerdem sollen die Betriebe der Forst- imd 
Landwiitschaft - parallel zu den Bemühungen mn eine 
emopäische Haimonisienmg der Steuersätze - miter- 
stützt werden, indem Einschiänkmigen bei der Agrar- 
diesel-Steueivergütimg abgebaut w^erden. 

Die Kommission hat angekmidigt, einen Vorschlag zur 
Überarbeitimg der EnergiesteueiTichtlinie (Richt- 
linie 2003/96/EG des Rates vom 27. Oktober 2003) 
vorlegen zu wollen. In der Folge ist auch eine Über- 
arbeitung des Energie - und Stroms teuer gesetzes zu 
erwarten. 

Steuerliche Maßnahmen als Beitrag zu einer nach- 
haltigen Konsolidierung des Haushalts 

Die Bundesregienmg hat anlässhch ilirer Haushalts- 
klausur am 6./7. Jmü 2010 insbesondere folgende 
steueirelevante Maßnalmien beschlossen, die mit dem 
Entwurf eines Haushaltsbegleitgesetzes zum Haushalt 
201 1 umgesetzt werden sollen: 
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• Die Ameize fiir muweltgerechtes Verhalten iiii 
interna tioiialeii Flug\^eikehi’ sollen verstäikt wer- 
den. Da die EinfLilnung einer internationalen 
Kerosinbesteuenuig kurzfristig umeahstisch er- 
scheint, soll eine nationale LufK^erkehisabgabe fth 
alle Passagiere erhoben w^erden, die von einem in- 
ländischen Flughafen abfliegen. Sie soll differen- 
ziert ausgestaltet W' erden und ab 2012 die Einbe- 
ziehung des Lnflv^erkehis in den Einissionshandel 
beilicksichtigen. 

• Die Kemenergiewmtschaft soll an den Sanienings- 
kosten u. a. der Schachtanlage Asse II beteiligt 
w^erden. Außerdem ist ein Beitrag der Keinener- 
giewmtschaft im Hinblick auf die erheblichen 
Zusatzgew'inne gerechtfeiligt, die die Kemenergie- 
wiitschaft diu’ch die Einpreisrmg der CO 2 - 
Zertifikate in den Shoinpreis verehmahint, ohne 
selbst diuch den Einissionshandel belastet zu sein. 

• Mit einer Reduziening der Steueibeglinstigungen, 
die Unternehmen von den Wh’kiuigen der ökologi- 
schen Steuen efomi entlasten, w^erden Subventionen 
im Energiestener- und Shomsteuergesetz einge- 
sclu’änkt. Die Maßnahme zielt auch darauf ab, 
Regelungen, die zu Mitnahmeeffekten geführt 
haben, zu begienzen imd das 
Besteuenmgsverfahien zu vereinfachen. 

4.3 Sonstige Einnahmen 

4.3.1 Überblick 

Neben den Steuereimiahmen als größtem Emnahme- 
block erzielt der Bimd noch sonstige Einnalimen in 
Höhe von 28,1 Mid. € im Jalue 2011 (Tabelle 1 1). 

4.3.2 Privatisierungspolitik 

Ziel der Piivatisienmgs- imd Beteihgrmgspolitik des 
Bundes ist es, dmch eine nachhaltige Stäikung der 
Untenielimen mit Bundesbeteiligung die gesamt- 
w^irtschaftlichen imd ordnungspolitischen Ralimen- 
bedingiuigen in Deutsclüand zu verbessern. Auch wemi 
die Folgen der historischen Wirtschaftskrise einzelne 
Privatisienmgsvorhaben gestoppt haben, bedeutet dies 
doch keine Abkehi- von dem bisher verfolgten Piiva- 
tisienmgsansatz. Die Piivatisienmg bleibt fiii- viele 
staathche Untemelmien der bessere Weg ziu Sicheinng 
iluer Zukunft. 

Auch weiterhin eifolgt eine regelmäßige Übeiprüfung 
der Beteiligungen nach § 7 BHO auf Piivatisiei’ungs- 
möglichkeiten. Konkiete Maßstäbe fth diese Über- 
prüfiuig sind dabei die Wiitschafthchkeit der Aufgaben- 
erfiilhmg imd ein eindeutiges „JA“ auf die Frage, ob ftu 
eine Betedigmig an einem Unternehmen ein „wichtiges 
Bundesinteresse“ besteht. 


Besteht ftu ein Unternehmen ein solches „wichtiges 
Bimdesinteresse“ nicht mehr’, w-erden Schritte zui' 
Piivatisienmg eingeleitet. 

Die Biuidesregienmg erstellt dazu im zweijährigen 
Tiuiius einen Bericht, in dem diejenigen Beteihgimgen 
benaimt werden, an denen kein „wichtiges Bundes- 
interesse“ mehr besteht. Der nächste Bericht zum Priva- 
tisienmgspiogianmi der Bimdesregienmg w^ird derzeit 
erstellt. 

4.3.3 Immobilienverwaltung und -Verwertung 

Mit Wirkung zum 1 . Januar 2005 wurde die mit unter- 
nehmeiischen Stinkturen ausgestattete Bundesanstalt füi' 
Iimnobilienaufgaben als eine bimdesmimittelbare 
rechtsfähige Anstalt des öffenthchen Rechts im 
Geschäftsbereich des Bimdesministeiiums der Finanzen 
neu gegriindet. Als zentraler hnmobihendienstleister auf 
Bimdesebene iiinmit sie folgende Keinaufgaben w^ahi" 

• Wirtschafthche Veiwaltung des diensthch ge- 
nutzten Bmidesliegenschaftsveimögens auf der 
Basis eines nachhaltigen, w^eit- luid kosten- 
optiniierten zentralen Liegenschaftsmanagements, 

• wiitschaftliche Veiwertung der nicht mehr’ fiü’ 
dienstliche Zwecke benötigten Liegenschaften, 

• zenftale Deckimg des Grundstücks- und Raum- 
bedarfs füi' Bimdeszw^ecke sowie 

• Wahmehmimg bestimmter liegenschaftsbezogener 
öffentlicher Verwaltimgsaufgaben des Bimdes. 

Im Rahmen des neu eingefühiten Einheitlichen Liegen- 
schaftsmanagements (ELM) tritt die Bundesanstalt füi' 
Immobihenaufgaben gegenüber inländischen Nutzem 
von Dienstliegenschaften des Bundes als zentraler 
,JDienstleister“ auf und wird bis spätestens Ende 2013 
giimdsätzhch alle Dienstliegenschaften des Bimdes in 
ihi- Eigentiun übeinelmien imd auf der Ginndlage eines 
Mieft'erhältnisses den Nutzem überlassen, hn Ergebnis 
dieses Piozesses werden Effizienzgew^mne und Quali- 
tätssteigenmgen dmch eine Zentrahsierung der bisher 
parallel stattfindenden einzehien Liegenschaftsvemal- 
tmigen der Ressorts mid damit verbimden der Abbau 
redimdanter Verwaltungsstmkturen erw^artet. Die 
Ressorts sowie ihie Geschäftsbereiche w^erden in die 
Lage versetzt, sich auf ihre Keinaufgaben zu kon- 
zentrieren. 

Seit der Gründung der Bundesanstalt für Immobilien- 
aufgaben sind aus der Verweitimg nicht mehr fth 
Bmideszwecke benötigter Liegenschaften sowie aus 
Vemiietung und Veipachtimg Eiimalmien in Höhe von 
insgesamt rd. 6,2 Mrd. € (Stand: 31.12.2009) erzielt 
worden, hn Finanzplanimgszeiti’aum bis 2014 werden in 
Abhängigkeit von der Geschäftsentwickhmg jähilich 
Abfühinngen an den Bundeshaushalt geleistet, hi die- 
sem Abftihiimgsbetiag sind die gesamten eigenen und 
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Tabelle 11 


Sonstige Einnahmen des Bundes im Jahre 2011 


- in Mrd. € - 


♦ Stenerähn liehe Abgaben {Münzeinnahmen und dgl.) 0,4 

♦ Verwaltungseinnahmen 7,7 

davon - Gebühren, Entgelte 6,9 

♦ Einnahmen aus wirtschatlicher Tätigkeit und Vermögen (ohne Zinsen) 5,6 

davon - Gewinne aus Unternehmen und Beteiligungen (u.a. Gewinnabfühmng Bundesbank/EZB) 5,5 

- Mieten, Pachten u.a.m 0,1 

♦ Erlöse aus der Veräußenjng von Gegenständen, Kapitatrückzahlungen 3,4 

davon - Privatisiemngseriöse 2,6 

♦ Einnahmen aus der Inanspnjchnahme von Gewährleistungen 0,3 

♦ Zinseinnahmen .... ....... ..... 0,5 

♦ Dari ehensrückfl y SSO 1,4 

♦ Einnahmen aus Zuweisungen und Zuschüssen, besondere Einanzienjngseinnahmen 8,9 

davon - Ein gl ied erungsbeitrag der Bu ndesagentur tu r Arbeit 4,8 


Zusammen 


28,1 


sonstigen von der Bimdesanstalt zu tiageiiden Aufeen- 
dungen Ergebnis inindenid beriicksichtigt {ii. a. ftii- 
Personal, Vemaltungsaufgaben oder Ginndstiicksver- 
pflichtungen z. B. infolge von Altlasteii ehemals militä- 
risch genutzter Liegenschaften). Die konkrete Höhe des 
jähi’Lichen Abfülunngsbetrages ini Finanzplaniuigs- 
zeitramn wkd wesentlich bestimmt vom Geschäfts- 
Verlauf insbesondere von der Ertrags- luid Kosteiient- 
wicklimg imd dem Verlauf der weiteren 
Liegenschaftszuftihruiigeii in das ELM. 

Die Eiimahmen imd Ausgaben des Bundes im 
Zusaiimienliaiig mit dem ELM diuch die Bundesanstalt 
werden ab dem Haushaltsjalu 2011 zentral im neuen 
Kapitel 6004 (Bundesinimobilienangelegenheiten) ver- 
anschlagt. 


4.3.4 Gewinne der Deutschen Bundesbank 
und Europäischen Zentralbank 

Wichtige Quellen fiii- das Jaluesergebnis 2009 der Bim- 
desbaiik waren: 

• Nettozinsertrag 

Der Nettozinseitrag in Höhe von 4,1 Mrd. € hat sich 
gegenüber dem Vorjahr mn 4,3 Mrd. € veningert. Die 
Zinserti’äge beliefen sich auf 6,6 Mrd. €, die Zinsauf- 
wendmigen auf 3,5 Mid. €. Von dem Nettozins eitiag 
entfielen 0,6 Mid. € auf Fremdwähmngen (im Wesent- 
lichen aus Wähituigsreseiwen) mid 3,5 Mid. € auf Emo 
(im Wesentlichen aus dem Einsatz geldpolitischer 
Instnunente). 

• Nettoergebnis aus Finanzgeschäfien, Abschreibun- 
gen auf Wähiungsreseiwen und Rückstellungen 
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Das Nettoergebnis belief sich auf 482 Mio. €. Wich- 
tigster Bestandteil dieser Position sind realisierte 
Gewinne aus Bestandsabgäiigeii von Wertpapieren, 
Gold und Frenidwälinmgeii (673 Mio. €); Abschieibrm- 
geii auf Wertpapiere und Fienidwälinmgen erfolgten 
- iin Gegensatz ziirn Voijaln - irn Umfang von 
142 Mio. €. Flii- allgerneine Wagnisse, Preis- und 
Wälmingsrisiken wurden Rückstellungen i. H.v. 
49 Mio. € gebildet. 

• Bimdesbankgew^iim 

Der Bundesbank-Gewinn aus dem Geschäftsjahr 2009 
ist deuthch geringer als im Voijalir. Dies ist vor allem 
auf die gesmikenen Euro-Zinseiträge zmlickzufiihren. 
Der Bimdesbankgew^iiui 2009 in Höhe von 4,1 Mid. € 
wurde am 9. März 2010 in voller Höhe an den Bund ab- 
geMirt. 3,5 Mrd. € des Bundesbarikgew^inns flössen in 
den Brmdeshaushalt. Da die urspitingüchen Verbind- 
lichkeiten des Erblastentilgurigsforids weitgehend getilgt 
sind, wuirden die verbleibenden 0,6 Mrd. € vollständig 
zur Tilgung der Schulden des Sondeivermögens 
„Investitions- mid Tilgungsfonds“ (TTF) vemendet. 
Künftig wird ein ansteigender Anteil des Bundesbank- 
gewinns zm Tilgung der Schulden des ITE vemendet. 
Im Einklang mit § 6 ITFG wurden die Finanzplan- 
ansätze daher fiii' 2011 auf 3,0 Mrd. € und fiii' die beiden 
folgenden Jalue jeweils auf 2,5 Mrd. € festgesetzt. 

Für längere Zeiüäume kann der Bundesbankgewinn 
erfahiiuigsgemäß wegen der misicheren Prognose- 
gnmdlage (vor allem der Zins- und Wechselkiu'sent- 
wickhmg) nicht zuverlässig geschätzt w^erden. 

4.4 Kreditaufnahme 

Die Nettokreditaufiialune ist der Teil der Bnittokredit- 
aufiialmie, der nicht ziu AnschlussfLnanzieriing zu tilgen- 
dei- Kredirt^erbindhclikeiten des Bruides, sondern zur Aus- 
gabenfinanzienuig (= Nettoneuverschuldung) verwendet 
wild, hii Jahr 2011 sind 57,5 Mid. € fiti’ die Nettokredit- 
aufiialmie des Bimdes (ohne Sondeivermögen mit eigener 
Kreditemiächtigimg) rmd 262,6 Mid. € für- die Anschluss- 
finanzienmg des Bimdes vorgesehen. Hinzu üitt die 
Kreditaufiialune diuch zwei Sondeiveimögen des Bundes, 
den Fiiianzmaiktstabüisierungsfonds und den hivestitions- 
imd Tilgungsfonds (vgl. Nr. 3.2.13), deien Höhe sich nicht 
belastbar prognostizieren lässt, da sich die Kieditemiäch- 
tigungen dei’ Sondeiveimögen über’ mehreie Haushalts- 
jahre ei’stiecken. Die füi' den Bimdeshaushalt nach der 
Bundeshaushaltsordnrmg vorgescluiebene Nettover- 
anschlagung der Einnahmen aus Kiediten vom Kredit- 
markt rmd der liieimit zusanunenhängenden Tilgungs- 
ausgaben (Ansclüussfinanzierung) wird in der Finanzie- 
lungsübersicht rmd im Kreditfinanzietungsplan (Gesamt- 
plan des Bundeshaushalts, Teil n imd m) dargestellt (vgl. 
auch Tabelle 13). 


5 Die Finanzbeziehungen des Bundes zu 
anderen öffentlichen Ebenen 

5.1 Die Finanzbeziehungen zwischen EU und 
Bund 

Das Volumen des EU-Haushalts 2010 beläuft sich auf 
knapp 123 Mid. €. Mit einem Fiiiaiizienmgsanteil von 
rd. 20 % am EU-Haushalt ist Deutschland (vor 
Erankieich) der giößte Beihagszalüer unter den 27 EU- 
Mitgliedstaaten. 

hn Jahr 2008 hat Deutschland erneut mit rd. 37 % den 
deuthch größten Nettotraiisfers an den EU-Haushalt 
geleistet (vor Itahen mit rd. 17 % und Frankreich mit rd. 
16%). Der deutsche Beitrag zur Fiiianzieinng der EU 
wird allein vom Bimd erbracht - im Wesentlichen durch 
Abzug von Mehiweitsteuer (MwSt)- imd Bmtto- 
nationaleinkonmien-Eigemnittehi vom Steuer- 
aufkonmien des Bundes. Die Eigenmittelober grenze ist 
im Einanzplanzeitraum auf 1 ,23 % des BNE festgelegt. 

hn sog. Eigeiunittelbeschluss sind die Regelungen für 
die Finanzieiimg des EU-Haushalts festgelegt. Dieser 
wird diu'ch folgende dr ei Eigenmittelarten fmanziert: 

• Zölle tmd Zuckerabgaben (sog. Traditionelle Eigen- 
mittel) 

• Mehrwertsteuer-Eigemnittel imd 

• Biiittonationaleinkommen-Eigenmittel. 

Um die Lastenteilimg zwischen den Mitgliedstaaten 
ausgewogener zu gestalten und die Haushaltsungleich- 
gewichte zu reduzieren, sind am 1 . März 2009 rückwir- 
kend ab 2007 folgende Ändenmgen in Kraft getreten: 

• Festsetzimg des Abnifsatzes für die Mehrwertsteuer- 
Eigenmittel auf 0,30 %. 

• Bis 2013: Absenkimg des MwSt-Abiufsatzes in 
folgenden Mitgliedstaaten von 0,30 % auf: 

- Östeneich: 0,225 % 

- Deutschland: 0,15 % 

- Niederlande und Sclmeden: 0,1 0 % 

• Bis 2013: Pauschale Absenkung der BNE-Eigemnit- 
tel füi- Niederlande (605 Mio. €/Jalu’) imd Schweden 
(150Mio.€/Jahi). 

• Piogressive Absenkimg des Konekturmechanismus 
für das Vereinigte Königreich, m dem das Ver- 
einigte Königreich künftig an der Finanziemng der 
Kosten ftu die Erweitenmg mit Ausnahme der 
marktbezogenen Agrarausgaben beteihgt wird. Der 
daraus resultierende zusätzhche Beitrag des Ver- 
einigten Königreichs ist im Zeitraum 2007 - 2013 
auf maximal 10,5 Mrd. € begi enzt. 
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Tabelle 12 


Privatisierung von Beteiligungsunternehmen des Bundes 1994 bis 2010 

(Stand Juni 201 0) 


Haushaltsjahr 


Unternehmen 


1995 


1994 Bayerischer Lloyd AG (Bundesanteil: 26,2 %} 

Vollprivatisierung (26,2 %) 

Wohnungsbau Rupertwinkel eG (Bundesanteil 3,67 %} 

OFD gibt Anteile bei fehlendem Belegungsbedarf zurück 

Deutsche Lufthansa AG (Bundesanteil: 51,4 %) 

Börsengang (6,9 %} mit Kapitalerhöhung ohne Beteiligung des Bundes; 
verbleibender Bundesanteil: 35,7 % 

Osthavel ländische Eisenbahn AG {Bundesanteil; 5,3 %) 

Vollprivatisierung (5,3 %) 

Rhein-Main-Donau AG {Bundesanteil: 66,2 %} 

Vollprivatisierung (66,2 %) 

Deutsche Aussenhandelsbank AG {Bundesanteil: 46,3 %) 

Vollprivatisierung (46,3 %) 

Deutsche Vertriebsgesellschaft für Publikationen und Filme mbH {Bundesanteil: 100 %) 
Vollprivatisierung (100 %) 

Deutsche Film- und Fernsehakademie Berlin GmbH (Bundesanteil: 50 %) 
Vollprivatisierung (50 %) 

Heimbetriebsgesellschaft mbH {Bundesanteil: 100 %) 

Vollprivatisierung (100 %) 

NILEG Niedersächsische Gesellschaft für Landesentwicklung und Wohnungsbau mbH 
{Bundesanteil: 20,2 %) 

Vollprivatisierung (20,2 %) 

1996 Neckar AG {Bundesanteil: 63,5 %) 

Vollprivatisierung (63,5 %) 

Deutsche Lufthansa AG 

Veräußerung von Anteilen an die KfW/Platzhaltervertrag (35,7 %) 

Deutsche Telekom AG {Bundesanteil: 100 %) 

Erst-Börsengang mittels Kapitalerhöhung ohne Beteiligung des Bundes; 
verbleibender Bundesanteil; 74 % 

1997 Mon Repos Erholungsheim Davos AG (Bundesanteil: 100 %) 

Vollprivatisierung (100 %) 

Gemeinnützige Deutsche Wohnungsbaugesellschaft mbH (Bundesanteil: 58,3 %) 
Vollprivatisierung (58,3 %) 

Deutsche Lufthansa AG 
Vollprivatisierung durch Börsengang {35,7 %) 

Deutsche Telekom AG 

Veräußerung von Anteilen an die KfW/ Platzhaltervertrag (13,5 %); 
verbleibender Bundesanteil: 60,5 % 

Deutsche Stadtentwicklungsgesellschaft mbH (Bundesanteil; 57,8 %) 

Vollprivatisierung (57,8 %) 

DSK Deutsche Stadtentwicklungsgesellschaft mbH (Bundesanteil 57,8 %) 
Vollprivatisierung (57,8 %) 

GBB Genossenschaftsholding Berlin (Bundesanteil; 100 %) 

Vollprivatisierung (100 %) 

Münchner Tunnelgesellschaft mbH (Bundesanteil: 10%) 

Vollprivatisierung (10 %) 
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Privatisierung von Beteiligungsunternehmen des Bundes 1994 bis 2010 


(Stand: Juni 2010) 


Haushaltsjahr 


Unternehmen 


1 998 Deutsche Teleltom AG 

Veräußerung von Anteilen an die KfW/Platzhaltervertrag {1 1 ,2 %); KtW-Anteil 23,9 % 
verbleibender Bundesanteil: 48,1 % 

Autobahn Tank & Rast AG (Bundesanteil: 100 %) 

Vollprivatisierung (100 %} 

Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH (Bundesanteil; 70 %) 

Teilprivatisierung (34,9 %); verbleibender Bundesanteil: 35,1 % 

Saarbergwerke AG (Bundesanteil; 74 %) 

Voll Privatisierung (74 %) 

Landeswohnungs- und Städtebaugesellschaft Bayern mbH (Bundesanteil; 25,1 %) 
Voll Privatisierung (25,1 %} 

Gesellschaft für Lagereibetriebe mbH (Bundesanteil: 100 %) 

Voll Privatisierung (100 %} 

Heimstätte Rheinland-Pfalz GmbH (Bundesanteil: 25,8 %) 

Voll Privatisierung (25,8 %) 

DG Bank Deutsche Genossenschaftsbank (Bundesanteil; 0,04 %) 

Voll Privatisierung (0,04 %} 

Lübecker Hafengesellschaft (Bundesanteil: 50 %) 

Voll Privatisierung (50 %) 

1999 Deutsche Postbank AG (Bundesanteil: 100 %) 

Veräußerung an die Deutsche Post AG (100 %) 

Deutsche Telekom AG (Bundesanteil 48,1 %) 

Kapitalerhöhung ohne Beteiligung des Bundes; Bundesanteil 43,6 % 

Schleswig-Holsteinische Landgesellschaft (Bundesanteil: 27,5 %) 

Voll Privatisierung (27,5 %} 

Deutsche Telekom AG 

Zweit-Börsengang mittels Kapitalerhöhung ohne Beteiligung des Bundes; 
verbleibender Bundesanteil: 43,2 % 

Deutsche Post AG (Bundesanteil: 100 %) 

Veräußerung von Anteilen an die KfW/Platzhaltervertrag (50,0 %); 
verbleibender Bundesanteil: 50,0 % 

DSL Bank AG 

Veräußerung an die Deutsche Post AG (51,5 %) 

2000 Deutsche Telekom AG 

Dritt-Börsengang aus KfW-Bestand (6,6 %); verbleibender KfW-Anteil: 16,8 %; 
verbleibender Bundesanteil: 43,2 % 

Flughafen Hamburg GmbH (Bundesanteil: 26 %) 

Voll Privatisierung (26 %) 

Deutsche Post AG 

Erst-Börsengang aus KfW-Bestand (28,8 %); verbleibender KfW-Anteil; 21,2 %; 
verbleibender Bundesanteil: 50,0 % 

Bundesdruckerei GmbH (Bundesanteil: 100 %) 

Voll Privatisierung (100 %) 
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Privatisierung von Beteiligungsunternehmen des Bundes 1994 bis 2010 


(Stand: Juni 2010) 


Hausheltsjalir 


Unternehmen 


2001 Gesellschaft für kommunale Altkredite und 

Sonderaufgaben der Währungsumstellung GmbH (GAW) (Bundesanteil: 100 %) 
Vollprivatisierung (100 %) 

Deutsche Telekom AG (Bundesanteil; 43,2 %) 

Kapitalerhöhung zur Ausgabe neuer Aktien zum Erwerb von VoiceStream/PowerTel; 
verbleibender Bundesanteil: 30,9 %; verbleibender KfW-Anteil; 12,1 % 
juris GmbH (Bundesanteil; 95,34 %) 

Teilprivatisierung (45,33 %); verbleibender Bundesanteil; 50,01 % 

Fraport AG (Bundesanteil; 25,87 %) 

Erst-Börsengang mittels Kapitalerhöhung ohne Beteiligung des Bundes; 
verbleibender Bundesanteil: 18,4 % 

DEC - Deutsche Investitions- und Entwicklungsgesellschaft mbH (Bundesanteil: 100 %) 
Veräußerung an die Kreditanstalt für Wiederaufbau-KfW (100 %) 

Frankfurter Siedlungsgesellschaft mbH (Bundesanteil; 72,65 %) 

Voll Privatisierung (72,65 %) 


2002 GEWOBAG, Gemeinnützige Wohnungsbau-AG Berlin (Bundesanteil; 2,65 %) 
Voll Privatisierung (2,65 %) 


2003 LEG Saar, Landesentwicklungsgesellschaft Saarland mbH (Bundesanteil: 25,28 %) 
Voll Privatisierung (25,28 %) 

Nassauische Heimstätte Wohnungs- und Entwicklungsgesellschaft mbH 
(Bundesanteil: 6,99 %) 

Voll Privatisierung 6,99 % 

Wohnstadt Stadtentwicklungs- und Wohnungsbaugesellschaft Hessen mbH 
(Bundesanteil: 2,55 %} 

Voll Privatisierung; 2,55 % 

Gemeinnützige Baugenossenschaft Donauwörth eG (Bundesanteil: 2,82 %) 

Voll Privatisierung 2,82 % 

Gemeinnützige Wohnungsgenossenschaft eG Bonn (Bundesanteil: 0,25 %) 

Voll Privatisierung; 0,25 % 

Gemeinnütziger Bau verein eG, Kobienz (Bundesanteil; 0,92 %) 

Voll Privatisierung 0,92 % 

Deutsche Teiekom AG 

Umtauschanleihe aus KfW-Bestand, Volumen 5 Mrd. €, Laufeeit 5 Jahre 
Deutsche Post AG 

Veräußerung von Anteilen an die KfW/ Platzhaltervertrag (30,0 %); KfW-Anteil; 48,3 %; 
Bundesanteil; 20,0 % 

Deutsche Teiekom AG 

Veräußerung von Anteilen an die KfW/ Platzhaltervertrag (4,7 %); KfW-Anteil: 16,7 %; 
Bundesanteil: 26,0 % 

Baugenossenschaft Hoistein eG (Bundesanteil: 3,08 %) 

Voll Privatisierung 3,08 % 
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Privatisierung von Beteiligungsunternehmen des Bundes 1994 bis 2010 


(Stand: Juni 2010) 


Haushaltsjahr 


Unternehmen 


2003 Deutsche Post AG 

Direktverkauf aus KfW-Bestand (Acceleriertes Bookbuilding-Verfahren) ;; verbleibender KfW- 
Anteil: 42,6 %; verbleibender Bundesanleil; 20,0 % 

Deutsche Post AG 

Umtauschanleihe aus KfW-Besland; Volumen 1,15 Mrd. €; Laufzeit 3 Jahre 

2004 Deutsche Telekom AG 

Direktverkauf aus KfW-Bestand (Acceleriertes Bookbuilding-Verfahren); KfW-Anteil 1 1 ,9 %; 
Bundesanteil: 26,0 % 

Deutsche Telekom AG 

Verkauf von kurzfristigen Optionen (Warrants) aus KfW-Bestand, Volumen 1 Mrd. €, Laufzeit 
6, 12, 18 Monate 

Deutsche Post AG 

Direktverkauf aus KfW-Bestand; verbleibender KfW-Anteil 36,1 %; verbleibender Bundesanteil: 

20,0% 

Deutsche Telekom AG 

Veräußerung von Anteilen an die KfW/Platzhaltervertrag (3,3 %); KfW-Anteil: 15,3 %; 
Bundesanteil: 22,7 % 

2005 Deutsche Post AG 

Veräußerung von Anteilen an die KfW/Platzhaltervertrag (12,7 %); KfW-Anteil: 48,8 %; 
Bundesanteil: 7,3 % 

Deutsche Post AG 

Umtauschanleihe Japan aus KfW-Bestand; Volumen 1,1 Mrd. €; Laufzeit 5 Jahre 

Deutsche Baurevision Aktiengesellschaft Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
(Bundesanteil: 30 %} 

VoNprivatisierung (30 %) 

Deutsche Telekom AG 

Ausübung von kurzfristigen Optionen (Warrants) aus KfW-Bestand; Volumen 333,3 Mio. €, 
Laufzeit 6 Monate, KfW-Anteil: 14,8 %; Bundesanteil: 22,7 % 

Deutsche Post AG 

Direktverkauf aus KfW-Bestand (Acceleriertes Bookbuilding-Verfahren); verbleibender KfW- 
Anteil: 37,4 %; verbleibender Bundesanteil: 7,3 % 

Bau verein Bentheim eG 
(Bundesanteil 0,38 %) 

VoNp rivatisierung (0,38 %.} 

Deutsche Post AG 

Veräußerung von Anteilen an die KfW/Platzhaltervertrag (7,3 %); KfW-Anteil 44,7 %; 
Bundesanteil 0 % 

Deutsche Telekom AG 

Veräußerung von Anteilen an die KfW / Platzhaltervertrag (7,3 %.); KfW-Anteil 22,1 %.; 
Bundesanteil 15,4 % 

Fraport AG 

(Bundesanteil 18,2%) 

Veräußerung von 1 1,6 % Bund sowie 6,6 % Umtauschanleihe 
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Privatisierung von Beteiligungsunternehmen des Bundes 1994 bis 2010 


(Stand: Juni 2010) 


Haushaltsjahr 


Unternehmen 


2006 Deutsche Telekom AG 

Direktverkauf aus KfW-Bestand {Einzelinvestor) 

KfW-Anteil 17,5 %, Bundesanteil 15,4 %} 

Deutsche Telekom AG 

Umwandlung von Aktien der T-Online-International AG in Aktien der DTAG 
Verwässerung der Anteile (insg. 0,48 %); KfW-Anteil 17,3 %, 

Bundesanteil 15,2 % 

Deutsche Telekom AG 

Umwandlung einer 2003 begebenen Pflichtwandelanleihe der DTAG 
Verwässerung der Anteile (insg. 1,23 %}; KfW-Anteil16,6 %, 

Bundesanteil 14,6 % 

Baugenossenschaft Aschendorf-Hümmling e.G. (Bundesantell 7,7 %) 

OFD gibt Anteile bei fehlendem Belegungsbedarf zurück 

Deutsche Post AG 

Direktverkauf aus KfW-Bestand (Accelerated Bookbuilding-Verfahren) KfW-Anteil 35,5 % 
Deutsche Telekom AG 

Rücknahme der Verwässerung von 0,48 % durch Einziehung von DTAG Aktien und somit 
Verringerung des Grundkapitals: 

KfW-Anteil 16,9 %, Bundesanteil 14,8 % 

Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH 
(Bundesanteil 35,10 %) 

Voll privatisierunq {35,10 %) 

2007 Deutsche Post AG 

Ausübung der im Dezember 2003 von der KfW begebenen Wandelanleihe 
KfW-Anteil 30,6 % 

Osthannoversche Eisenbahnen AG 
(Bundesanteil 33,8 %} 

Vgllprivatisierung {33,8 %) 

Fraport AG 

Ausübung der in 2005 festgelegten Umtausch an lei he des Bundes i.H.v. 6,6 % 
Voll privatisierunq {6,6 %} 

Genossenschaft Höhenkiinik Valbella Davos 
(Bundesanteil 100 %) 

Vollprivatisierung {100 %) 

DEGES Deutsche Einheit Fernstraßenpianungs- und -bau GmbH 

(Bundesanteil 50,0 %} 

Rückführung des Bundesanteils auf 46,42 % durch Erweiterung des 
Gesel Ischafterkreises 

Vivico Real Estate GmbH 

(Bundesanteil 5,01 %, Bundeseisenbahnvermögen 94,99 %) 

Voll privatisierunq {5,01 %, 94,99 %) 
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Privatisierung von Beteiligungsunternehmen des Bundes 1994 bis 2010 


(Stand: Juni 2010) 


Haushaltsjahr 

Unternehmen 

2008 

Deutsche Telekom AG 

Umtauschanleihe aus KfW-Besland, Volumen 3,3 Mrd. €, Laufeeit 5 Jahre 


Flughafen München Baugesellschaft mbH, München 
(Bundesanteil 26 %) 

VoNprivatisierung (26 %} 


DEGES Deutsche Einheit Femstraßenplanungs- und -bau GmbH 
(Bundesanteil 46,42 %) 

Rückführung des Bundesanleils auf 42,88 % durch Erweiterung des Gesell sch afterkreises 

2009 

Deutsches Institut für tropische und subtropische Landwirtschaft GmbH 
(Bundesanteil 15,88%) 

VoNprivatisierung (15,88 %} 


DEGES Deutsche Einheit Femstraßenplanungs- und -bau GmbH 
(Bundesanteil 42,88 %) 

Rückführung des Bundesanteils auf 39,44 % durch Erweiterung des Gesell sch afterkreises 

Deutsche Post AG 

Umtauschanleihe aus KfW-Bestand; Volumen 750 Mio. €; Laufzeit 5 Jahre 
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Kreditfinanzierungsübersicht 2009 bis 2014 




Ist 

Soll 

Entwurf 


Finanzplan 




2009 

2010 

2011 

2012 

1 2013 1 

2014 



- in Mrd. € - 

1. 

Bruttokreditaufnahme 







11 

Kreditaufriahme zur 







1.1.1 

Anschlussfinanzierung für Tilgungen 

228,5 

237,5 

262,6 

279,2 

289,5 

284,2 

1.1.2 

Eigenbeslandsveränderung 



(- = Abbau) 

1,4 

-0.5 

0,7 

1,5 

0.8 

-0.3 

1.1.3. 

Bestandsveränderung der 
Verwahrgelder 

-0,8 

0.1 

-0,5 

-0,7 

0,0 

-0.2 

1.2 

Nettokreditaufnahme 

34,1 

80,2 

57,5 

40,1 

31,6 

24,1 

1.3 

haushaltsmäßige Umbuchung 
(- = Minderung der BKA) 

7,3 

- 

- 

- 

- 

- 

Zusammen {1.1 - 1.3) ................................ 

270,4 

317,3 

320,2 

320,2 

321,9 

307,7 

2. 

Tilgung von Schulden 







2.1 

mit Laufzeiten 

von mehr als vier Jahren 

83,6 

80,5 

84,5 

87,9 

92,2 

84,8 

2.2 

mit Laufzeiten 

von einem bis zu vier Jahren 

58,4 

59,7 

59,5 

68,1 

71,5 

71,9 

2.3 

mit Laufzeiten 

von weniger als einem Jahr 

86,5 

97,2 

118,6 

123,2 

125,8 

127,5 

Tilgung von Schulden gesamt (2.1 -2.3} 

228,5 

237,5 

262,6 

279,2 

289,5 

284,2 

2.4 

Sonstige Einnahmen zur 
Schuldentilgung 

0,0 

0.0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

2.4.1 

Länderbeitrag nach dem 
Altschuldenregelungsgesetz 

0,0 

0.0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

2.4.2 

Mehreinnahmen Bundesbankgewinn 

0,0 

- 

- 

- 

- 

- 

Zusammen (2.1 - 2.4} 

228,5 

237,5 

262,6 

279,2 

289,5 

284,2 


Rundungsdifferenzen möglich 
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Eigenmittelabführungen des Bundes an den EU-Haushalt 2010 bis 2014 



2010 

2011 

2012 

2013 

2014 

- rn Mrd. € - 

Zölle 

3,80 

3,90 

4,00 

4,10 

4,20 

Zuckerabgaben 

0,04 

0,04 

0,04 

0,04 

0,04 

Mehrwertsteuer - Eigenmittel 

2,21 

1,93 

1,89 

1,96 

2,03 

Bruttonationaleinkommen - Eigenmittel 

19,93 

21,77 

23,87 

24,07 

24,41 

EigenminelabfUhrung insgesamt** 

25,98 

27,64 

29,80 

30,17 

30,68 


^ Rundungsdifferenzen möglich 


Der zv^dschen dem Rat, dem Etuopäischen Parlament 
und der Kommission (KOM) gefimdeiie Kompromiss 
ziim Finanzialimeii 2007-2013 setzt einen wichtigen 
Scluitt in Richtung gerechter Lastenteilung diuch die 
klare Ausgabenbegienzung einerseits tmd die zusätz- 
lichen Entlastungen der größten Nettozahler im neuen 
Finanzienmgs System andererseits. 

Eine Übeiprüfung dieser Beschhisse ist in einer sog. 
,4’eview^ clause“ vorgesehen. Danach ist die KOM auf- 
gefordert, eine Neubew^eitung vorzunehmen, in die 
sämthche Aspekte der EU-Ausgaben, einschließlich der 
Gemeinsamen Agraipolitik, und der Eigenmittel sowie 
der Atisgleichszahliuigen an das Vereinigte Königreich 
einbezogen werden sollen. Die KOM wdid ihren Bericht 
hierzu im 3 . Quartal 2010 vorlegen. 

5.2 Aufteilung des Gesamtsteueraufkommens 

Der Anteil des Bundes am Gesamtsteuerau&ommen, 
der 1970 noch 54,2 % beüug, ging bis zum Jalue 1998 
auf 41,0 % zmlick. In den Folgejahien ist der Bundes- 
anteil wieder bis auf 43,4 % im Jahi e 2003 angestiegen 
(Schaubild 15). Ui'sächhch liier fiir ist vor allem die 
ökologische Steueirefoim mit einer stufenweisen Anhe- 
biuig der Mineralölsteuer und der Einfülmmg einer 
Stromsteuer, deren Sätze ebenfalls bis zum Jahre 2003 
kontinuierlich angehoben wwden. Mit den Einnahmen 
aus der ökologischen Steuen efoim stabüisiert der Bund 
die Beitr äge zur Rentenversichenuig. 


Der Biuidesanteil am Steuer aufl^ommen sank in den 
Jahren 2004 bis 2006 bis auf 41,7 % tmd stieg 2009 
wieder auf 43,5 %. Nach Einschätzimg des Arbeits- 
kreises „Steuerschätzimgen“ vom Mai 2010 w^ird der 
Bimdesanteil am Steueraufkommen wegen höherer 
Abführungen an die EU voraussichtlich bis zum Jahre 
2014 wieder auf 41,8 % sinken. 

5.2.1 Aufteilung des Umsatzsteueraufkommens 

Nach Artikel 106 Absatz 3 GG werden die Anteile von 
Bund tmd Ländern am Umsatzsteueraufkommen durch 
Bundesgesetz, das der Zustimmung des Bundesrates 
bedaif, festgesetzt, hii Rahmen der laufenden Ein- 
nahmen haben der Bund tmd die Länder dabei gleich- 
mäßigen Aispmch auf die Decktmg der notw^endigen 
Ausgaben. Entwickeln sich die Deckungsverhältnisse 
von Btmd und Lärideiii auseinander, sind nach Art. 106 
Absatz 4 GG die Alteile von Btmd und Ländern an der 
Umsatzsteuer anztipassen. 

Nach der Erhöhung des Umsatzsteuer-Noimalsatzes tun 
3 Piozentptuikte auf 19 % zum Jahresbegirm 2007 stellt 
sich die Umsatzsteuer\'ei1eiltmg zwischen Btmd tmd 
Ländern aktuell folgendermaßen dar" Der Btmd erhält 
vorab 4,42 % im Jahr 2008 und 4,45 % ab 2009, tun die 
Btmdesagenttu ftir Abeit (BA) in die Lage zu ver- 
setzen, die Beiträge ztu Abeitslosenversicherimg in 
Höhe des Aufkommens aus einem Umsatzsteueipunkt 
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Schaublid 15 


Anteile^ von Bund, Ländern, Gemeinden und EU 
am Gesamtsteueraufkommen in Prozent 2000 bis 2014 


% 



1) Rechnerische Aufteilung 

2) Bund und Länder: Nach Ergänzungszuweisungen 

3) Länder Ohne Gemeindesteuern der Stadtstaaten 

alb 2010: Ergebnis des Arbeitskreises "Steuerschätzunden'' 


□ Bund 2) □ Länder 2), 3) □ Gemeinden DEU 



Mai 2010 


ZU senken. Vom verbleibenden Uinsatzsteueiauf- 
konimeii erhält der Bund zur Refmanziening eines 
zusätzlichen Bnndeszuscbusses zur gesetzbchen Ren- 
tenversicherung, den er seit 1998 leistet, ab 2008 vorab 

5.05 % des Umsatzsteueraiifkonimens. 

Von dem verbleibenden Aufkoinmen der Umsatzsteuer 
erhalten die Gemeinden vorab 2,2 % als Kompensation 
fiii- den Wegfall der Gewerbekapitalsteuer. Von dem 
danach noch verbleibenden Umsatzsteueraufkoinmen 
stehen dem Bimd 2008 49,7 % imd den Läudeni 50,3 % 
zu. Dabei sind die im Ralmien des Familienfördenmgs- 
gesetzes zimi 1 . Januar 2000 sowie im Ralunen des 
Zweiten Gesetzes ziu Familienföideinng und des Sob- 
daipaktfortfLibiTJiigsgesetzes ab dem 1 . Januai' 2002 
vorgenommenen Erhöhungen des bisherigen Kompen- 
sationsbetiages für den Faniilienleistiuigsausgleich von 

5.5 um 0,9 Umsatzsteueipunkte beriicksichtigt. Infolge 
der Steuersatzerhöhung zum 1 . Januar 2007 sinken die 
Länder anteile tun 0, 1 Piozentpunkte ab 2008, sodass der 
Kompensationsbetrag insgesamt 6,3 Piozentpiuikte 
beträgt. 


Der Biuidesanteil wird um einen Festbetrag erhöht bzw. 
im Jalu 2010 veimindeit. Dieser Betrag liegt 

im Jalu 2009 bei 933 712 000 €, 

im Jalu 2010 bei - 234 288 000 €, 

luid im Jalu- 201 1 bei 1 005 378 666 €. 

Der Länderanteil veimindeit hzw. erhöht sich ent- 
sprechend. Dieser Festbetrag eixeclmet sich aus ver- 
schiedenen politischen Maßnalunen wie ziun Beispiel 
der Übernahme der Verbindlichkeiten des Fonds 
„Deutsche Einlieit“ diuch den Bmid zum 1. Januar 2005 
(l,32Mi’d. € pro Jahr), den Erhöhungen des Kinder- 
geldes zum 1. Januar 2009 imd ziun 1. Januar 2010 
sowie der fmanziellen Beteibgrmg des Brmdes am Aus- 
bau der Beüeuung der Unterdieijäluigen. 

Die tatsäclüichen Anteile des Biuides, dei’ Länder imd 
der Gemeinden am Umsatzsteueraufkonmien errechnen 
sich aus den gesetzlich defmierten Umsatzsteuer- 
anteilen. Dabei werden die Prozentsätze fiu den Bimd 
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Tatsiohliche Anteile am Umsatzsteueraufkommen in Prozent 1990 bis 2014 


□ Bund 1 ) □ Länder 2) □ Gemeinden 
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1) Ergänzungszuweisungen an Länder abgesetzt (bis 1994); Abfühaing MWSt- und BNE-Ei gen mittel an die EU nicht abgesetzt; 
ohne Zuweisungen von Ländern für Fonds "DE" (FDE) bis 2004 

2) Ergänzungszuweisungen (bis 1994) zugesetzt; Zuweisungen an Bund für Fonds "DE" bis 2004 nicht abgesetzt 

Ab 2010 GesetzJiche Verteilung der Umsatzsteuer auf Basis der Ergebnisse des Arbeitskreises '■Steuerschätzungen" vom Mai 2010 


und die Länder auf das nach Abzug der Vorabbeträge 
füi’ die Arbeitslosenversicheiung, für die gesetzliche 
Rentenveisiclienmg und für die Gemeinden verblei- 
bende Uinsatzsteuerau&oinmen angewendet. Der Bund 
erhält im Jahr 2010 einen tatsächlichen Anteil am 
Umsatzsteiieraiifkonuuen von 53,2 % zur Erfüllung 
seiner Aufgaben (Schaubild 16). Seit 1980 hat sich der 
tatsächliche Anteil des Biuides an der Umsatzsteuer um 
12,8 Prozentpiuikte veiringert. Ursache hierfüi' ist vor 
aUeni die wiederholte Erhöhrmg des Umsatzsteuer- 
anteils der Länder. So wuchs aUein im Zeitraum von 


1980 bis heute der gesetzhche Länderanteil an der 
Umsatzsteuer in mehieren Stufen von 32,5 % (1 980) um 
18 Prozentpunkte auf 50,5% (2004). Die Einfülmuig 
des neuen Vorabanteils im Jalu 2007 hat zwar zu einer 
Erhöhung des Biuidesanterls geftilul. Dem steht jedoch 
der Beitrag des Bundes an die BA zur Senkimg der 
Beiträge ziu Arbeitslosenversichenmg gegenüber. Die 
Mittelabfühiungen an die EU, teilweise m der Eoim von 
MWSt-Eigemnitteln, erfolgen aus dem Gesamtsteuer- 
aufkonmien des Brmdes. 
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5.2.2 Bundesergänzungszuweisungen 

Das Finanzaiisglekhsgesetz vom 20. Dezember 2001 
bildet zusammen mit dem Maßstäbegesetz vom 
9. September 2001 die gesetzliche Gnuidlage für die 
Regehmgeü des bundesstaatlichen Finanzausgleichs 
einschließhcli derer des Sohdaipakts II flii’ die Jahre 
2005 bis 2019. Das Finanzausgleichssystem ist in diei 
Stufen unterteilt: die horizontale Unisatzsteuer\^er- 
teihmg, den Länder finanzaus gleich mid die Bimdes- 
ergänzungszuweisimgen. Die Regehmgen zu den 
Bmidesergänziuigszuweisimgen sind dabei wie folgt: 

Leistimgsschwache Länder erhalten allgemeine Bimdes- 
ergänzungszuweisimgen in Höhe von 77,5 % der nach 
Diuchfiiluimg des Länderfinanzausgleichs verbleiben- 
den Felilbehäge zu 99,5 % der länderdiuchschnitthchen 
Finanzkraft. Ihi' Volumen betiug 2009 rd. 2,5 Mid. € 
imd wild für 2010 mid für 2011 auf jew^eils rd. 
2,4 Mrd. € geschätzt. 

Neben allgemeinen Bimdesergänzungszuw^eisungen 
gewählt der Bund verschiedene Arten von Soiider- 
bedarfs-Bimdesergänzungszuweisungen. 

Ziu' Deckimg von teihmgsbedingten Sondeiiasten aus 
dem bestehenden starken inhastiuktuiellen Nachhol- 
bedarf luid zum Ausgleich imteipropoitionaler konmiu- 
nalei’ Finanzkraft erhalten die neuen Länder luid Berlin 
degressiv ausgestaltete Sonderbedarfs-Bundeser- 
gänzungszuw^eisungen im Raluiien des Sohdaipakts ü. 
Ihi- Volumen für 2009 belief sich auf rd. 9,5 Mrd. €. Für 
2010 ist ein Rückgang von knapp 0,8 Mid. € auf rd. 
8,7 Mi’d. € imd fiii' 2011 ein weiterer Rückgang von rd. 
0,7 Mid. € auf dami rd. 8,0 Mid. € festgelegt. Insgesamt 
wird der Biuid den ostdeutschen Ländeni zum Abbau 
teihmgsbedingter Sonderlasten von 2005 bis 2019 rd. 

105.3 Mid. € in Form von Sondeibedarfs-Bimdes- 
ergänzungszuw^eisimgen ziu Verfügrmg stellen. 

Zum Ausgleich von Sonderlasten durch die süuktmelle 
Arbeitslosigkeit und der daraus entstehenden übeipro- 
portionalen Lasten bei der Zusammenfiihnuig von 
Arbeitslosenliilfe mid SoziaUiilfe füi' Erw^erbsfiiliige 
erhalten die neuen Länder (ohne Berlm) Sonderbedarfs- 
Biuidesergänzimgszuweisimgen in Höhe von 1,0 Mid. € 
jähiiich. 

Im Hinblick auf ilue überdui chschnitthch hohen Kosten 
der politischen Fülmmg erhalten leistimgsschwache 
kleine Länder W'eitere Sondeibedarfs-Bundesergän- 
zungszuw^eisungen m Höhe von rd. 0,5 Mid. € jährlich. 

Das GesamtV'olumen der Bimdesergänzungszuw^ei- 
simgen belief sich im Jahi' 2009 auf rd. 13,6 Mid. € imd 
wird füi’ das Jahi- 2010 auf rd. 12,6 Mid. € imd füi' das 
Jalu 2011 auf rd. 12,0 Mid. € geschätzt. 


5.3 Die Leistungen des Bundes an inter- und 
supranationale Organisationen (ohne Bei- 
träge an den EU-Haushalt) 

hl nahezu sämtlichen Einzelplänen des Bimdeshaushalts 
sind ftü eine Vielzalü von inter- imd supranationalen 
Oi’ganisationen untei'schiedhchster Aufgabenbereiche 
Bimdesmittel vorgesehen. Die Leistungen des Bundes 
erfolgen dabei in der Mehizahl der Fälle in Foim von 
Pflichtleistmigen im Rahmen der Mitgliedschaften, zum 
Teil sind aber auch freiwillige Leistungen vorgesehen. 
Dabei sind zahlreiche Beitiäge hi fremden Wälirungen 
zu entrichten: die zu veianschJagenden Beträge unter- 
hegen daher allein schon wechselkursbedingt zum Teil 
nicht unw^esentlichen Schwmikimgen. 

Her\urzuheben sind insbesondere die folgenden 
Leistungen: 

Das fmanzieUe Engagement der Bimdesrepublik 
Deutschland imierhalb der EU bescluänkt sich nicht 
allein auf die Abfühiungen an den EU-Haushalt. Sie 
beteiligt sich z. B. auch am Europäischen Entwickhmgs- 
fonds zugimsten von Entwicklimgsländem AfLikas, der 
Karibik und des Pazifiks (2008 bis 2013: 4,65 Mid. €). 

Die Bimdesrepublik ist am Stammkapital der Eiuo- 
päischen Bank für Wiederaufbau und Entwickhmg 
(EBWE) von 20 Mrd. € mit 8,52 % beteiligt. Außerdem 
ist Deutschland einer’ der größeren Anteilseigner der 
Weltbankgnippe, der regionalen Entwicklungsbanken 
sowie des hitemationalen Währungsfonds mid beteiligt 
sich in entsprechendem Umfang an deren konzessionä- 
ren Hilfsfonds. 

Neben der Emopäischen Weltramnorganisation (ESA), 
für die im Einanzplanzeitraum knapp 3,0 Mid. € einge- 
plant sind, fallen insbesondere die erhebhchen Leistun- 
gen an 

• die NATO, 

• die Eiuopäische Organisation für’ Keinforschmig 
(CERN), 

• die Eiuopäische Organisation zm- Nutzimg von 
meteorologischen SateUiten (EUMETSAT), 

• die Europäische Organisation ziu Sicherung der 
Luftfalut (EUROCONTROL) sowie 

• den Europarat 
besonders ins Gewicht. 

Fm die Vereinten Nationen (VN; Beitrag ziun ordent- 
hchen Haushalt sowie Finanzienmg der Friedens- 
missionen imd der hitemationalen Strafgerichtshöfe) 
sind in demselben Zeitiaiun 2,8 Mrd. € eingeplant; 
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hinzu koimiieii die Leistungen an ihre Unter- und 
Soiideiorganisationen sowie die Leistlingen zur Unter- 
stütziuig ilner Sondeiprograuime. 

Ini Bereich der VN benilit die Finanzienmg auf den 
Pflichtbeiträgen sowie den freiwilligen Leistungen der 
Mitgliedstaaten. Die Höhe der Pflichtbeiträge eines 
jeden Mitghedslandes wird mit Hilfe eines komplexen 
Veiteilungsschlüssels festgesetzt. Die Beitragsskala der 
VN orientiert sich dabei am Grundsatz der Zahlungs- 
fähigkeit der Mitghedstaaten. Wesenthche Berech- 
nmigskomponenten sind dabei eine Orientierung am 
Bruttonationaleinkommen, eine Beitragsobergi enze von 
22 % und ein Mindestbeitragssatz von 0,001 % für die 
zalüungsschwächsten Beiti agszaliler. Die Beitiagsskalen 
der meisten anderen Institutionen innerhalb imd außer- 
halb des VN-Systems orientieren sich an dem flir die 
VN festgelegten VeiteilungssclilüsseL wobei die luiter- 
schiedlichen Mitgliedschaften in den einzehien Organi- 
sationen zugrunde gelegt werden. Deutschland beteiligt 
sich zudem mit freiwithgen Leistungen an der Fhian- 
zienmg von Piogrammen. 


6 Ausblick auf Entwicklungen des Bundes- 
haushalts jenseits des Finanzplanzeit- 
raums 

6.1 Zinsausgaben 

Die Zinsaiisgaben des Bimdes werden nach derzeitiger 
Einschätzung am Ende des Finanzplanzeitraums im 
Jahi' 2014 die Summe von 48 Mid. € tiberschieiten (vgl. 
3.2.12.1). Dies ist vor allem auf die im Finanzplanungs- 
zeitramn 2010 bis 2014 zugmnde gelegte weitere Neu- 
verschiildung des Biuides von insgesamt 233 Mid. € 
sowie auf das ansteigende Zinsniveaii ziirückzuflihi en. 

Die Zinsbelastung künftiger Haushaltsjahre hängt ganz 
wesentlich von der Höhe der tatsächlichen Kreditauf- 
nahme sowie den jeweiligen Konditionen flir die 
Kreditaiifriahme des Bimdes ab. Als Faustiegel gilt 
derzeit: 1 Mid. € Nettokreditaiifhahme venirsacht jähi- 
lich ertva 16 Mio. € Zmsausgaben. 

6.2 Versorgungsleistungen 

Bei den künftigen beamtemechtlichen Versorgimgs- 
leistiuigen handelt es sich imi ungewisse Verbindhch- 
keiten, die in ilner Höhe in bestimmten Grenzen der 
gesetzgeberischen Gestaltung unterliegen. Sie sind 
dahei’ nicht als Teil der Verschuldung des Bimdes aus- 
zuweisen. 

Die Entwicklimg in den einzelnen Bereichen stellt sich 
wie folgt dar (vgl. 3.2.12.2): 


Veisorgungsemp fangerinnen nnd Verso rgnngs- 

empfänger sowie Versorgungsausgaben beim Bnnd 

Laut Viertem Versorgimgsbericht der Biuidesregienmg 
(BT-Dmcksache 16/12660) wird die Zalü der Versor- 
gimgsberechtigten des Bimdes bis 2015 weiter auf 
186.000 zuilickgehen. Dies ist auf die altersbedingte 
Abnahme der Zahl der Versorgmigsemp föngerinnen imd 
Versorgungsempfönger nach dem Gesetz zur Regehmg 
der Rechtsverhältnisse der unter Art. 131 GG fallenden 
Personen zurückzuflihien. Insgesamt w^ird die Zahl der 
Versorgungsberechtigten beim Bund nach 2015 wieder 
auf 207.000 in den Jahien bis 2035 ansteigen imd daim 
auf 197.000 im Jahre 2050 ziirückgehen. Grtinde hierfth 
sind u. a. die eingeleiteten Maßnahmen zui’ Personal- 
rediizienmg sowie die Aiisw^irkungen von Refoimen des 
Dienst- imd Versorgungsrechts. 

Legt man die im Vierten Versorgungsbericht darge- 
stellten Empföngerzahlen zu Grunde, ergeben sich bei 
unterstellten jährlichen Versorgimgsanpassimgen von 
1,5 % sowie jähi’hchen Erhöhungen der Beiliiife- 
ausgaben von 3 % die in Tabelle 15 abgebildeten 
V ersorgungsausgaben. 

Ziu' Dämpfimg der späteren Versorgungsausgaben des 
Bimdes ist ein Sondeivemiögen „Veisorgimgsrticklage 
des Bimdes“ gebildet wwden. Die Rücklage wmd durch 
verminderte Besoldungs- imd Versorgimgsanpassungen 
in den Jalnen 1999 bis 2017 finanziert. Ferner w^ird die 
Hälfte der Einspaiimgen, die aufgiimd weiterer vei- 
sorgimgsrechthcher Maßnalmien (Versorgungs- 
änderungsgesetz 2001) erzielt werden, dei’ Versorgungs- 
rticklage zugeftihrt. Nach Abschluss der Zufühiimgs- 
phase wird das Versorgungsniveau dadiuch dauerhaft 
um 6,33 % gegenüber dem Rechtsstand vor Einfühnmg 
der Versorgimgsrücklage abgesenkt sein. 

Versorgungsempfiingerinnen und Versorgungs- 
empfänger sowie Versorgungsausgaben der Bahn 
und der Post 

Im Prognosezeiftaimi ist mit einer kontinuierhchen 
Rediizienmg der Zahl der Versorgungsberechtigten zu 
rechnen. Die Versorgimgsausgaben w^erden daher ab 
2030 deutlich sinken. 

6.3 Gewährleistungen 

Das maximale Entschädigungsrisiko des Bimdes auf 
Basis der bislang übemonunenen Gew^ährleistimgen 
w^ird bis Ende 2014 im Außenwmtschaftsverkelu auf 
rd. 41 Mid. € geschätzt imd im Biimenwirtschafts- 
verkelir auf rd. 98 Mrd. €. Die Übernahme weiterer 
Gew^ährleistimgen oder die künftige Entpflichtimg des 
Bimdes aus übemommenen Gewährleistungen ist hier- 
bei imbenlcksichtigt (vgl. 3. 2. 4. 5). 
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Tabelle 15 


Versorgungsausgaben des Bundes bis 2050 
in Mrd. € 



Finanzplan 

Prognose 


2010 

2014 

2020 

2030 

2040 

2050 

Versorgungsempfänger 
des Bundes^* 

Anzahl der 

Versorgungsempfänger rd. 

7,3 

197.000 

7A 

188.000 

8,1 

188.000 

10,3 

201.000 

12,5 

206.000 

14,4 

197.000 

ehemalige Bahnbeamte 

Anzahl der 

Versorgungsemptänger rd. 

4.9 

191.000 

4.7 

170.000 

4.6 

146.000 

4,3 

109.000 

3,6 

68.000 

2,7 

34.000 

ehemalige Postbeamte 

Anzahl der 

Versorgungsemptänger rd. 

6.3 

273.000 

7.1 

268.000 

7.1 

255.500 

7,8 

237.200 

7.1 

178.300 

4,7 

102.900 

Summe 

18,5 

19,2 

19,8 

22,4 

23,2 

21,8 

jährliche Veränderung in 
Prozent 


0,9 

0,3 

1,3 

0,4 

-0,6 


Einschl. Versorgungsrücklage 

2 ) 

OhneLeistungenfürdieSonderversorgung ssyste me 


6.4. Private Vorfinanzierung öffentlicher Bau- 
maßnahmen 

Auf der Gimidlage der Entscheidungen der Bimdes- 
regienmg aus den Jalnen 1992, 1994 luid 1998 vtwden 
insgesamt 27 BimdesfemsUaßenprojekte diuch Private 
vorfiiiaiiziert. Einige Maßnahmen müden mischen- 
zeitlich bereits vorzeitig abgelöst. Der Bund ist liierfiii- 
Veipfliclitimgen in Höhe von insgesamt rd. 4,2 Mrd. € 
eingegangen. Davon hat er bis Ende 2009 rd. 2,4 Mrd. € 
abgelöst. Im Finanzplanzeitiaum werden voraussichthch 
rd. 1,23 Mrd. € ausgabewirksam. Die private Vorfman- 
zieiung verlagert Ausgaben, die ansonsten währ end der 
Bauzeit direkt aus dem Haushalt zu finanzieren w^ären, 
auf künftige Haushaltsjalue. Für jede abgeschlossene 
Baumaßnahme erstreckt sich die Refinanzieiimg auf 1 5 
Jalue. Die letzte Amiuitätemate w^ird im Jahi' 2018 
fällig. 


6.5. Öffentlich Private Partnerschaften 

Bei der Modeniisienmg des Staatswesens spielen auf 
allen Ebenen zimehmend Öffentlich Private Partner- 
schaften (ÖPP) ehre Rolle. Bei diesen Maßnalunen tritt 
Jeweils eine Lebenszyklusbetrachtung in den Mittel- 
punkt, wonach nicht iim die Investition als solche 
beüachtet wird, sondern z. B. bei Immobilien neben der 
Plammg und dem Bau auch die Finanzienmg, der Be- 
trieb mrd gegebenenfalls die Verw^ertung. 

Um die Rahmenbedingmigen für- ÖPP in Deutschland 
fortzuentwickehi, wwde die ÖPP Deutschland AG - 
Partnerschaften Deutschland (PD) - mit Gnmdlagen- 
arbeiten beauftragt. Die PD ist eine auf ÖPP-Frageri 
speziahsierte BeratungsgeseEschaft, die ausschheßhch 
die öffentliche Hand berät. Ziel der Arbeiten sind Stari- 
dardisienmgen von Verträgen imd Verfaluen, der Wis- 
senstransfer in den öffenthchen rmd privaten Bereich, 
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some die Mitarbeit bei der Marktöffiiung von Sektoren, 
üi denen wiitschaftliche ÖPP-Piojekte realisierbar 
erscheinen. 

Die wichtigsten ÖPP-Rojekte des Brmdes betreffen die 
Bereiche Bau, Verkeln und Verteidigung, hn Bereich 
Bau fiir den Neubau des Bundesininisteiiunis flir 
Bildung mid Forschrmg ein europaweites ÖPP-Veiga- 
beverfahien gestartet, hi den Bereichen Verkehr und 
Veiteidigimg sind gioße Rojekte bereits in der Realisie- 
inrigs- bzv^^ Betriebsphase. 


Die Umsetzung von ÖPP bei Stiaßenbaumaßnalmien 
soll deren Realisienmg beschleunigen, Effizienz- 
gewinne über den Lebenszyklusansatz generieren und 
insgesamt zu mehr' Innovation im Straßenbau ftihren. 
Bis Anfang 2009 winden insgesamt vier sogenarmte 
A(usbau) -Modelle als Pilotprojekte gestartet, die sich 
derzeit alle in der Bauphase befmden. Aufbauend auf 
den hieraus abgeleiteten ersten praktischen Erfaluimgen 
winden inzwischen acht w^eitere giinidsätzlich für eine 


Tabelle 16 


Private Vorfinanzierung öffentlicher Baumaßnahmen 

(Leasing, Ratenkauf, Mietkauf sowie vergleichbare Modelle) 



Gesamt- 

ausgaben 

Finanzierungsverlauf 


Maßnahme 

Verausgabt 
bis 2009 

Finanzplan- 

zeitraum 

2010-2014 

Folgejahre 

(insgesamt) 

Laufzeit 

(Vertragsende/Jahr) 


Mio.€ 

Mio.€ 



Laufende Maßnahmen 

22 Bundesfernstraßen 4.158 2.398 1.233 527 15 Jahre 


Tabelle 17 


Öffentlich Private Partnerschaften 

{laufende Maßnahmen Tiefbau, Hochbau, sonstige ÖPP-Projekte) 



Gesamt- 

ausgaben 

Fi n anzieru n gs verla uf 

Maßnahme 

Verausgabt 
bis 2009 

Finanzplan- 

zeitraum 

2010-2014 

Folgejahre 

(insgesamt) 


Mio.€ 

Mio. € 

Bereich Bundesfernstraßen 

3.281 

136 

990 

2.155 

Bereich des Bundesministeriums der Verteidigung 

12.877 

4.984 

6.153 

1.740 
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Realisienuig als ÖPP geeignete Piojekte ideiitifizieit, 
die ioi Raluiieii einer so genannten 2. Staffel innerhalb 
der nächsten Jahre realisiert werden sollen. Nach fest- 
gestellter ÖPP-Eignung und positiven Wiitschaftlich- 
keitsuntersiichimgen konnten noch in 2009 fiii' die 
ersten beiden Projekte die Vergabeverfahien begonnen 
werden. Bei den bereits laufenden A-Modellen baut der 
Private einen Autobalinabsclinitt aus und übemiinint 
den Betireb und die Erhaltung fiii- einen dreißigjährigen 
Zeitraum. Im Gegerizug erhält er die auf diesem 
Stieckenabschnitt anfallenden Mauteinnalmien. Für’ die 
künftigen Modelle sind auch verschiedenaitige Varia- 
tionen dieser Gestaltimg, z. B. als VerfLigbarkeits- 
modelL geplant. Bei dieser Modellvariante erhält der 
Private als Vergütung für Bau, Erhaltimg tmd Betrieb 
über die gesamte Projektlanfzeit ein Entgelt aus dem 
Biuideshaushalt auf Basis der Verfügbarkeit, d. h. 
Befalu’barkeit der Verkehrswege. Die Wiitschaftlichkeit 
der ÖPP-Piojekte wird im Rahmen einer laufenden 
Erfolgskontiolle überprtift. Außerdem ist derzeit noch 
ein so genaimtes F-Modell-Piojekt gemäß 
Fernstraßenbauprivatfinanzieningsgesetz vorgesehen, 
bei dem einem Rivaten Bau, Erhaltung tmd Betrieb 
sowie die Finanzieiiing einer Feiiistr aßenbanmaßnalime 
zur Ausfühiimg übertragen wird, der ini Gegenzug das 
Recht zur Erhebtmg einer’ eigenen Mautgebühi’ luid ggf 
eine Anschubfinanziei'ung erhält. 

Im Veiteidigtmgsbereich sind ÖPP gnuidsätzlich ein 
geeignetes Instnmient, uni durch Einbringmig von 
Know-how der PrivaÜÄ^irtschaft Effizienzgewinne bei 
den Prozessabläufen zu erreichen und die Bimdeswehi' 
in Tätigkeitsfeldern zu entlasten, die nicht zu ihren 
Keniaufgaben gehören. Das Bundesministeriuni der 
Veiteidigimg hat vor diesem Hinter gnuid in einigen 
Aufgabenbereichen der Bimdeswehr Gesellschaften 
gegründet, an denen neben dem Btmd Unternelmien der 
privaten Whtschaft beteiligt sind, die in den jeweihgen 
Tätigkeitsbereichen das in der Wirtschaft vorhandene 
spezifische Fachwissen hzw. betriebswirtschaftliche 
Instrurnentariurn eiribririgeri. Wichtigstes ÖPP-Vor- 
haberi der Bimdeswehr ist das rT-Rojekt HERKULES, 
mit dem dmch die vom Bimdesministerium der Ver- 
teidigtmg und Unternehmen der Privaft\^irtschaft 
gegründete BWI Informationstecluiik GmbH im Rah- 
men emer Vertragslaufzeit von 10 Jaluen die gesamte 
zivile IT-Landschaft der Bundeswelu modeniisieit wdid. 
Weitere große ÖPP-Projekte betreffen den Betrieb des 
Fuhrparks (handelsübhche tmd teihnilitarisieite Fahr- 
zeuge der Bundeswelu), das Bekleidtmgswesen tmd die 
Heeresinstandsetzungslogistik. 


6.6 Verpflichtungsermächtigungen 

Die Verpflichtiingsennächtigtmg (VE) ist eine irn Haus- 
haltsplan ausgebrachte Ermächtigung zum Eingehen 
von Verpflichtimgen zur Leistimg von Ausgaben in 
künftigen Haushaltsjahren (§§ 16, 38 BHO). 

Mit dem HaushaltsentwTirf 2011 v^nirden Verpfhch- 
tungsermächtigungen in Höhe von rd. 46,4 Mrd. € aus- 
gebracht. Davon entfallen auf die Finanzplanjahr e 2012 
bis 2014 rd. 29,1 Mrd. € luid auf die Folgejahie rd. 5,2 
Mrd. €. Bei weiteren rd. 12 Mrd. € war die Aufteiltmg 
der Ermächtigtmg auf JahresRhigkeiten ziun jetzigen 
Zeitpunkt nicht möglich. Zusammen mit den Ver- 
pflichtimgsei’mächtigtmgen des Haushalts 2010 in Höhe 
von insgesamt rd. 48,5 Mrd. € und den ausweishch der 
Jahresrechtmg 2009 bis Ende des Haushalts 2009 ge- 
buchten Verpfhchtungsermächtigimgeri von rd. 
13 9 Mr d. € sind kommende Haushalte vorbestirmnt. 

7 Projektion der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung in Deutschland bis 2014 

7.1 Kurzfristige Wirtschaftsentwicklung 

Die deutsche Wirtschaft ist verhalten in das Jahr 2010 
gestartet. Im ersten Quartal stieg das Bmttoinlandspro- 
dukt (BIP) in preis-, kalender- tmd saisoribereinigter 
Betrachtung um 0,2 % gegenüber dem Vorquaital an. 
Insgesamt kam es damit im Winterhalbjahr 2009/2010 
im Vergleich zmn vorangegangenen Sommerhalbjahr' zu 
einer deutlichen Abschwächtmg der wiitschaftlichen 
Aktivität. Diese wmde jedoch durch den tmgewöhnhch 
harten luid langen Winter belastet. 

Die geringe Wachstumsdynamik im Winterhalbjahr 
2009/2010 zeigt, dass der konjtmkturelle Erhohmgspro- 
zess nach wie vor anfälhg für Rückschläge ist. Nach 
zögerlichem Jahresauftakt wird sich die w^irtschaftliche 
Erhohmg im w^eiteren Jahiesverlauf jedoch festigen. 
Darauf deuten sowolü eine spürbare konjunkturelle 
Belebung zum Ende des ersten Quartals als auch die 
vorlatifenden Konjtuiktiuindikatoren hin. So sind 
hidustrieproduktion tmd industrieller Auftragseingang 
klar auffv'ärtsgerichtet, tmd auch die Beurteilung der 
Geschäftsaussichten der Uritemelmien ist w^eiterliin sehr 
optimistisch. Das Expansionstempo im Außenhandel hat 
sich zmn Ende des ersten Quartals sprunghaft erhöht. 
Angesichts einer günstigen Entwicklimg der industriel- 
len Auslandsbestelhmgen und der w^eiterhin sehr guten 
Aussichten für das Exportgeschäft im Verarbeitenden 
Gewerbe sind von den Exporten im w^eiteren Verlauf 
verstärkt positive Impulse zu erwarten. Zusarnrnenge- 
nonmien dürfte damit das Wiitschaftswachstum im 
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zv^^eiten Qiiaital deutlich höher ausfallen als noch zu 
Jahresbegiim. Hierzu dürften nicht nur Nachlioleffekte 
im Baubereich beitragen. Vielmehr hat sich die Dyna- 
mik im industriellen Bereich hiziAdschen merkhch er- 
höht. Nach aktueller Datenlage wird das Bnittoinlands- 
produkt damit in diesem Jalu bei anlialtender 
konjimktureller Erholung stärker ansteigen als im 
Ralmien der Frülijahisprojektion der Bundesregieiiuig 
(+1,4 %) enA^aitet. 

Zunächst wird die konjunkturelle Erholung voraussicht- 
hch vor allem von der Außenwirtschaft getragen 
werden. Dabei dürfte die auf hivestitionsgüter speziali- 
sieite deutsche Expoitw^iitschaft zunehmend von der 
weltw^irtschaftlichen Belebung profitieren. Aufgriuid der 
starken Nachftageentfaltung aus dem Ausland, die wie- 
der zu einer höheren Kapazitätsauslastung ftihien wird, 
und günstiger Eilragspeispektiven werden allmählich 
auch die Investitionen in Ausrüstungen an Dynamik 
gew^imien. Bereits im ersten Vieiteljahi’ 2010 trugen 
diese positiv zur Entwdckhuig des Bmttoinlandspro- 
dukts bei. Zudem dürfte zum Ende dieses Jahres die 
Investitionstätigkeit diuch Vorzieheffekte in Folge des 
Auslaufens vorteilhafter Absclueibungsregeln 
begünstigt w^erden. 

Im Baubereich werden sich in diesem Jalu noch die 
Maßnalmien der Konjiniktiuprogranmie positiv auswir- 
ken. Nach einem vor allem wittenuigsbedirigteri Rück- 
gang der Bautätigkeit zu Jaluesbeginn karm davon aus- 
gegangen werden, dass die Aktivität im 
Bauhauptgewerbe im weiteren Jahres verlauf wieder 
deutlich anziehen wird. Darauf deuten die kräftige 
Gegeribewegung der Bauproduktion zu Begirm des 
Frülijahi's sowie die aufeärtsgerichtete Entwickhmg der 
Auftragseingänge irn Bauliauptgew''erbe Irin. 

Nach bereits deutlichem Rückgang der Konsumausga- 
beri der privaten Haushalte in der zw^eiten Jahreshälfte 

2009 w^ar der private Verbrauch auch im ersten Quartal 

2010 rückläufig. Unterstützt dmch die zusätzlichen 
Entlastungen der privaten Haushalte (Anhebiuig des 
Grundfieibetrages, Erhölnmg Kindergeld bzw\ Kinder- 
fieibeüag imd Absetzbarkeit der Krankenkassenbei- 
üäge) seit Jaluesbeghm W'iid es bei w^eiterhin günstiger 
Entwickhmg am Arbeitsmarkt im weiteren Jahresver- 
lauf jedoch zu einer gewissen Stabilisiemng des 
privaten Konsiuns konmien. 

Der Arbeitsmarkt hat sich gegenüber dem kiisenbe- 
dhigten Konjunktureinbiuch erfieulich robust gezeigt. 
Trotz luigünstiger Wittenmgsbedingiuigen verringerte 
sich die Arbeitslos enzahl in saisonbereinigter Betrach- 
timg im ersten Quartal 2010, und auch im Friihjahi’ 
setzte sich der Rückgang fort. Insbesondere durch eine 
vorübergehende Reduzienmg der Wochenarbeitszeit 
dmch die Unteinelmien wurde die Reaktion am 
Aibeitsmarkt auf den drastischen Konjunktureinbiuch 
im vergangenen Jahr in erheblichem Maße gedämpft. 


Zudem hat die staatliche Förderung der Kmzarbeit den 
Anstieg der Arbeitskosten gebremst. Dies eimöglichte 
es einer Vielzahl von Unternehmen, auf Entlassungen 
zu verzichten. Die Brmdesregierimg geht in iluer Früh- 
jahr sprojektion davon aus, dass sich die Arbeitslosigkeit 
2010 im Jahiesdiuchschnitt nm’ noch leicht erhöhen 
w^ird. Die Erw^erbstätigkeit w^ird zugleich nm’ gering- 
fügig abnehmen. Vor dem Hinterginnd der Arbeits- 
marktdaten der vergangenen Monate, die besser als 
eiw^aitet ausgefallen sind, köimte sich in diesem Jahr 
insgesamt sogar eine noch günstigere Entwicklung am 
Aibeitsmarkt ergeben. 

Nach nahezu stagnierender Preis entwicklimg im ver- 
gangenen Jahr- ist 2010 wieder mit etw^as stärkeren 
Pr eissteigerungen zu rechnen. Darauf deutet inzwischen 
auch die Entwicklmig der Importpreise für Energie mid 
Rohstoffe hin. Insgesamt dürfte das ruhige Preisklima 
jedoch angesichts einer sich erst alhnählich erholenden 
Bimiemiachfiage rmd einer weiterhin sehr moderaten 
Lohnentwicklmig vorerst anhalten. 

7.2 Ausblick auf 2011 

hn Jahr 2011 dürfte sich die konjiuiktmeUe Erhohuig in 
Deutschland foitsetzen. Die Brmdesregienmg eiw^aitet 
in ihier Frühjahrsprojektion für 2011 einen Anstieg des 
Bnittoiiüandsprodukts im Jahresdurchschnitt um preis- 
bereinigt 1 ,6 % gegenüber dem Vorj ahr. 

Mit einer anhaltenden Belebung der Weltw^irtschaft 
w^erden die Nettoexporte 201 1 erneut positiv zm BIP- 
Entwicklung in Deutschland beitragen. Die außenwiit- 
schaftlichen Wachstiunsimpulse dürften zunelunend die 
Bmnenwmtschaft - insbesondere die Ausitistimgsin- 
vestitionen — beleben. Die Ausrüstungsinvestitionen 
w^erden im Jahiesdiuchschnitt, vor allem aufgrund von 
Nachliolbedaif bei den Ersatz- mid Modemisiermigs- 
investitionen, voraussichthch ansteigen. Die Bauin- 
vestitionen dürften infolge des Auslaufens der 
Stütziuigsmaßnahmen weniger stark ziuiehmen als 
2010. Dabei ist eine Erholmig der gew^erblichen Bauin- 
vestitionen unterstellt. Die Wolmmigsbauhivestitionen 
dürften, begünstigt durch die niedrigen Hypotheken- 
zinsen, auch 2011 ausgew^eitet werden, hn Zuge der 
konjmiktmellen Belebimg wmd auch mit einer Erholmig 
des privaten Verbrauchs gerechnet, hn Jahr 2011 dürf- 
ten die Konsumausgaben der privaten Haushalte daher 
in realer Reclmmig leicht ansteigen. hisgesamt werden 
die bimienwmtschafthche Wachstumskräfte 2011 vor- 
aussichthch deuthch stärker sein als 2010. 

Die Erhohmg des privaten Konsums wird dmch eine 
moderate Preisentwicklimg gestützt, die die Kauflaaft 
der privaten Haushalte begünstigt. Eine weitere leichte 
Ziuiahme der Nettolöhne und -gehälter - nach einem 
deuthchen Anstieg 2010 — und eine in dei’ Fiühjahrs- 
projektion imter stellte im Jahresdmchschnitt mivei- 
ändeite Aibeitslosenzahl gegenüber’ 2010 dür’ften sich 
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positiv aiif die Entwicklung der verfiigbaieii Einkom- 
men der privaten Haushalte auswiiken. Ein krisen- 
bedingter Rückschlag auf dem deutschen Aibeitsmarkt, 
als Folge der Finanzmaikt- und Wiitschaftskiise, ist 
insgesamt w^ohl nicht mehr zu emaiten. 

7.3 Mittelfristige Entwicklung bis 2014 

7.3.1 Produktionspotential 

Das Waclistiim des Rodnktionspotentials dürfte sich 
aufgnuid der Wiitschafts- und Finanzkrise verlangsamt 
haben. Allerdings besteht in Deutschland die Chance, 
dass sich das gesamtwiitschaftliche Produktionspo- 
tential schneller erholen kömite als in früheren Kon- 
jiuiktiukiisen. Dazu düiften die stnikturellen Refoimen 
der vergangenen Jahre auf den Faktor- tmd Güter- 
märkten beitragen, die die Angebotsbedingimgen nach- 
haltig begünstigt haben. Die Bundesregieinng geht 
davon aus, dass sich das Potentialwachstiim im Zuge 
der Kiise auf imter 1 % abgeschwächt hat. hii w^eiteren 
Verlauf des mittelfiistigen Projektionszeitramns ninunt 
der Anstieg des potentiellen Bmttoinlandsprodukts aber 
wieder zu. Das Bnittohilandsprodukt w^ird in preisbe- 
reinigter Reclmung in der mittleren Frist (bis ziim Jahi' 
2014) oberhalb der Potentialrate w^achsen. 

7.3.2 Gesamtwirtschaftliche Rahmen- 
bedingungen 

Der Einschätzung ziu w^irtschaftlichen Entwicklung in 
der mittleren Frist liegen folgende makroökonomische 
Rahmenbedingiuigen und technische Annahmen 
zugnuide: 

• Nach der im zweiten Quaital 2009 begoimen 
Erhohmg der Weltwmtschaft w^ird sich der glo- 
bale konjunkturelle Aufeäitstrend der gesamt- 
w^irtschaftlichen Aktivität mit nach Regionen 
unterschiedlicher Dynamik fortsetzen. Die 
Erhohmg des Welthandels düifte sich - nach 
deutlichem Anstieg in diesem Jahi’ - in den 
Folgejahien moderat foitsetzen. Die anhaltende 
Erhohmg der globalen Wirtschaft und des 
Welthandels begünstigen die Expoitchancen 
der deutschen Wiitschaft. 

• Bei Rohöl und Rohstoffen werden im 
Prognosezeitraum keine Versorgtmgsengpässe 
unterstellt. Die Rohsto Preisniveaus werden 
somit deuthch unterhalb der Höchststände vom 
Sommer 2008 bleiben. 

• Der reale Außenw^eit des Euro bleibt stabil auf 
dem Niveau des Fitihjahi’s 2010. 

• Die Europäische Zentralbank sichert das Ziel 
der Preisniveaustabilität bei günstigem Zins- 
niveau. 

• Die Teuerungsrate auf der Konsumentenstufe 
wmd sich in Deutschland tendenziell rmterhalb 


des Preisstabilitätsziels von „unter, aber nahe 
2 bewegen. 

• Die Löhne w^erden moderat steigen luid sich 
dabei tendenziell am gesamtwhtschaftlichen 
Verteilrmgsspiehaum orientieren, der mit 
Stabilität imd mehr' Beschäftigimg zu verein- 
baren ist. 

• Die Staatsftnanzen im Euroraurn w^erden 
korisohdiert. Ab 2011 schw^enkt die deutsche 
Finanzpohtik auf einen Kurs des Defizitabbaus 
entsprechend den Maßgaben der gnmdge- 
setzlich verankerten Schuldemegel rmd des 
europäischen Wachstiuns- und Stabihtätspaktes 
ein. 

• hl Deutschland w^ird die Konsolidienmg der 
Staatsfinanzen durch auf Stärkimg der hmo- 
vatioris- imd Wettbewerbsfähigkeit ausgerich- 
tete Wiitschaftspohtik flankiert. Die Entwick- 
hmg des Humankapitals wdrd durch mehr 
Investitionen in Bildimg und Forschung 
begünstigt. 

7.3.3 Ergebnisse 

Unter den dargestellten Voraussetzungen ergeben sich 
für die Projektion der gesamtw^irtschafthchen Entwick- 
lung fth den Zeiüaum 2010 bis 2014 folgende Eck- 
werte: 

— Das preisbereinigte Bmttoinlandsprodukt wächst 
über den Piojektionszeitraiun hinw^eg um gut 1 Vz % 
p.a. 

— Die derzeit erhebliche negative Produktionslücke, 

die einer starken Unteiauslastimg der gesamtw^irt- 
schafthchen Produktionskapazitäten entspricht, 
wird zmn Ende des mittelfiistigen Zeitraums 
geschlossen. Für- die Jalue 2012 bis 2014 bedeutet 
dies ein reales Wirtschaftsw^achstum von diuch- 
schriittlich 1 % p.a. 

— Die Beschäftigimg w^ird mittelfristig steigen imd die 
Erw^erbstätigenzahl wmd 2014 das Vorkrisemiiveau 
sogar überschreiten. 

Der Außenliandel erholt sich im Schätzzeitraum von 
seinem im Zuge der Wirtschafts- und Finanzkrise 
erlittenen Rückgang. Die Exporte steigen im gesamten 
Piognosezeiüaum um 5 % p.a. an. Dies hängt damit 

zusammen, dass sich das w^eltw^irtschafthche Umfeld ab 
2010 merklich erholt. Bei den hnporlen ist im Schätz- 
zeitraiun eine Wachstumsrate von 4 Vz % p.a. zu erwar- 
ten. Der Wachstumsimpuls vom Außenbeitrag dürfte in 
den Jahren 2010 bis 2014 durchsclmitthch 0,5 %-Punkte 
p.a. betragen. 

Die Konsumausgaben der privaten Haushalte werden im 
gesamten Schätzzeitraum mit real gut Vz % p.a. zuneh- 
men. Darin spiegelt sich die stabile Entwickhmg des 
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privaten Konsums in Deiitscliland mdei\, der nicht 
zuletzt von einer moderaten Preisentwdckliuig profitiert. 
Der Konsum des Staates Uefeit im Voraus schätzimgs- 
zeiti aiuii einen gesamtiAiitschaftlich stützenden Beitrag, 
insbesondere zu Beginn des Schätzzeitiaums. 

Bei der Divestitionstätigkeit sind leichte Unterschiede 
hinsichtlich der Enmdckhuig der Ausiüstiuigsinvesti- 
tionen einerseits und der Bauinvestitionen andererseits 
zu emaiten. Die Ausilistirngsinvestitionen werden tun 
real 4 % p.a. ansteigen. Die Bauinvestitionen w^erden 
dagegen mit preisbereinigt 1 V 2 % p.a. zunehinen. 

Mit Blick auf die gesaintwmtschaftliche Teuerung ist fiir 
den gesamten Vorausschätziuigszeitiaum ein Anstieg 
des BIP-Defiators tun 1 % p.a. zu emaiten. Das BIP in 
jew' eiligen Preisen düifte somit tun 2 Yi % p.a. steigen. 
Beüachtet man ntu die Jalue 2012 bis 2014, so ist mit 
einem Anstieg des nominalen BIP von dtirchschnittlich 
3 % p.a. zu reclmen. 


Die Beschäftigung wird nach dem Rückgang im 
Ralmien der Wirtschafts- tmd Finanzkrise wdeder 
zunehmen. Fiu den gesamten Piojektionszeitramn ergibt 
sich ein leichter Anstieg dei’ Eiw^erbstätigkeit. Die 
Aibeitslosenquote dürfte dabei 201 1 einen jaluesdurch- 
schnittlichen Stand von 8 % erreichen und im w^eiteren 
Verlauf bis 2014 auf nind 7 Y 2 % sinken. 

Das Volkseinkommen wmd im gesamten Schätzzeit- 
raum ansteigen. Während die Aibeitnelmierentgelte mit 
2 % p.a. wachsen, werden die Unternehmens- und 
Veimögenseinkommen mit jaliresdurclischriitthch 
4 Yi % p.a. ztuiehmen. 
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Tabelle 18 


Erwerbstätige, Produktivität und Wirtschaftswachstum 


Jahr 

Erwerbs- 

tätige 

(Inland) 

Beschäftigte 

Arbeitnehmer 

(Inland) 

Arbeitszeit je 

Erwerbs- 

tätigen 

B njttoi n ia n dsprod u kt 

preisbereinigt, Kettenindex 

in jewe lügen 

Preisen 

Deflator 

insgesamt 

je Erwerbs- 
tätigen 

je Erwerbs- 
tätigen- 
stunde 

Mio. 

Stunden 

2000 = 100 

Mrd.€ 

2000 = 100 

2004 

38,880 

34,658 

1.442 

102,24 

102,93 

105,19 

2.210,9 

104,85 

2009 " 

40,265 

35,853 

1.390 

104,77 

101,86 

107,95 

2.407,2 

111,40 

2014"’ 

40,5 

36,1 

1.406 

113,45 

109,57 

114,77 

2.736 

116,92 



Veränderungen insgesamt in Prozent 




2009/2004 ■” 

3,6 

3,4 

-3,6 

2,5 

-1,0 

2,6 

8,9 

6,2 

2014/2009"’ 

^2 

y2 

1 

8y2 

7y2 

6y2 

13 yz 

5 



jahresdurchschnittliche Veränderungen in Prozent 



2009/2004 ■” 

OJ 

0,7 

-0,7 

0,5 

-0,2 

0,5 

1,7 

T2 

2014/2009"* 

% 

y4 

% 

1 y2 

1 y2 

1 y4 

2y2 

1 


Rechenstand Febaiar 2010; 

Mittelfristige Projektion der Bundesregierung April 2010 (basierend auf Rechenstand Febmar2010, gerundete Werte: JahresdurchschnitÜiche 
Veränderung EnA^erbstätige, Arbeitnehmer, Arbeitszeit je Erwerbstätigen und Bnjttoinlandsprodukt je Erwerbstätigen auf Vji gemndet, übrige Werte 
auf 3^). 

Quellen: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen 
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Tabelle 19 

Verwendung des Bruttolnlandsprodukts zu Marktpreisen (In jeweiligen Preisen) 




Konsumausqaben 

B rutto Investitionen 


Jahr 

Brutloinlands- 






Außen- 

produkt 

Private 

Haushalte 

Staat 

insgesamt 

Anlagen 

Vorrats- 

verändenjng 

beitrag 


Mrd.€ 


2004 

2.210,9 

1.303,1 

415,9 

379,0 

387,0 

-8,0 

112,9 

2009 

2.407,2 

1.414,7 

473,1 

409,5 

430,6 

-21,2 

109,9 

2014 

2.736 

1.565 

519 

505 

526 

-22 

148 




Anteile am BIP in Prozent 




2004 

100,0 

58,9 

18,8 

17,1 

17,5 

-0,4 

5,1 

2009 

100,0 

58,8 

19,7 

17,0 

17,9 

-0,9 

4,6 

2014 

100 

57^2 

19 

18^2 

19 

-1 

SVz 




Veränderungen insgesamt in Prozent 



2009/04 

8,9 

8.6 

13,8 

8,0 

11,3 



2014/09 

13^2 

10^2 

9^2 

23 

22 





jahresdurchschnittliche Veränderungen in Prozent 



2009/04 ’’ 

1/ 

1.7 

2.6 

1.6 

2.2 



2014/09 

2^2 

2 

2 

4% 

4 




1 ) Rechenstand Februar 20 1 0; 

2) Mittelfristige Projektbn der Bundesregierung April 2010 (basierend auf Rechenstand Februar 2010, gemndete Werte: gerundet auf 
Quellen: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen 


